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Einleitung
Katrin Praprotnik / Flooh Perlot

Das Lehrbuch gliedert sich in die fünf Teile Politisches System, Akteur*innen, Institutio-
nen, Wahlen und Beteiligung sowie Prozesse. Zu jedem Teil haben namhafte Autor*innen 
Beiträge verfasst. Bei der Auswahl der Autor*innen wurde auf eine möglichst gleich-
berechtigte Einbindung von Frauen und Männern sowie von unterschiedlichen For-
schungsstandorten geachtet. Wir sind froh, dass uns das über weite Strecken gelungen 
ist und wir Ihnen einen vielfältigen Blick auf das politische System Österreichs und die 
heimische Forschungslandschaft präsentieren können.

Teil 1 Politisches System thematisiert die Grundlagen. Daniela Ingruber (Universität 
für Weiterbildung Krems) stellt die österreichische Demokratie und damit in enger 
Verbindung die österreichische Bundesverfassung vor. Im Anschluss erklären Peter Buß-
jäger und Mathias Eller (beide Universität Innsbruck/Institut für Föderalismus) den 
heimischen Föderalismus. Der Föderalismus ist ein Grundprinzip unserer Verfassung 
und sein Verständnis Voraussetzung für jenes des politischen Systems.

Teil 2 widmet sich den zentralen Akteur*innen im politischen System Österreichs. 
Es sind dies die Wähler*innen, die politischen Parteien und die Medien. Zu Beginn 
beschreibt Dimitri Prandner (Johannes Kepler Universität) die Gesellschaft und Werte 
Österreichs. Marcelo Jenny (Universität Innsbruck) stellt die Parteien und das Parteien-
system vor. Er thematisiert damit nicht nur die einzelnen Parteien selbst, sondern auch 
deren Zusammenspiel untereinander. Abschließend widmet sich Josef Trappel (Univer-
sität Salzburg) den Medien als vierte Gewalt. Hier werden das Mediensystem und die 
Rolle der Medien thematisiert.

Teil 3 präsentiert die Institutionen des politischen Systems. Es beginnt Katrin Praprot-
nik (Universität Graz) mit einer Beschreibung des Parlaments und damit des National-
rats und des Bundesrats. Im Anschluss thematisieren Michael Imre (Universität Mann-
heim), Svenja Krauss und Thomas M. Meyer (beide Universität Wien) die Regierungen 
und Regierungsbildungsprozesse in Österreich. Auf die Länderebene blicken Martin 
Dolezal (Universität Salzburg/Universität Graz/Institut für Höhere Studien) und Franz 
Fallend (Universität Salzburg). Es werden die Landtage und die Landesregierungen 
beschrieben. Kathrin Stainer-Hämmerle (Fachhochschule Kärnten) blickt auf die Ge-
meinden. Ludger Helms und Philipp Umek (beide Universität Innsbruck) widmen sich 
dem Amt des*der Bundespräsidenten*Bundespräsidentin. Sarah Meyer (Universität für 
Weiterbildung Krems) geht auf die Rolle Österreichs in der Europäischen Union ein. 
Den Institutionenteil schließen Martin Dolezal (Universität Graz/Universität Salzburg/
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10 Katrin Praprotnik / Flooh Perlot

Institut für Höhere Studien), Klaus Poier und Hedwig Unger (beide Universität Graz) 
mit dem Kapitel Gerichtsbarkeit. Der Rechtsstaat sowie die Gleichheit aller vor dem 
Rechtsstaat sind wesentliche Grundpfeiler unserer Demokratie.

Teil 4 beschreibt mit Wahlen und Beteiligung einen wesentlichen Teil des politischen 
Systems und widmet sich den Möglichkeiten für Mitbestimmung im Rahmen von 
Wahlen sowie politischer Partizipation abseits von Wahlen. Den Anfang machen Flooh 
Perlot und Peter Filzmaier (Universität für Weiterbildung Krems/Universität Graz) mit 
dem Beitrag Wahlrecht. Vorgestellt wird das Wahlrecht auf Gemeinde-, Landes-, Bun-
des- und EU-Ebene. Darauf aufbauend folgen Julia Partheymüller und Lena Maria Hu-
ber (beide Universität Wien) mit dem Thema Wahlkampf. Sie greifen die Dreigliede-
rung Parteien, Wähler*innen, Medien auf und setzen sie in Kontext zu Wahlen. Sylvia 
Kritzinger und Markus Wagner (beide Universität Wien) blicken auf die Bürger*innen 
als Wähler*innen sowie deren Wahlverhalten. Patricia Oberluggauer (Universität für 
Weiterbildung Krems) beleuchtet die etablierten Instrumente der direkten Demokratie 
und damit die Partizipation abseits des Wahlkampfes.

Teil 5 des Buches umfasst die Prozesse des politischen Systems. In diesem Teil werden 
konkrete Beispiele für inhaltliche Politik geliefert. Die hier exemplarisch ausgewählten 
Prozesse sind jene Politikbereiche, die für Österreich, insbesondere in den letzten Jahren, 
bestimmend waren. Die Sozialpolitik ist ein wesentlicher Politikbereich, weil sie dem 
Charakter Österreichs, insbesondere in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg, 
als korporatistisches Land Rechnung trägt. Laurenz Ennser-Jedenastik (Universität 
Wien) stellt die Sozialpolitik und die Sozialpartnerschaft vor. Mit der Umweltaktivistin 
Greta Thunberg und der Fridays for Future-Bewegung erlangte die Klimapolitik Priori-
tät in der öffentlichen Debatte. Bei der Nationalratswahl 2019 war sie bestimmendes 
Thema. Sarah Nash (Universität für Weiterbildung Krems) und Reinhard Steurer (Uni-
versität für Bodenkultur Wien) blicken auf diesen Themenbereich. Die Flüchtlingskrise 
und ihre Auswirkungen bestimmten seit 2015 die öffentliche Debatte, dies fand einen 
Höhepunkt bei der Nationalratswahl 2017. Sieglinde Rosenberger (Universität Wien) 
erarbeitet die Migrations- und Integrationspolitik in Österreich.

Selbstverständnis

Das Lehrbuch möchte, wie der Titel bereits verrät, Basiswissen und Forschungseinbli-
cke zum politischen System Österreichs vermitteln. Unter dem Begriff Basiswissen ver-
stehen wir die Fakten, Daten und Zahlen zum Thema politisches System Österreichs. 
Es geht beispielsweise um die Kenntnis der Inhalte der Bundesverfassung, des Partei-
en- und Mediensystems oder der Möglichkeiten zur politischen Partizipation. Dieses 
Wissen ist in unseren Augen die Grundlage für das weitere Studium und das spätere 
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11Einleitung

Berufsleben. Darüber hinaus möchte das Lehrbuch Einblicke in die politikwissenschaft-
liche Forschung geben, denn das Studium der Politikwissenschaft ist nicht die Verlän-
gerung des schulischen Geschichtsunterrichts und spätere Politikwissenschaftler*innen 
sind keine Lexika. Das Studium soll dazu befähigen, eigene Forschungsfragen entwi-
ckeln und beantworten zu können. Es geht um die Gestaltungs- und Innovationskraft 
der Wissenschaft. Dazu möchten wir mit diesem Lehrbuch einen Beitrag leisten. Die 
Autor*innen kombinieren in ihren Beiträgen daher immer Faktenwissen auf der einen 
Seite mit konkreten Forschungsergebnissen und Hinweisen auf Forschungsprojekte auf 
der anderen Seite.

Struktur der Beiträge

Um einen möglichst einfachen Zugang in die verschiedenen Themen zu ermöglichen, 
folgen alle Beiträge der selben Struktur entlang der folgenden Hauptkapitel. In der 
Einleitung finden Sie jeweils die zentralen Begriffe des vorliegenden Beitrags definiert. 
Außerdem werden Sie mit den entsprechenden Konzepten der Analyse vertraut ge-
macht, die im Folgenden angewandt werden. Im Kapitel Gegenwärtige Situation fin-
den Sie eine Darstellung der derzeitigen Lage zum jeweiligen Thema. Die derzeitige 
Lage definiert sich nicht anhand eines konkreten Datums. Sie ist entweder abgesteckt 
durch den gültigen Rechtsrahmen und/oder umfasst jene Ereignisse der jüngeren Ver-
gangenheit, die maßgeblich für eben diese gegenwärtige Situation sind. Das dritte und 
vierte Kapitel dienen der Einordnung der gegenwärtigen Situation durch Blicke auf die 
österreichische Geschichte einerseits und auf andere Länder andererseits. Im Kapitel 
Rahmenbedingungen und geschichtlicher Hintergrund werden die zentralen Entwicklun-
gen seit dem Beginn der 2. Republik aufgearbeitet. Es handelt sich dabei nicht um 
eine chronologische Auflistung aller Einzelereignisse, sondern um eine Beschreibung 
der wesentlichen Etappen, die für ein besseres Verständnis der gegenwärtigen Situation 
notwendig sind. Im Kapitel Einordnung des österreichischen Falls liefern die Autor*innen 
Vergleiche mit anderen Ländern. Als Vergleichsländer werden grundsätzlich die Mit-
gliedsländer der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) herangezogen, wobei je nach Thema beziehungsweise auch nach Datenver-
fügbarkeit einzelne oder alle Staaten ausgewählt werden. In der internationalen OECD 
sind 38 Länder Mitglied, die sich für Vergleiche aufgrund vieler Gemeinsamkeiten, aber 
auch spannender Unterschiede gut eignen. Schließlich widmet sich in allen Beiträgen 
das Schlusskapitel den Herausforderungen für die Zukunft. Die Autor*innen thematisie-
ren etwaigen Reformdruck und damit in Verbindung mögliche Entwicklungen in der 
kommenden Zeit.
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12 Katrin Praprotnik / Flooh Perlot

Darüber hinaus finden Sie in den Beiträgen Informationsboxen zu Forschungsergeb-
nissen, Forschungsprojekten und Anschaulichem. Die Informationsbox Forschungs-
ergebnisse stellt einen Forschungsablauf in kompakter Form dar. Die Verbindung 
zwischen einer spannenden Fragestellung und deren Beantwortung durch empirische 
Daten wird so sichtbar. Die Informationsbox Forschungsprojekt weißt Sie auf aktuelle 
oder abgeschlossene Forschungsprojekte im In- oder Ausland hin. In Summe zeigt sich 
dadurch die Bandbreite der politikwissenschaftlichen Forschung. Schließlich liefert die 
Informationsbox Anschauliches Interviews, praktische Beispiele oder einfach Spannen-
des zum Thema des jeweiligen Beitrags. Mit diesen Einblicken sollen Sie eine weitere 
Perspektive bekommen.

Homepage als Lern- und Übungsplattform

Das Lehrbuch wird durch eine Homepage (www.politisches-system.at) unterstützt. 
Diese beinhaltet zusätzliches Material, das Sie beim Erarbeiten der Inhalte zum politi-
schen System Österreichs – auch interaktiv – bestmöglich unterstützen soll.

So finden Sie online zu jedem Kapitel die Musterlösungen zu den Übungsfragen. 
Die Fragen zielen – ungefähr im Ausmaß von 50:50 – sowohl auf eine reine Wissens-
überprüfung als auch auf das Verständnis der Inhalte ab. Die unterschiedliche Art der 
Fragestellung kann durch folgendes Beispiel anschaulich gemacht werden. Die Frage 
„Welche Parteien sitzen im österreichischen Nationalrat?“ ist eine andere als „Wieso 
wird im Zusammenhang mit der Anzahl der Parteien im Nationalrat von einer Norma-
lisierung des Parteiensystems gesprochen?“. Für die Beantwortung der ersten Frage ist 
es ausreichend, sich die Parteinamen zu merken. Zur Beantwortung der zweiten Frage 
aber müssen Sie bereits den Zusammenhang zwischen einem Verhältniswahlrechtssys-
tem und der Parteienlandschaft kennen, um zu wissen, dass Ersteres in der Regel mit 
einer höheren Anzahl an Parteien einhergeht, als dies in der Geschichte des heimischen 
Parteiensystems der Fall war. Durch die Kombination an Wissens- und Verständnis-
fragen können sie selbst überprüfen, ob Sie bestimmte Themen lediglich auswendig 
gelernt haben oder bereits in der Lage sind, Konzepte korrekt auf neue Fragestellungen 
anzuwenden. Beide Elemente sind wichtig. Letzteres braucht es zur Ausbildung der 
eigenen Persönlichkeit als Wissenschaftler*in. Außerdem finden Sie Tipps für weiter-
führende Literatur und Daten.
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13Einleitung

Zielsetzung

Das vorliegende Lehrbuch möchte die zentralen Aspekte des politischen Systems, sei-
ner Akteur*innen und Institutionen sowie der Prozess verständlich machen. Darüber 
hinaus hoffen wir, dass Sie die Verbindung von Basiswissen und Forschungseinblicken 
anregt, selbstständig spannende Fragestellungen zu entwickeln und nach Möglichkeiten 
zu suchen, wie diese beantwortet werden können. 

Und zum Schluss …

Wir möchten uns an dieser Stelle bei allen bedanken, die uns bei der Umsetzung des 
Lehrbuchs im Rahmen des Forschungsprojekts Austrian Democracy Lab (ADL) unter-
stützt haben. Ein herzliches Dankeschön geht insbesondere an die beteiligten Autor*in-
nen. Ihr Fachwissen und ihr Engagement haben dieses Lehrbuch erst möglich gemacht. 
Besonderer Dank gilt auch Frau Nadja Pohorely, die die Entstehung dieses Lehrbuch als 
studentische Mitarbeiterin begleitet hat. Schließlich möchten wir uns bei Ihnen, liebe 
Leser*innen, für Ihr Interesse bedanken.

Wenn Sie Feedback für uns haben, dann melden Sie sich gerne bei uns. Sie finden 
unsere Kontaktdaten auf der Homepage des Lehrbuchs. Wir freuen uns, Sie ein Stück 
weit in Ihrem Studium begleiten zu können.
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19Demokratie und Verfassung

gewählt hat) und unmittelbare (entweder eine konkrete Person oder eine Gruppe/Partei 
wird gewählt) Wahlrecht (u.a. Art 26 B-VG), das die Mitbestimmung des Volkes garan-
tiert. Wobei der Begriff Mitbestimmung irreführend ist, zumal in einer Demokratie das 
Volk den Souverän darstellt und jene, die durch Wahlen bestimmt werden, nur seine 
Vertreter*innen sind, die jederzeit wieder entlassen werden können – auch das ist fixer 
Bestandteil einer Demokratie: die Möglichkeit der Abwahl bzw. Absetzung. In Öster-
reich gibt es hierzu die Besonderheit, dass sich die einzelnen Akteur*innen in gewisser 
Weise gegenseitig kontrollieren und auch absetzen können. So kann der*die Bundes-
präsident*in die Bundesregierung entlassen (Art 70 Abs 1 B-VG), muss dabei aber be-
denken, wie die Mehrheitsverhältnisse im Nationalrat sind. Er/sie kann – auf Vorschlag 
der Bundesregierung – ebenso den Nationalrat auflösen (Art  29 Abs  1 B-VG), was 
unweigerlich zu Neuwahlen führt. Der Nationalrat wiederum kann eine Volksabstim-
mung zur Absetzung des*der Bundespräsidenten*Bundespräsidentin in die Wege leiten. 
Lehnt die Bevölkerung die Absetzung ab, hat das Folgen für den Nationalrat, der somit 
aufgelöst ist (Art 60 Abs 60 B-VG). Was nach einem Spiel klingt, ist nichts anderes 
als eine komplexe Absicherung, damit das Volk der Souverän und in Kontrolle dessen 
bleibt, was im Staat geschieht.

Als elementar für eine Demokratie gilt die Gewaltenteilung, die in der österreichi-
schen Verfassung verankert ist mit Legislative (die gesetzgebende Gewalt, das Parla-
ment), Exekutive (Regierung und Verwaltung) und Judikative (Gerichte), wobei diese 
Aufteilung auch in den Bundesländern gilt. Zudem verlangt eine Demokratie festgelegte 
Formen, wie Entscheidungen zu treffen sind. Das sind einerseits Abstimmungen der 
Bundesversammlung (Art  38–40 B-VG), die in Österreich aus zwei Kammern, dem 
Nationalrat und dem politisch eher schwachen Bundesrat besteht, andererseits eine Re-
gierung, die durch freie Wahlen legitimiert ist, auch wenn sie nicht direkt gewählt wird – 
und dazu gehörend ein freies Parteiensystem. Weiters notwendig sind als Minimum ein 
Festschreiben der Grundrechte (meist als Teil einer Verfassung) und der Gesetze.

Abgesehen von diesen Mindeststandards kann eine Demokratie direkt/unmittelbar 
sein, was bedeutet, dass die Bevölkerung nicht vertreten wird, sondern alle Entschei-
dungen selbst fällt. Österreich hingegen ist eine mittelbare/repräsentative Demokratie. 
Seine wahlberechtigte Bevölkerung bestimmt durch Wahlen Personen, die sie für einen 
festgelegten Zeitraum vertreten. Das bedeutet nicht, dass die Bevölkerung dadurch ihre 
Souveränität aufgibt. Zudem können manche Entscheidungen plebiszitär, über die di-
rekte Demokratie, geregelt werden. In Österreich sind das etwa Volksbegehren, Volks-
befragung und Volksabstimmung. Erst seit Kurzem wird damit experimentiert, diese 
verstärkt einzusetzen und um einige Werkzeuge zu erweitern, wie die Bürger*innenräte, 
die zwar in Vorarlberg schon lange fest verankert sind, in anderen Bundesländern aber 
selten und im Bund erstmals mit dem Klimarat im Jahr 2022 umgesetzt wurden (siehe 
dazu Nash/Steurer in diesem Band).
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21Demokratie und Verfassung

Ungefähr so sieht eine liberale Demokratie aus, und es wird viel von ihr verlangt. 
Weder wird sie je vollkommen sein noch all die Erwartungen erfüllen können, die in 
sie hineininterpretiert werden (Görlach 2021, 1 und 7). Colin Crouch kritisierte dies 
nachhaltig: „Solange uns nur die einfache Unterscheidung zwischen Demokratie und 
Nichtdemokratie zur Verfügung steht, sind allen Diskussionen um den Gesundheits-
zustand unseres politischen Systems enge Grenzen gesetzt.“ (Crouch 2008, 30).

Einfach ist es tatsächlich nicht, denn die Unterscheidung würde voraussetzen, dass 
man Demokratie und Nichtdemokratie ganz klar definieren könne. Manche Wörter 
werden allerdings so häufig verwendet, gelobt oder kritisiert, dass irgendwann nicht 
mehr klar ist, was sie bedeuten. Demokratie ist solch ein Wort. Schon Hans Kelsen, 
der „Vater“ der Österreichischen Bundesverfassung, sah das so: „Gerade darum aber 
verliert es – wie jedes Schlagwort – seinen festen Sinn. Weil man es – dem politischen 
Modezwang unterworfen – zu allen möglichen Zwecken und bei allen möglichen An-
lässen benützen zu müssen glaubt, nimmt dieser missbrauchteste aller politischen Be-
griffe die verschiedensten, einander oft sehr widersprechenden Bedeutungen an […]“ 
(Kelsen 2018, 7). Dennoch existieren einige Voraussetzungen (siehe dazu Box Defi-
nition).

1.3 Nicht jede Demokratie ist liberal

Gegen Ende der zweiten Hälfte des 20.  Jahrhunderts, als immer mehr Demokratien 
entstanden und andere bereits in ihre Jahre kamen, machten sich Gewöhnungseffekte 
deutlich. Man musste nicht mehr um die Demokratie kämpfen, denn man hatte sie 
ja. So setzte eine gewisse Langeweile ein und mit ihr das Gefühl, dass sich die Demo-
kratiequalität verschlechtere. Zunächst wurde das vor allem in der Theorie beschrieben 
(Narr 2001, 33-40), später (in den 2010er-Jahren) machte sich die Idee auch in der 
Bevölkerung breit. Colin Crouch nahm sich 2004 des Themas an und beschleunigte 
mit seinem Buch Postdemokratie die Diskussion. „Der Begriff Postdemokratie kann uns 
dabei helfen, Situationen zu beschreiben, in denen sich nach einem Augenblick der De-
mokratie Langeweile, Frustration und Desillusionierung breitgemacht haben; in denen 
die Repräsentanten mächtiger Interessensgruppen, die nur für eine kleine Minderheit 
sprechen, weit aktiver sind als die Mehrheit der Bürger, wenn es darum geht, das poli-
tische System für die eigenen Ziele einzuspannen; […].“ (Crouch 2008, 30). Das Bild 
der abgehobenen Politiker*innen, die eher ihre Interessen verfolgen, als im Dienste 
des Souveräns, der Bevölkerung, zu agieren, wurde damit nicht erstmals beschrieben 
(Weber 1964), doch passte das Buch in eine Zeit des zunehmenden Misstrauens gegen 
Eliten im allgemeinen, Politiker*innen im Besonderen und prägte damit sowohl die 
Vorstellung von als auch die Kritik an der Demokratie.
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Insgesamt wurde die Demokratie damals – insbesondere auf wissenschaftlicher Ebe-
ne – immer wieder kritisiert, wobei man unterscheiden muss zwischen jenen, die sie 
als zu schwach und zu wenig ausgebildet betrachteten, und jenen, die sie als zu liberal 
empfanden. Zu Letzteren gehörten und gehören der ungarische Ministerpräsident Vik-
tor Orbán, die polnische Regierung und in den USA der ehemalige Präsident Donald 
Trump, um nur einige zu nennen. Sie nützten diese Kritik, um die Demokratie ihrer 
Staaten autoritärer zu gestalten, und umschrieben dies mit der Notwendigkeit einer „il-
liberalen Demokratie“, ein Begriff, der Orbán zugeschrieben wird, wobei Orbán selbst 
laut Mounk lieber von einer „hierarchischen Demokratie“ spricht. Mounk beschreibt 
eine solche so: „Eine hierarchische Demokratie erlaubt es einem gewählten Regierungs-
chef, den Willen des Volkes (zumindest so, wie er ihn selbst interpretiert) umzusetzen, 
ohne Zugeständnisse an die Rechte und Interessen von Minderheiten machen zu müs-
sen. […] Was es von einer liberalen Demokratie, wie wir sie kennen, unterscheidet, ist 
nicht der Mangel an Demokratie – sondern der Mangel an Respekt für unabhängige 
Institutionen und die Rechte des Einzelnen (Mounk 2018, 29). Noch kritischer sieht 
es de Weck: „Die illiberale Demokratie ist die Demokratie der Antidemokraten – und 
eine neue Art, Diktaturen zu legitimieren“ (de Weck 2021, 19).

Gerade an jenem Punkt, dem fehlenden Respekt oder einer gewissen Ignoranz ge-
genüber den demokratischen Institutionen, leidet ein Teil der Demokratien oder wird 
dabei „zu Fall gebracht“ (Levitsky/Ziblatt 2018, 11). Typische Merkmale dafür sind die 
polemische Sprache, die sich auch gegen die Demokratie an sich wendet, der Zweifel 
an der Legitimität des Agierens der politischen Gegner*innen, die Rücknahme von 
Meinungs- und Pressefreiheit sowie das Schweigen zu oder Tolerieren von Gewalt (Le-
vitsky/Ziblatt 2018, 31). Wenn die Demokratie sich nach rückwärts entwickelt bzw. es 
in einigen Staaten derart eingerichtet wird, dass dies vorprogrammiert ist, dann hat die 
Bevölkerung immer einen Anteil daran, so Przeworski (2020, 216). Er argumentiert 
aber auch, dass das Vorhersehen einer negativen Entwicklung nicht immer leicht ist und 
ausgerechnet jene, die von den Entwicklungen zunächst profitieren, vorhersehen müss-
ten, was geschieht (Przeworski 2020, 2014). Somit hat die Bevölkerung immer Anteil 
am Niedergang eines Systems oder an negativen Entwicklungen, müsste aber, um dies 
aufzuhalten, zuweilen gegen die eigenen Interessen agieren. Manow wiederum schreibt, 
dass die Debatte, ja sogar der Streit rund um Demokratie, zu eben dieser gehöre (Ma-
now 2020, 139), und er meint zudem, dass all die Streits und Proteste beweisen, dass 
sich die Demokratie verbessert („demokratisiert“) habe. Dies sei der Fall, weil man eben 
protestieren und streiten könne, vor allem aber, weil man das nur tue, wenn man sich 
seiner Rechte bewusst sei (Manow 2020, 13). Dazu wiederum ist Voraussetzung, dass 
es eine Verfassung gibt, in der dies festgehalten ist.
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2. Gegenwärtige Situation

Die österreichische Demokratie schien lange Zeit sehr stabil. Eine Zäsur gab es am 
17. Mai 2019, als der Name einer spanischen Insel zum Symbol für eine Innenpolitik 
wurde, die sich weniger an den Wünschen der Bevölkerung orientiert als am Eigen-
interesse. Weber beschrieb dieses Phänomen schon 1919 in seinem berühmten Buch 
Politik als Beruf: „Es gibt zwei Arten, aus der Politik seinen Beruf zu machen. Entweder: 
man lebt ‚für‘ die Politik – oder aber: ‚von‘ der Politik. Der Gegensatz ist keineswegs ein 
exklusiver“ (Weber 1964, 15).

2.1 Ibiza-Video und Folgen

Das sogenannte Ibiza-Video, das – im Jahr 2017 heimlich gedreht – zwei österreichi-
sche Politiker im Gespräch mit einer vermeintlich russischen Oligarchentochter zeigt, 
wurde einige Jahre später nicht nur zum Objekt polizeilicher Untersuchungen, sondern 
führte auch zum Ende der politischen Karrieren der beiden im Video agierenden Poli-
tiker. Brisant dabei war, dass einer von ihnen, Heinz-Christian Strache, zum Zeitpunkt 
der Videoveröffentlichung Vizekanzler war. In der Folge kam es wenige Tage später 
zum Misstrauensantrag gegenüber der gesamten türkis-blauen Bundesregierung unter 
Sebastian Kurz. Bundespräsident Alexander Van der Bellen löste die Regierungskrise, 
die wohlgemerkt keine Staatskrise war, zumal die Institutionen und die Bundesverfas-
sung weiterhin einwandfrei funktionierten, indem er eine Übergangsregierung einsetz-
te. Er wählte dafür nicht nur das ungewöhnliche Format einer Expert*innenregierung, 
sondern entschied sich auch für eine weibliche Regierungsführung: Am 3. Juni, kaum 
zwei Wochen nach Veröffentlichung des Ibiza-Videos, wurde Brigitte Bierlein als erste 
Bundeskanzlerin Österreichs angelobt. Ein Jahr vorher war sie Präsidentin des Verfas-
sungsgerichtshofs geworden, was durchaus ein Argument für diese Kanzlerschaft war, 
ging es doch darum, den Staat mithilfe der Verfassung zu schützen. Insgesamt rückte 
die Bundesverfassung in jener Zeit, wenige Monate vor ihrem 100. Geburtstag, un-
gewohnt intensiv in das Bewusstsein der österreichischen Bevölkerung, indem sich der 
Bundespräsident mehrfach öffentlich auf sie bezog. Im Zuge dessen bezeichnete er diese 
als „elegant“ – ein Begriff, der inzwischen zum geflügelten Wort mutiert ist –, und der 
ehemalige Verfassungsrichter Ludwig Adamovich sprach ihr zu, dass es „kein überflüs-
siges Wort“ sowie „kein Pathos“ darin gebe.1 Man kann allerdings davon ausgehen, dass 

1	 Rosnar, Simon (2019). Adamovich: „Kein überflüssiges Wort, kein Pathos“, Salzburger Nach-
richten, https://www.wienerzeitung.at/_em_cms/globals/print.php?em_no_split=1&em_
ssc=LCwsLA==&em_cnt=2011479&em_loc=67&em_ref=/nachrichten/politik/oester-
reich/&em_ivw=RedCont/Politik/PolitikInland&em_absatz_bold=0 (12.04.2022).

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 





25Demokratie und Verfassung

mehr als erreichbar galt – und das in einer Phase, in der die Folgen des Klimawandels 
immer deutlicher spürbar wurden und parallel dazu die Weltordnung mit dem Ukraine-
krieg aus den Fugen geriet.

So anekdotisch diese Ereignisse in der Kurzfassung und mit zeitlichem Abstand klingen 
mögen, so schwerwiegend waren die Folgen für die österreichische Demokratie. Die Be-
völkerung, stark belastet durch die Pandemie mit weltweit hohen Todeszahlen und die 
sogenannten Corona-Maßnahmen, die zu Jobverlusten, weniger Einkommen und viel 
Unsicherheit geführt hatten, wandte sich immer mehr von der Politik ab. Im Zuge des-
sen begannen immer mehr Bürger*innen auch an der Integrität der Medien und schließ-
lich sogar an der Wissenschaft zu zweifeln. So zeigt Abbildung 1, wie in den Jahren von 
2018 bis 2021 das Vertrauen in das Funktionieren der Demokratie deutlich gesunken 
ist. Die Gefahr bei solchen Werten ist, dass sich Teile der Bevölkerung zunehmend von 
der Politik und damit auch von der eigenen politischen Partizipation abwenden.

Angaben in Prozent; N=4837/4510/4500/4506/4501/4546/4574/4680, Feldarbeiten 04.06.2018 bis 
06.08.2018/16.10.2018 bis 14.12.2018/13.03.2019 bis 16.04.2019/23.10.2019 bis 20.12.2019/19.05.2020 bis 
17.07.2020/12.10.2020 bis 15.12.2020/15.03.2021 bis 11.05.2021/21.10.2021 bis 23.12.2021.
Fragestellung: Funktioniert die Demokratie in Österreich aus Ihrer Sicht alles in allem …
Quelle: Perlot et al. (2019a–2021). Demokratieradar Welle 1–8.

Abb. 1	 Demokratieradar: Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in Österreich
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Angaben in Prozent; N=4.574, max. Schwankungsbreite +/-1,4, Feldarbeit 15.03.2021 bis 11.05.2021.
Fragestellung: Kommen wir kurz zum Thema Corona-Virus. Bei diesem Thema gibt es sehr unterschied-
liche Ansichten. Ich lese Ihnen einige davon vor, bitte sagen Sie mir jeweils, ob Sie diesen zustimmen 
oder sie ablehnen: Die Gefahr durch das Corona-Virus wird von der Bundesregierung übertrieben, um 
die österreichische Gesellschaft besser zu kontrollieren.
Quelle: Perlot et al. (2021). Demokratieradar Welle 7.

Eine Demokratie, so Crouch, kann nur „gedeihen, wenn die Masse der normalen Bür-
ger wirklich die Gelegenheit hat, sich durch Diskussionen und im Rahmen unabhängi-
ger Organisationen aktiv an der Gestaltung des öffentlichen Lebens zu beteiligen – und 
wenn sie diese Gelegenheit auch aktiv nutzt.“ (Crouch 2008, 8 f.). So recht er damit 
haben mag, so problematisch ist gerade in Krisenzeiten der Griff nach Worten wie 
dem oben bereits erwähnten „normalen Bürger“, der in schwierigen Phasen eben nicht 
in einen Topf mit allen geworfen werden möchte, sondern die Individualität betont 
und nach persönlichen Lösungen sucht. In dem Fall war es besonders die Freiheit, die 
aufgrund der Corona-Maßnahmen nicht im gewohnten Maße gewährt wurde. „[…] 
inhaltlich bewirken in Krisen gesetzte Maßnahmen typischerweise Restriktionen, was 
sie in Spannung zu den Grundrechten setzt. Verfassungen liberaler Demokratien regu-
lieren Krisen daher üblicherweise nicht im Sinne unlimitierter Ermächtigungen, son-
dern setzen gleichzeitig Schranken“ (Gamper 2022, 18). Das setzt voraus, dass sich die 
Bevölkerung ihrer Regierung in gewisser Weise unterordnet, obwohl diese im Namen 
des Volkes und des Staates sowie zu beider Schutz agieren soll (vgl. Weber 1964, 9) 
und dabei die verschiedensten Interessen gewahrt bleiben sollen (Grechenig/Lachmayer 

Abb. 3	 Demokratieradar: „Die Gefahr durch das Corona-Virus wird von der Bundesregierung 
übertrieben, um die österreichische Gesellschaft besser zu kontrollieren.“
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2011). Ludwig Adamovich, ehemaliger Präsident des Verfassungsgerichtshofs, argu-
mentiert, dass in einer Demokratie die Einschränkung der Freiheit zwar streng geregelt 
sein müsse, um dieses Grundrecht garantieren zu können – und dass dies im B-VG 
auch der Fall sei –, dass aber zugleich gelte, dass es vollkommene Freiheit nicht geben 
könne (Adamovich 2020).

3. Rahmenbedingungen und historischer Hintergrund

Eine Demokratie wäre nicht denkbar ohne Verfassung, in der die Grundregeln für das 
Miteinander niedergeschrieben sind. Mit der zunehmenden Komplexität einer globa-
lisierten und zugleich regional verankerten Welt werden auch die Anforderungen an 
Verfassungen immer vielschichtiger. Die Digitalisierung, der Klimawandel und ver-
schiedene Krisen sind nur einige Beispiele, die gänzlich neue Herausforderungen an 
Verfassungen stellen. Nicht zuletzt deswegen (immer aber auch aus aktuellen politi-
schen Gründen) ändern Staaten ihre Verfassungen oder lassen neue schreiben. Öster-
reich neigt zwar dazu, ihre alteingeführte Verfassung lediglich zu ergänzen (dies beson-
ders häufig), doch basiert der Hauptteil nach wie vor auf jenem Verfassungstext, der am 
1. Oktober 1920 als Bundesverfassungsgesetz (B-VG) verabschiedet wurde und bereits 
auf wesentlich ältere Regelungen aus dem 19. Jahrhundert zurückgriff.

3.1 Die Verfassung von Hans Kelsen

Hans Kelsen wurde in einer Zeit mit der Konzeption der österreichischen Verfassung für 
den neuformierten Bundesstaat Österreich beauftragt, als kaum jemand annahm, dass 
dieser Staat und somit seine Verfassung mehr als eine Übergangslösung sein würden 
(Ucakar 1997, 89). Im Gegensatz dazu scheint Kelsen mehr Vertrauen in die Beständig-
keit der Republik gehabt zu haben, ließ aber vielleicht gerade deswegen allen Schmuck 
und jegliche Feierlichkeit weg. Er schuf einen Text, der sich sprachlich schlicht zeigt, 
einfach nachzuvollziehen ist, auf das Notwendige konzentriert, Regeln für zahlreiche 
Eventualitäten zur Verfügung stellt und dabei möglichst viel an Gestaltungsfreiheit für 
den Aufbau eines neuen Miteinanders gibt. So besitzt die österreichische Verfassung 
keine Präambel und keinen Teil, in dem die Werte, auf denen der Staat beruhen soll, in-
tegriert wären. Sie erschließen sich allerdings durchaus aus den wichtigsten Prinzipien, 
den sogenannten Baugesetzen, die die Verfassung und somit den Staat tragen.

Demokratiepolitisch ist heute gerade jener Kerntext, den Hans Kelsen verfasst hat, 
besonders interessant – nicht nur, weil er die Grundprinzipien festlegt, denen alles Wei-
tere unterliegt, sondern auch, weil er sich heute noch auf verschiedene Situationen an-
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Wirft man einen weniger rechtswissenschaftlichen als politikwissenschaftlichen Blick 
auf die Bundesverfassung, eröffnet sich eine Struktur, die selbst nach 100 Jahren in vie-
len Aspekten zeitgemäß ist und mit aktuellen Herausforderungen umgehen kann, wo-
bei sie der Klimawandel und die zunehmende Technologisierung aller auch politischen 
Prozesse an ihre Grenzen führt. Im Laufe der Jahrzehnte hat es mehrfach Versuche ge-
geben, eine neue Verfassung oder eine weitreichende Überarbeitung zu erreichen, doch 
letztlich fehlte stets der politische Wille dazu. Der Moment für einen neuen Verfas-
sungsentwurf ist zudem demokratiepolitisch immer heikel, weil er ausgenützt werden 
kann, um die Macht jener zu zementieren, die die Überarbeitung in Auftrag gegeben 
haben. Auch stellt sich die Frage, ob eine Krise tatsächlich zu einer neuen Verfassung 
führen muss oder ob nicht die Verfassung gerade die Aufgabe hat, ein „Kompass in Kri-
senzeiten“ zu sein (Alma Zadić in Österreichischer Juristentag 2022, 2).

In Österreich gab es die letzten großen Bemühungen um eine weitgehende Ver-
fassungsänderung im Jahr 2003/04. Dazu wurde der Österreich-Konvent einberufen. 
Eingeladen waren Vertreter*innen der Bundesregierung, der Bundesländer und der 
politischen Parteien ebenso wie Interessensvertretungen, Expert*innen, Höchstrich-
ter*innen etc., nicht aber Vertreter*innen der Zivilgesellschaft (Stainer-Hämmerle 
2005, 367–370). Die Ergebnisse des Konvents wurden lange diskutiert, doch nur ver-
einzelt umgesetzt. So ist man bis heute bei jener Fassung geblieben, die von manchen 
Verfassungsexpert*innen inzwischen als „zersplittert und unübersichtlich“ (Öhlinger/
Eberhard 2019, 27) bezeichnet wird.

Nimmt man dann noch die Besonderheit hinzu, dass manche Grundrechte nicht nur 
ein Mal, sondern bis zu drei Mal (und zwar in unterschiedlicher Weise) im B-VG er-
wähnt und garantiert werden, dann könnte man ironisch argumentieren, dass die öster-
reichische Verfassung im Laufe der Zeit immer österreichischer geworden sei und jene 
Flexibilität offenbart, die man in Österreich gerne positiv betrachtet, die aber zugleich 
auch die Gefahr birgt, sich gar nicht entscheiden zu müssen. Genau das wollte der Vater 
des B-VG, Hans Kelsen, verhindern. Nicht all seine Ideen wurden jedoch umgesetzt. So 
hatte Kelsen in der Fassung von 1920 ein starkes Parlament vorgesehen, das nicht nur 
die Bundesregierung bestellt sondern auch den Bundespräsidenten (Lehner 2010, 29). 
Er argumentierte das so: „Die Reform des Parlamentarismus könnte in der Richtung 
versucht werden, das demokratische Element wieder zu stärken“ (Kelsen 2018,  59). 
Dies wurde noch in den 1920er-Jahren aus der Verfassung zurückgenommen.

Die Neutralität wiederum war nie vorgesehen, kam nach dem Zweiten Weltkrieg 
hinzu und wurde zu einer wichtigen Staatszielbestimmung im B-VG (siehe dazu Box 
Anschauliches), die später lange niemand mehr anzutasten wagte. Auch andere soge-
nannte Staatsziele, die in der Verfassung stehen, sind historisch begründbar und heute 
wahrscheinlich vor allem aufgrund des Verfassungsstatus so selbstverständlich, dass sie 
kaum angezweifelt werden.
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3.3 Die Prinzipien der österreichischen Bundesverfassung

Die Bundesverfassung basiert auf vier Prinzipien (Baugesetzen), von denen zwar nur 
zwei explizit genannt werden, die sich allerdings eindeutig aus dem Verfassungstext 
ergeben. Ihnen ist alles Weitere unterworfen, daher werden sie auch als jener Maßstab 
(Öhlinger/Eberhard 2019, 53) betrachtet, dem alles Recht unterworfen ist. Das sind 
das demokratische, das republikanische, das bundesstaatliche und das rechtsstaatliche 
Prinzip. Sollte eine Änderung eines dieser Prinzipien geplant sein, wird das als Gesamt-
änderung der Bundesverfassung gesehen. Nur wenige Teile des B-VG werden so regel-
mäßig zitiert wie Artikel 44 Absatz 3 B-VG, der das Verhalten für solch eine Gesamtän-
derung festlegt. Sie verlangt nicht nur nach der Zustimmung des Nationalrats, sondern 
dass die wahlberechtigte Bevölkerung in einer Abstimmung um ihr Einverständnis ge-
fragt werden muss. Hier sieht man, dass Hans Kelsen gegenüber der Monarchie die 
Volkssouveränität als große Änderung verankert haben wollte. Solche Abstimmungen 
sind nicht nur aufwendig, sondern auch unberechenbar, dementsprechend selten findet 
eine Gesamtänderung der Verfassung statt. Ucakar weist in diesem Zusammenhang 
auf einen politisch ebenso heiklen wie positiven Aspekt hin, indem er sagt, dass keine 
Bestimmung der österreichischen Verfassung ganz fix beziehungsweise unveränderbar 
sei (Ucakar 1997, 93). Das kann in beide Richtungen gehen: Einerseits können solche 
Volksabstimmungen wie auch andere Instrumente der direkten Demokratie den Popu-
lismus fördern, andererseits kann die Bevölkerung sich dadurch wehren, wenn politisch 
etwas in eine Richtung geht, die sie nicht haben möchte.

Im Juni 1994 wurde aufgrund des Beitritts zur Europäischen Union solch eine 
Volksabstimmung zu einer Gesamtänderung der Verfassung durchgeführt. Mit dem 
EU-Beitritt hat sich allerdings nicht nur ein Prinzip verändert, sondern mit Ausnahme 
des republikanischen Prinzips alle (Funk 2000, 102–108).

3.3.1 Das demokratische Prinzip

Dies ist das erste und zugleich komplizierteste Prinzip der Verfassung, denn eine Demo-
kratie ist mit dem Wort allein noch nicht definiert. Zwar steht im B-VG: „Ihr Recht 
geht vom Volk aus“ (Art 1 B-VG), womit die Souveränität des Volkes festgelegt ist. 
Dennoch lässt dies viel offen, etwa ob und wie weit das Volk diese Herrschaft an be-
stimmte Personen delegiert. Letzteres ist in Österreich der Fall, womit die Demokratie 
„mittelbar“ ist. Doch kann – und das sieht man an vielen internationalen Beispielen – 
eine mittelbare Demokratie (= Repräsentativsystem) ganz unterschiedliche Ausprägun-
gen haben. Das ist in der Verfassung nicht vordergründig festgelegt, erschließt sich aber 
aus dem Gesamtzusammenhang. Jene Demokratie also, die das B-VG vorsieht, ist eine 
repräsentativ-parlamentarische. Gerade das Parlament hielt Kelsen demokratiepolitisch 
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für essenziell. Auch werden im Verfassungstext politische Parteien kaum besprochen. 
In einer heute geschriebenen Verfassung wäre das undenkbar. Vor mehr als 100 Jahren 
schien es eine Gewissheit, dass Parteien kommen und gehen und andere Akteur*innen 
wichtiger sind.

Ebenso als wenig bedeutsam schien damals die direkte Demokratie, die erst im Laufe 
der Zeit in Verfassungsgesetzen bunter gestaltet wurde. Für eine Regierung ebenso wie 
für den Nationalrat bedeutet das, nicht einfach agieren zu können. Dieses Prinzip ist es 
auch, dass aus Regierenden (vom Bürgermeister bis zur Ministerin, vom Bundespräsi-
denten bis zur Bundeskanzlerin und allen Abgeordneten) die Service-Geber*innen für 
die Bevölkerung macht. Nicht die Regierenden sollen über das Volk herrschen, sondern 
das souveräne Volk verleiht alle Ämter im Zuge des Repräsentativsystems, mit der Auf-
gabe, die Bevölkerung zu vertreten – anstatt über sie zu bestimmen. Eine Demokratie 
funktioniert dementsprechend nur, wenn es klare Regeln dafür gibt, wer was wann tun 
darf. Insofern bedingen sich die vier Prinzipien untereinander.

3.3.2 Das republikanische Prinzip

Dies ist jenes Prinzip, das die Demokratie erst möglich macht. Zwar gibt es Monarchien 
mit demokratischen Wahlen (siehe Großbritannien), doch ist die Abkehr von der Mo-
narchie das tragende Prinzip der österreichischen Verfassung. Dies bedeutet bemerkens-
werterweise zunächst noch keine Demokratie, denn eine Republik muss nicht zwangs-
weise demokratisch organisiert sein. Sie kann auch eine Diktatur darstellen. Während 
verschiedene Republiken unterschiedliche Staatsformen haben können, ist eines fix: 
Das Staatsoberhaupt wird gewählt und nicht per Erbfolge bestimmt. Mit dem Ende 
der Monarchie hatte das nicht nur politische Auswirkungen, sondern es war auch das 
kulturelle und wirtschaftliche Ende der Herrschaft durch die Habsburger und den Adel. 
Dadurch änderte sich weit mehr als nur das politische System – wobei es lange dauern 
sollte, bis dies auch in der Bevölkerung internalisiert wurde und regierende Politiker*in-
nen nicht mehr als eine Art Vorgesetzte wahrgenommen wurden.

Auch die Trennung von Kirche und Staat ist letztlich im republikanischen Prin-
zip verankert, weil alle Aufgaben irdisch geregelt sein wollen (Öhlinger/Eberhard 
2019, 56 f.).

3.3.3 Das bundesstaatliche Prinzip

Dieses Prinzip war von Beginn an eine Art Kompromiss, damit sich die einzelnen 
Bundesländer nach dem Zerfall des Großreiches nicht abspalten. So gab man ihnen 
mehr Kompetenzen, als für ein kleines Land sinnvoll sein konnte und kann. Regionale 
Befindlichkeiten werden bis heute ausgespielt und die Landeshauptleute üben dem-
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entsprechend mit Vergnügen ihre Macht gegenüber dem Bund aus. Sie tun das im 
Gegensatz zum Bundesrat, der in der Verfassung zwar die offizielle Kammer der Länder 
darstellt und als solche auch Gewicht hat, dieses in der Realität allerdings nur äußerst 
selten einsetzt. Ganz anders die Landeshauptleute: Sie sorgen dafür, dass auch Rege-
lungen, die zentral mehr Sinn ergeben würden, dezentral gehalten werden und so dem 
betreffenden Bundesland mehr Eigenständigkeit verleihen. Politisch lassen sich die Lan-
deshauptleute dementsprechend ihre Zustimmung zu einem ungeliebten Gesetz oder 
einer Verordnung nicht selten teuer abgelten (Funk 2000, 95). Das geht so weit, dass 
immer wieder behauptet wird, der österreichische Föderalismus sei nicht nur unüber-
sichtlich und politisch motiviert, sondern „für Nichteingeweihte kaum durchschaubar“ 
(Winkler 2020, 69; siehe dazu Bußjäger/Eller in diesem Band).

Österreich ist ein Bundessstaat und kein Staatenbund. Der Unterschied ist essen-
ziell, da die einzelnen Staaten in einem Staatenbund weit weniger eng miteinander 
verbunden sind. In Österreichs Fall hingegen brauchen die Bundesländer den Bund 
und umgekehrt. Sie haben laut dem bundesstaatlichen Prinzip nicht nur das Recht auf 
eine eigene Verwaltung und auf eigenbestimmte Regelungen und Gesetze, sofern eine 
Angelegenheit nicht schon gesetzlich vom Bund geregelt ist, sondern sie haben auch 
das Recht auf eigene Finanzmittel und auf eine eigene Landesverfassung. Diese darf die 
Bundesverfassung nicht aushebeln, darf aber auch nicht vom Bund beschnitten werden 
(Öhlinger/Eberhard 2019, 57). In diesen Landesverfassungen stehen einige Besonder-
heiten, die in anderen Ländern nicht Erwähnung finden oder anders geregelt sind. Erst 
in den letzten Jahren hat es hier vermehrt Versuche zur Vereinheitlichung gegeben (z.B. 
beim Jugendschutz). Als positives und vorbildliches Beispiel kann die direkte Demo-
kratie Vorarlbergs genannt werden.

Insgesamt bleibt den Bundesländern weit mehr Eigenständigkeit und Macht, als es 
einer Bundesregierung lieb sein kann (Heinisch 2020, 68). Die COVID-19-Pandemie 
war ein recht deutliches Lehrstück diesbezüglich, indem die Landeshauptleute nicht 
immer den Vorstellungen des Gesundheitsministers oder Bundeskanzlers folgen woll-
ten, weil dies regionalpolitisch unbequem für sie gewesen wäre.

3.3.4 Das rechtsstaatliche Prinzip

Eine Demokratie kann nicht funktionieren, wenn sie nicht auf Rechtsstaatlichkeit be-
ruht. Alles politische und staatliche Handeln ist durch sie geregelt und bedeutet, dass 
die Regierung ihr Tun an das Recht binden muss. Dieser Rechtsstaatlichkeit unterliegen 
auch die Grundrechte und jene Werte, die eine Demokratie ausmachen, wie Freiheit. 
Auch der Umgang mit Medien und die Festlegung ihrer Rolle stehen in diesem Zu-
sammenhang. Wenig beachtet, gehört zur Rechtsstaatlichkeit auch, dass Rechtsnormen 
verständlich und nachvollziehbar verfasst werden (Öhlinger/Eberh 2019,  85). Auch 
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3.6 Die Realität der Verfassung

Es existiert stets ein Unterschied zwischen dem, was in einer Verfassung steht, und 
dem, was tatsächlich geschieht. Das bedeutet nicht, dass die einzelnen Akteur*innen 
und Organe letztlich doch selbst bestimmen, was rechtens ist, sondern dass die Bestim-
mungen einer Verfassung immer einer gewissen Interpretation unterliegen und damit 
im positiven Sinne eine gewisse Freiheit geben, in einer Situation flexibel reagieren zu 
können. Im negativen Sinne kann dadurch auch das eine Organ mehr Macht bekom-
men, als es ursprünglich vorgesehen war. Es kann aber auch sein, dass neue Player ins 
Spiel kommen, für die es im B-VG noch wenig Regelungen gibt. Ucakar nennt hier 
insbesondere die „Bedeutung von politischen Parteien und Interessenverbänden, die 
in der Verfassung nicht annähernd adäquat beschrieben ist“ (Ucakar 1997, 85), ebenso 
wie die Sozialpartnerschaft, die in den letzten Jahren zwar an Bedeutung eingebüßt hat, 
über viele Jahre hindurch jedoch ganz wesentlich zum sozialen Frieden beigetragen hat.

Seit vielen Jahren wird darüber geklagt, dass die Verfassung inzwischen viel zu viele 
Zusätze habe und daher nicht mehr gut handhabbar sei (Blümel 2003, 367). Gleich-
zeitig kommt es immer wieder zu Situationen, in denen aus politischem Kalkül ein 
bestimmtes Gesetz nicht einfach beschlossen, sondern gleich in den Verfassungsrang ge-
hoben werden soll. Das kann den Grund haben, dass man sichergehen möchte, dass un-
ter anderen politischen Bedingungen das Gesetz nicht sofort wieder aufgehoben wird. 
Mehr aber dürfte es sich dabei um ein Werbekonzept handeln. Eine Partei, die für etwas 
eintritt, kann mit dem Ruf nach einem Verfassungsgesetz betonen, wie wichtig ihr das 
Anliegen ist und dass es auch der Bevölkerung wichtig sein solle. Die FPÖ hat so immer 
wieder den Ruf nach der Verankerung des Rechts auf Bargeld festmachen wollen. Geg-
ner*innen der SARS-CoV-2-Impfung wiederum wollten das Verbot einer Impfpflicht 
in die Verfassung schreiben lassen. Meist gehen solche Vorhaben nicht durch, werden 
aber nichtsdestotrotz jahrelang als Forderung formuliert.

Demokratiepolitisch interessant wird es da, wo Verfassung und politisches Agieren 
einander den Weg weisen. So wäre der*die Bundespräsident*in laut Verfassung mäch-
tiger, als dies im Alltag wahrgenommen oder von dem*der jeweiligen Bundespräsiden-
ten*Bundespräsidentin umgesetzt wird. Was aber wäre, wenn ein*e Bundespräsident*in 
dies plötzlich tatsächlich einfordern würde? Hier kommt ins Spiel, dass nicht nur Regeln 
existieren, sondern dass auch die politische Gewohnheit eine wesentliche Rolle im Um-
gang mit der Verfassung spielt. Gerade an der Figur des*der Bundespräsidenten*Bun-
despräsidentin kann man das festmachen, allerdings auch an jener des Parlaments, das 
seine Rolle im politischen Alltag der Regierung gegenüber häufig geschwächt sieht. 
Das ist für eine Regierung praktisch, für den Nationalrat ein Problem und bedeutet 
für die Bundesverfassung, dass auch sie dem politischen Alltag unterliegt und es nicht 
immer klar ist, wer über wen bestimmt, die Verfassung über das politische Tun oder die 
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Regierungen über das B-VG. Sollte es allerdings zu einem Punkt kommen, an dem der 
Respekt gegenüber der Verfassung verloren geht, braucht es ein Eingreifen des Verfas-
sungsgerichtshofs – sofern das nicht ohnehin über (Neu-)Wahlen geregelt wird.

4. Einordung des österreichischen Falls

Demokratie ist ein wandelbares System, das in jeder Region, Kultur oder jedem Staat 
ein wenig anders aussieht. Nichtsdestotrotz wird immer wieder versucht, Demokratien 
miteinander zu vergleichen und im Zuge dessen zu bewerten, in welchem Staat die Bür-
ger*innen mehr demokratische Rechte und Freiheiten haben. Daher gibt es zahlreiche 
Indizes, die ein Ranking versuchen.

4.1 Demokratieindex

Zu den bekanntesten Rankings gehört jenes der Zeitschrift The Economist, das erst-
mals im Jahr 2006 veröffentlicht wurde und immer im Folgejahr publiziert wird. Fünf 
Faktoren werden für jedes Land angeschaut: Pluralismus und Wahlprozesse, Funktions-
weise der Regierung, die politische Kultur sowie die Teilhabe und schließlich die Bür-
ger*innenrechte. Die einzelnen Staaten werden aufgrund der Ergebnisse je einer von 
vier Kategorien zugeordnet: vollständige Demokratien, unvollständige Demokratien, 
Hybridformen, autoritäre Regime.

Österreich lag im Demokratieindex 2021 von The Economist (2022) gemeinsam mit 
Costa Rica auf Platz 20. Auf den ersten Plätzen lagen Norwegen, Neuseeland und Finn-
land: Deutschland folgte auf Platz 15. Hinter Österreich lagen u.a. Frankreich (22), 
USA (26), Italien (31), Polen (51), Ungarn (56) und die Schlusslichter bildeten Nord-
korea, Myanmar und Afghanistan auf den Plätzen 165–167.

4.2 Global Freedom Score

Die internationale NGO Freedom House (Sitz in Washington DC) gibt ebenfalls jähr-
lich einige Rankings heraus. Eines davon untersucht die „Freiheit in der Welt“. Im 
Ranking von 2022 (Freedomhouse 2022) erhielt Österreich 93 von 100 Punkten und 
ist damit eindeutig als freier Staat eingeordnet. Bei den Wahlen schneidet Österreich 
gut ab, weniger gut hingegen bei Korruption, Transparenz und Pressefreiheit.
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4.3 Korruptionswahrnehmungsindex

Transparency International (2022) wiederum veröffentlicht jährlich Daten rund um Kor-
ruption, wobei zwölf verschiedene Institute Einzelindizes untersuchen. Erfahrungsgemäß 
gehört Österreich auch hier nicht zu den Vorzeigemodellen. Im Jahr 2021 hat Österreich 
zwei Plätze verloren und liegt nun an 13. Stelle, gleichauf mit Kanada, Estland, Island 
und Irland. Wie in all diesen Statistiken liegt Deutschland (Platz  10) vor Österreich, 
während Dänemark vor Neuseeland und Finnland in Führung liegt. Die letzten Plätze 
werden in Bezug auf Korruption von Syrien, Somalia und Südsudan besetzt (178–180).

4.4 Pressefreiheitsindex

In Bezug auf die Pressefreiheit kritisiert auch der bekannteste diesbezügliche Index die 
Entwicklung in Österreich. Reporter ohne Grenzen veröffentlichen ihren Index seit 
2002, jeweils am Internationalen Tag der Pressefreiheit, am 3. Mai. Der für das Jahr 
2021 bewertete Index (Report ohne Grenzen 2022) bot für Österreich eine böse Über-
raschung, indem das Land von Platz 17 auf Platz 31 abstürzte und dabei von Staaten 
wie Trinidad und Tobago sowie der Dominikanischen Republik überholt wurde, die 
beide nicht unbedingt als Oasen der Pressefreiheit gelten.

Diese und andere Demokratiestatistiken kämpfen zum Teil mit unterschiedlichen 
Bewertungskriterien in verschiedenen Ländern, doch selbst wenn man sie nur als Ten-
denz berücksichtigt, geben sie Einblick in aktuelle demokratiepolitische Entwicklun-
gen. Österreich hat in den letzten Jahren in all diesen Statistiken Plätze verloren.

5. Herausforderungen für die Zukunft

Wie sehr sich rechtliche Realität und individuelle Wirklichkeit voneinander unter-
scheiden können, zeigten die Wahrnehmungen rund um die Corona-Pandemie. Gam-
per wies in diesem Zusammenhang darauf hin: „Zum Zwecke der Verwirklichung des 
Gemeinwohls kann daher mitunter der Nachteil eines Einzelnen in Kauf genommen 
werden, wenn dies das Wohl der Allgemeinheit verlangt.“ (Gamper 2021, 173). Dies 
allerdings der Bevölkerung klarzumachen und längerfristig ihr Einverständnis zu er-
halten, ist nicht unbedingt einfach. Mit zunehmenden Krisensituationen wird dies eine 
der Herausforderungen für die Zukunft der Demokratie mithilfe der Verfassung sein. 
Schon Kelsen wehrte sich dagegen, Demokratie nur als Methode zu sehen, die soziale 
Ordnung erzeugen oder erhalten soll, „gerade dann erscheint ihr Wert […] im höchsten 
Maße problematisch.“ (Kelsen 2018, 127).
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Zu einer guten Verfassungskultur in der Demokratie tragen auch, so Gamper, die 
Bevölkerung sowie die Medien in hohem Maße bei, sofern sie diese pflegen (Gamper 
2022, 25). Dass umgekehrt die österreichische Verfassung „in einer sehr bemerkens-
werten Weise ‚krisenfest‘“ sei, bestätigte (Eberhard 2022, 38). Gamper nennt sie eher 
eine „besonders änderungsanfällige Verfassung“ (Gamper 2022, 19). Das zeige auch der 
Umgang mit der COVID-19-Pandemie, während der es gleich mehrere Verfassungs-
änderungen gab, weshalb Österreich zu den ganz wenigen Ländern gehört, deren Ver-
fassung diese Erkrankung im B-VG erwähnt (Gamper 2022, 20).

Herausforderungen, so lauten alle Zukunftsprognosen, wird es auch in Zukunft 
nicht weniger geben. Wenn man daher heute noch an die Demokratie als das Modell 
der Zukunft denken möchte, kann es nur über das Miteinander gehen. Solidarität, der 
alte Begriff, wird eines der Werkzeuge dafür sein müssen, denn der Egoismus hat die 
Menschheit weder ökologisch noch ökonomisch retten können (Lessenich 2019). Ei-
nen diesbezüglich fast romantischen Aufruf zur Demokratie hat Görlach 2021 geschrie-
ben: „Ihre Legitimität gründet in der Verfassung, die die Menschenwürde in ihrem 
Geltungsbereich zur norma normans erhebt. Diese Demokratie verpflichtet sich dem 
Aufbau einer fairen und gerechten Gesellschaft und macht die Menschenrechte zum 
Maßstab sowohl innen- als auch außenpolitischen Handelns.“ (2021, 97). Dann weist 
er auf die Problematik des Klimawandels und die zunehmenden Verteilungsprobleme 
auf globaler Ebene hin. Ausschließlich in der Demokratie sieht er das Potenzial, damit 
umzugehen, allerdings weder in einer illiberalen, hierarchischen, postdemokratischen 
oder nicht notwendigerweise liberalen Demokratie, sondern in einer, die von Empathie 
getragen wird (2021, 97). Solidarität sollte man vielleicht hinzufügen. Demokratie ist 
ein Prozess und war das schon immer. Sie braucht Entwicklung (vgl. Görlach 2021, 7) 
und einen gewissen Enthusiasmus. Ihre Bürger*innen benötigen dafür nicht zuletzt 
Politische Bildung und heute mehr denn je auch Medienbildung.
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Tab. 1	 Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenzen von Bund und Ländern

Haupt- 
typen

Gesetz-
gebung

Voll-
ziehung

Kompetenzfelder

Art 10 
B-VG

BUND BUND Bundesverfassung; Wahlen zum Nationalrat und zum 
Europäischen Parlament; Verfassungsgerichtsbarkeit; 
Bundesfinanzen; Geld-, Kredit-, Börse- und Bank- 
wesen; Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie; 
Kartellrecht; Berg- und Forstwesen; Arbeitsrecht; Wasser-
recht; Bundespolizei; militärische Angelegenheiten; Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit; 
Universitäts- und Hochschulwesen uvm.

Art 11 
B-VG

BUND LAND Staatsbürgerschaft; Volkswohnungswesen mit Ausnahme 
der Förderung des Wohnbaus und der Wohnhaussanie-
rung; Straßenpolizei; Assanierung; Umweltverträglich-
keitsprüfung für Vorhaben, bei denen mit erheblichen 
Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist; Tierschutz, 
jedoch mit Ausnahme der Ausübung der Jagd oder  
Fischerei; berufliche Vertretungen (mit Ausnahmen) 
uvm.

Art 12
B-VG

BUND/
LAND1

LAND Armenwesen; Heil- und Pflegeanstalten; Elektrizitätswe-
sen, soweit es nicht unter Art. 10 fällt

Art 15 
B-VG

LAND LAND Landesverfassung; Gemeinderecht; Naturschutz; Raum-
ordnung; Baurecht; Grundverkehr- und Bodenrecht; 
Wohnbauförderung; Veranstaltungswesen; Jagd- und 
Fischereirecht; Tourismus und Sport; Jugendschutz; 
Landwirtschaft; Straßenrecht, soweit nicht Kompetenzen 
des Bundes für Bundesstraßen oder Straßenpolizei zur An-
wendung gelangt; Pflegeheime uvm.

1  Im Haupttyp Art 12 B-VG übt der Bund die Grundsatzgesetzgebung und das Land die Ausführungs-
gesetzgebung aus. 
Eine konzisiere Darstellung, die im Übrigen auch die Ergänzungen zu den Haupttypen der Kompetenz-
verteilung enthält (z.B. Art 14 B-VG-Schulwesen), ist dem Beitrag von Bußjäger (2016) zu entnehmen.
Quelle: eigene Darstellung; Art 10-15 B-VG (in der Fassung BGBl 235/2021).

Die Befugnis, eigene Landesverfassungen zu etablieren, gilt immer noch als das zentrale 
Wesensmerkmal, das Bundesstaaten von dezentralisierten Regionalstaaten wie Spanien 
und Italien unterscheidet. Im Regionalstaat gilt das Prinzip der einheitlichen, unteil-
baren Souveränität, wenngleich das Autonomieprinzip hier ein wesentliches Gegenge-
wicht darstellt. Regionale Zuständigkeiten können einseitig begründet beziehungsweise 
verändert werden. Die Grenzen zwischen Bundes- und Regionalstaat verschwimmen 
aber auch bei diesem Kriterium, wenn man bedenkt, dass etwa Südtirol (welches als 
eine der Autonomieregionen über ein eigenes Statut verfügt) im Vergleich zu den öster-
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der normiert, dass Gesetzesbeschlüsse der Landtage, die Landes(gemeinde)abgaben 
zum Gegenstand haben, unmittelbar nach der Beschlussfassung des Landtages vor ihrer 
Kundmachung vom/von der Landeshauptmann/-hauptfrau dem Bundeskanzleramt 
bekanntzugeben sind. Wegen Gefährdung von Bundesinteressen kann die Bundesregie-
rung gegen einen solchen Beschluss binnen acht Wochen nach Einlangen im Bundes-
kanzleramt einen mit Gründen versehenen Einspruch erheben. Ein weiteres Exempel 
statuiert die Bestimmung des Artikels 97 Absatz 2 B-VG, wonach Landesgesetze, die 
eine Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung anordnen, der Zustimmung 
der Bundesregierung bedürfen.

Zu den formalen Kooperationsinstrumenten zählen auch die zwischen Bund und 
allen oder einzelnen Ländern abgeschlossenen staatsrechtlichen Vereinbarungen auf der 
Grundlage von Artikel 15a B-VG, die in jüngerer Vergangenheit ein zunehmend häu-
figer genutztes Instrument darstellen. So wurden allein seit 2010 45 Vereinbarungen 
abgeschlossen, woraus sich eine deutliche Zunahme vor allem in den letzten Jahren 
ergibt (Institut für Föderalismus 2021, 112). Durch diese Verträge wird eine für Bund 
und Länder rechtsverbindliche, aber freiwillige Koordination gleichberechtigter Partner 
ermöglicht. Gegenstand einer solchen Vereinbarung können sowohl Angelegenheiten 
der Gesetzgebung und Vollziehung, aber auch solche der Privatwirtschaftsverwaltung 
sein (VfSlg 14.945/1997). In den finanziellen Angelegenheiten zwischen dem Bund, 
Ländern und Gemeinden gelten die Vereinbarungen über einen Österreichischen Sta-
bilitätspakt sowie über einen Konsultationsmechanismus zudem als wesentliche Aus-
prägungen des kooperativen Föderalismus. An diesen Vereinbarungen partizipieren 
aufgrund ausdrücklicher bundesverfassungsrechtlicher Ermächtigungen auch der Ös-
terreichische Städtebund und der Österreichische Gemeindebund in Vertretung der 
Gemeinden. An diesem im internationalen Vergleich ungewöhnlichen Beispiel wird die 
besondere Rolle der Gemeinden im Bundesstaat deutlich.

Die informalen Kooperationsmechanismen zwischen den Gebietskörperschaften 
spielen in Österreich eine noch größere Rolle. Sie manifestieren sich beispielsweise in 
der noch näher zu erörternden Landeshauptleutekonferenz als höchstrangige Länder-
konferenz auf exekutiver Ebene sowie der Landtagspräsident*innenkonferenz auf legis-
lativer Ebene.

Darüber hinaus stellen auch politische Vereinbarungen, die zwischen den Gebiets-
körperschaften abgeschlossen werden, eine informelle Zusammenarbeitsform dar. Diese 
politischen Absichtserklärungen sind in der Regel rechtlich unverbindlich. Eine wich-
tige Ausnahme bildet jedoch das sogenannte Finanzausgleichspaktum. Darin werden 
die wesentlichen Inhalte des Finanzausgleichs festgehalten, auf die sich Bund, Länder 
und Gemeinden in Verhandlungen im Vorfeld der Erlassung eines Finanzausgleichs-
gesetzes (FAG) verständigt haben. Der VfGH misst dieser politischen Vereinbarung 
große Bedeutung zu. Er hat in ständiger Judikatur festgehalten, dass ein im Zuge der 
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Ihre Bedeutung in der politischen Realität darf daher weder unter- noch überschätzt 
werden, es empfiehlt sich folglich eine differenzierte Betrachtungsweise.

Zu den weiteren bestimmenden Koordinationsgremien auf Landesebene zählen die 
Konferenzen der Landtagspräsident*innen, der Landesfinanzreferent*innen und der 
Landesamtsdirektor*innen, die regelmäßig zwei Mal jährlich – bei Bedarf können auch 
außerordentliche Sitzungen einberufen werden – stattfinden. Die seit 1951 bestehende 
Verbindungsstelle der Bundesländer zeichnet dabei für die Koordinierung, Vorbereitung 
und Durchführung der Konferenzen sowie für die Übermittlung der Beschlüsse an die 
entsprechenden Adressat*innen verantwortlich. Sowohl auf beamteter als auch politischer 
Ebene werden in diesen Gremien gemeinsame Länderinteressen artikuliert, die mehrheit-
lich politische Forderungen an den Bund darstellen (z.B. Verlängerung der Finanzaus-
gleichsperiode aufgrund der COVID-19-Pandemie; Abgeltung Pflegeregress usw.).

2.3.2 Die Rolle der Parteien

Die Bund-Länder-Beziehungen werden darüber hinaus durch die politischen Parteien 
eindrücklich geprägt. Im politischen Diskurs und vor wichtigen Entscheidungen (etwa 
mögliche Kompetenzverluste der Länder betreffend) stehen daher mitunter nicht nur 
Länder- sondern Parteiinteressen im Vordergrund, was sich beispielsweise am Stimm-
verhalten der Bundesratsmandatare in der Vergangenheit belegen lässt. Nicht von un-
gefähr werden die politischen Parteien in der Lehre als „intermediäre Gewalten“ be-
zeichnet, da wesentliche Entscheidungen zwar in den Parlamenten auf Landes- und 
Bundesebene formal abgesegnet, die Weichen dafür letztlich aber schon viel früher ge-
stellt werden (Pürgy 2015, 23).

Da sich aufgrund des Überhangs wichtiger Kompetenzen des Bundes die zentral-
staatliche Ebene als Arena des politischen Diskurses herauskristallisiert hat, ist es für die 
Länder von Bedeutung, ihre Standpunkte in den Bundesgremien ihrer Parteien entspre-
chend zu transportieren (Fallend/Heinisch 2020, 128 f.). Dieser Austausch, der partei-
intern und im Wesentlichen informell stattfindet, hat aber maßgeblichen Einfluss auf 
die nach außen hin vertretenen Positionen einer Partei. Auch strategische Überlegungen 
der Landes- oder Bundesparteien, beispielsweise vor Wahlen, dürfen nicht außer Acht 
gelassen werden. So wurde vor der Landtagswahl in Oberösterreich im September 2021 
von der Einführung strengerer Corona-Maßnahmen sowohl auf Bundes- wie auch auf 
Landesebene wohl auch deshalb Abstand genommen, um das Wahlergebnis nicht durch 
unpopuläre Maßnahmen zu beeinflussen. Auf diese Weise bleiben Bundes- und Landes-
politik in Österreich stets eng verzahnt.
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Eine umfassende Föderalismusreform ist schon aufgrund massiver divergenter An-
schauungen über das Ziel einer solchen Reform auch in naher Zukunft nicht zu er-
warten. Dafür spricht schon der pragmatische Grund, dass kleinere Reformen allein 
deshalb wahrscheinlicher sind, weil sich hierfür die politischen Mehrheiten leichter 
finden lassen. Als Schranke gegen eine Föderalismusreform zu Lasten der Länder stellt 
sich im Übrigen das bundesstaatliche Bauprinzip der Bundesverfassung dar, würde eine 
derartige Verfassungsänderung doch gemäß Artikel 44 Absatz 3 B-VG neben den er-
forderlichen erhöhten Quoren für Verfassungsänderungen eine obligatorische Volks-
abstimmung nach sich ziehen. Die häufig postulierte Forderung der Abschaffung des 
Bundesrates, die den Ländern aktuell eine indirekte Teilhabe an der Bundesgesetzge-
bung ermöglicht, wäre ohne Schaffung einer gleichwertigen Alternative zweifelsohne 
ein solcher Anwendungsfall.

In den letzten Jahren sind dennoch vereinzelt größere und kleinere Reformen ver-
abschiedet worden. Ein bedeutsamer Reformschritt wurde im Zuge der B-VG-Novelle, 
BGBl I 14/2019, gesetzt, der eine Kompetenzentflechtung im Bereich des Artikels 12 
B-VG und den Entfall wechselseitiger Zustimmungsrechte des Bundes und der Länder 
zum Inhalt hatte. Aus Sicht der Länder fielen mit den Tatbeständen „Bodenreform, ins-
besondere agrarische Operationen und Wiederbesiedelung“ (bisher Art 12 Abs 1 Z 3 
B-VG) und „Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge“ (bisher Art 12 
Abs 1 Z 4 B-VG) auch qualitativ bedeutende Kompetenzen in ihren alleinigen Zustän-
digkeitsbereich.

Mit der Einführung der Landesverwaltungsgerichte im Jahr 2014 ist dagegen die 
umfassendste und aus föderalistischer Perspektive wichtigste Reform der jüngeren Ver-
gangenheit realisiert und die österreichische Verwaltungsgerichtsbarkeit einem grund-
legenden Systemwandel unterzogen worden (Schramek 2017, 1–37). Nunmehr sind 
insgesamt elf Verwaltungsgerichte (neun Landesverwaltungsgerichte und zwei Verwal-
tungsgerichte des Bundes = 9+2-Modell) für die Überprüfung verwaltungsbehördlicher 
Entscheidungen zuständig, während ein verwaltungsinterner Instanzenzug nur mehr in 
vereinzelten Fällen besteht. Die Installierung von Verwaltungsgerichten in den Ländern 
war im Übrigen auch eines jener Themen, welches beim Österreich-Konvent Gegen-
stand der Debatten war. Nunmehr partizipieren die Länder auch an der Gerichtsbar-
keit, obwohl eine gliedstaatliche Gerichtsbarkeit bundesstaatstheoretisch kein Wesens-
element eines Bundesstaates darstellt (Schramek 2017, 84–87). Will man rückblickend 
Bilanz ziehen, so kann festgehalten werden, dass sich die Verwaltungsgerichte als neue 
Rechtsschutzinstanzen gut etabliert haben und diese ihre Aufgaben auch verantwor-
tungsbewusst wahrnehmen, was sich nicht zuletzt in relativ kurzen Verfahrensdauern 
niederschlägt (Segalla/Grubner 2015, 296 f.).

Schwer abzuschätzen ist indes, in welchen Politikfeldern zeitnah weitere föderalis-
tisch relevante Reformen zur Umsetzung gelangen könnten. Vor dem Hintergrund des 

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 





63Föderalismus

2019 eine Dezentralisierungsoffensive startete, mit dem Ziel, qualifizierte Arbeitsplätze 
in den Bezirken Salzburgs zu schaffen und vormals infrastrukturschwache Regionen zu 
beleben. Konkret sollen künftig etwa in Tamsweg das Landesabgabenamt, in Zell am 
See die Landesforstdirektion oder in Hallein die Referate Gemeindeaufsicht und Ge-
meindepersonal angesiedelt werden.

Bei den Bezirkshauptmannschaften ist ein Trend zur Einrichtung regionaler Kompe-
tenz-Zentren zu erkennen, der durch eine Änderung des B-VG im Jänner 2019 – Ar-
tikel 15 Absatz 10 B-VG ermöglicht nunmehr eine sprengelübergreifende Kooperation 
– maßgeblich begünstigt wurde (Heissenberger 2020, 23–29). Im Wege von Verwal-
tungskooperationen soll nicht mehr jede Bezirkshauptmannschaft dieselben Aufgaben 
erledigen, sondern können von einer Bezirkshauptmannschaft schwergewichtig Aufgaben 
für eine andere Bezirkshauptmannschaft wahrgenommen werden. Das bietet sich etwa 
bei (vorwiegend elektronisch geführten) Massenverfahren, wie der administrativen Be-
handlung von Verkehrsstrafsachen, an. In Kärnten bearbeitet beispielweise die Bezirks-
hauptmannschaft Hermagor alle in- und ausländischen Verkehrsstrafen und bereitet diese 
entscheidungsreif vor. Die Ausfertigung einer solcherart erzeugten Entscheidung erfolgt 
durch die jeweils örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft, sodass die gesetzliche Zu-
ständigkeitsordnung gewahrt bleibt (Bußjäger 2020a, 43–48). Die fortschreitende Digita-
lisierung, der tendenziell eine zentralisierende Wirkung innewohnt, wird in Zukunft aber 
auch weitere Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation zeitigen, zumal die Standort-
relevanz zunehmend an Bedeutung verliert. Deutlich vor Augen geführt hat dies etwa die 
Organisationsreform in der Finanzverwaltung, die eine Zusammenfassung aller Finanz-
ämter in das Finanzamt Österreich mit Sitz in Linz zum Inhalt hatte (Bußjäger 2020a, 51).

Demgegenüber treten derzeit aktuell Diskussionen rund um die Bereinigung der Be-
hördenlandschaft des Bundes in den Ländern und die Übertragung der Aufgaben dieser 
Organisationseinheiten in die Landesverwaltung (Stichworte: Eingliederung etwa der 
Wildbach- und Lawinenverbauung oder des Sozialministeriumservice in die Landesver-
waltung), die in der Vergangenheit recht intensiv geführt wurden, in den Hintergrund. 
Dazu trägt auch die Pandemiesituation bei, die dadurch geprägt ist, dass Bundes- und 
Landesvollziehung mit der Bewältigung der von ihr hervorgerufenen Herausforderun-
gen beschäftigt ist.

4. Einordnung des österreichischen Falls

Mit Methoden unterschiedlicher Fachrichtungen wird seit geraumer Zeit versucht, den 
Grad der Dezentralisierung föderaler Staaten zu messen. Insgesamt gibt es dafür eine 
Vielzahl an Herangehensweisen, Messparametern und Zielsetzungen, wobei sich der 
RAI („Regional Authority Index“) von Hooghe et al. (2016) als bisher umfangreichstes 
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Damit liegt Österreich im Spitzenfeld der EU-Mitgliedsstaaten. Auffallend ist, dass sich 
mit Belgien und Italien zwei europäische Bundes- beziehungsweise Regionalstaaten 
im RAI deutlich verbessert haben und auch an Österreich vorbeigezogen sind (siehe 
Abb. 3). Im Bereich der Finanzdezentralisierung schneidet Österreich dennoch nur be-
scheiden ab, was sich mit den Ausführungen zur föderalistischen Finanzordnung und 
dessen zentralistischem Einschlag begründen lässt (Pitlik 2014, 53). Deutschland war 
und ist auch aktuell das Land mit dem höchsten RAI.

Abb. 3	 Regional Authority Index

Quelle: Schakel (2022).

Die konstant gebliebenen Ergebnisse sind insgesamt wenig überraschend, da in Ös-
terreich in den letzten Jahren auch keine signifikante Föderalismus- beziehungsweise 
Staatsreform in Angriff genommen wurde. Bei genauerer Betrachtung wäre sogar eine 
höhere Bewertung Österreichs im RAI gerechtfertigt gewesen, zumal mit der im Jahr 
2014 eingeführten Landesverwaltungsgerichtsbarkeit die Länder nunmehr auch an der 
Gerichtsbarkeit unmittelbar partizipieren. An diesem Beispiel zeigen sich augenschein-
lich auch die Unschärfen der Dezentralisierungsindizes.

Im LAI performt Österreich ebenso konstant gut und hält sich seit 2014 bei knapp 
über 25 Punkten. Damit kann sich Österreich zu jenen Staaten zählen, welche hohe 
Werte an lokaler Autonomie verzeichnen (Bußjäger/Starchl 2020, 30).
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vorstellung – also ein Wert  – ist die Ansicht, dass alle Menschen gleichwertig sind. 
Eine Person, die diesen Wert vertritt, behandelt alle Menschen auf gleiche Art und 
Weise, unabhängig von der jeweiligen Ethnizität, Religion oder sexuellen Orientierung. 
Auf dieser Ebene können Werte also als „allgemeine Richtlinien in Bezug auf das, was 
Menschen für sich selbst und ihre Gesellschaften als richtig und gut erachten“ defi-
niert werden (Haller/Müller-Kmet 2019, 51). Im gesellschaftlichen Kontext kommt 
es zu einer Beurteilung und auch Positionierung hinsichtlich dieses Werturteils, das 
von Individuen getroffen wird. Diese Positionierung wird in der Literatur grundsätz-
lich als Werthaltung bezeichnet (Welzel 2009, 112). Die individuellen Überzeugungen 
– die Werte, die eine Person hat – werden auf Grundlage gesellschaftlicher Rahmen-
bedingungen verortet. Die individuellen Haltungen von Personen können dabei mehr 
oder minder gut den gesellschaftlich erwarteten Werthaltungen bzw. dem Wertesystem 
einer Gesellschaft entsprechen. Als Wertesysteme werden die Abhängigkeiten von und 
Hierarchien zwischen einzelnen Werten gesehen (Inglehart/Welzel 2009, 37). Also ob 
beispielsweise der Wert der Freiheit im Vergleich als wichtiger gesehen wird als der Wert 
der Solidarität. Diese Systematisierung kann sowohl auf Ebene von einzelnen Personen 
als auch ganzen Gesellschaften nachvollzogen werden.

Entsprechend werden Werte in den Sozialwissenschaften im Allgemeinen als er-
worbene und entwickelte Grundüberzeugungen gesehen, die Individuen und darauf 
aufbauend gesamte Gesellschaften im Verlauf der Zeit entwickeln (Verwiebe 2019; 
Welzel 2009). Sie stellen Orientierungspunkte dar, um individuelles Verhalten, soziale 
Interaktionen und Positionen zu Um- und Mitwelt zu beurteilen (Haller/Müller-Kmet 
2019, 51 f.). Somit sind Werte beispielsweise eine relevante Grundlage für Wahlent-
scheidungen, Parteimitgliedschaft, die Beteiligung an Demonstrationen oder aber auch 
die Wahl des präferierten Nachrichtenmediums oder sogar der eigenen Partnerin oder 
des Partners (Wurthmann 2021, 1001).

Dadurch dass sich individuelle Erfahrungen innerhalb von Gesellschaften nicht de-
cken müssen, weil eben bestimmte Erfahrungen konkreten Personen oder auch Per-
sonengruppen vorbehalten bleiben, sind in einer Gesellschaft unterschiedliche Werte 
und Werthaltungen vorzufinden (Inglehart/Welzel 2009). Als Beispiele dafür können 
Gleichberechtigung und Solidarität herangezogen werden. Personen die eine Schlech-
terbehandlung aufgrund von Ethnizität, Geschlechterzugehörigkeit oder Konfession er-
leben oder zumindest erkannt haben, setzen sich in der Regel eher dafür ein, dass Unge-
rechtigkeiten unterbunden werden, als Personen, die diese Erfahrungen nicht gemacht 
oder erkannt haben (Hofmann 2019, 274; Mohiyeddini/Schmitt 1997, 350 f.). Es ist 
festzuhalten, dass Werte nicht nur über Erfahrungen, sondern auch durch Einsicht oder 
Erkenntnis erschlossen werden können.

Da es, wie bereits skizziert, eine Vielzahl an Werten gibt und Menschen nicht alle 
diese Werte im selben Ausmaß vertreten können, kommt es in der Regel zu einer relati-
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onalen Beurteilung, wie Werte zueinander positioniert werden (Inglehart 1997; Welzel 
2009). So können Individuen beispielsweise entscheiden, ob das Konzept von Solida-
rität für sie über dem Konzept von individueller Freiheit steht oder auch umgekehrt. 
Und diese Werte können im Rahmen eines Wertesystems wiederum im Vergleich zu der 
Relevanz der Rechtsstaatlichkeit positioniert werden.

1.2 Der Wertediskurs in den Sozialwissenschaften

Die Konzeption von Werten als etwas gesellschaftlich Wünschenswertes und Erstre-
benswertes ist spätestens seit Mitte des 20. Jahrhunderts Bestandteil sozialwissenschaft-
licher Arbeiten (Kluckhohn 1951; Pöge/Seddig 2018). Sowohl die sozialpsychologi-
schen Abhandlungen von Milton Rokeach (1973) und Shalom H. Schwartz (1992), die 
politikwissenschaftlichen Schriften von Roland Inglehart (1977) und die soziologischen 
Arbeiten von Helmut Klages (1984) greifen diese, ursprünglich von Clyde Kluckhohn 
1951 formulierte, Annahme auf. Auch wenn bei der konkreten empirischen Umsetzung 
der Forschenden unterschiedliche Begrifflichkeiten zur Anwendung kommen (Verwie-
be 2019, 6).

Entsprechend ist die theoretische und empirische Auseinandersetzung mit der Viel-
falt an Werten in modernen Gesellschaften, Wertorientierungen und dem damit ver-
bundenen Wertewandel fester Bestandteil der aktuellen sozial- und geisteswissenschaft-
lichen Forschung (Feldman 2003; Hofstede 2001; Inglehart/Baker 2000; Schwartz et 
al. 2014; Inglehart/Welzel; 2010). Trotz vorhandener Abweichungen in den Begriff-
lichkeiten und empirischen Operationalisierungen werden Werte primär in Form von 
quantitativen Bevölkerungsumfragen – sogenannten „Surveys“ – erforscht. Beispiele 
dafür sind die European Values Study (EVS) und der European Social Survey (ESS; 
siehe dazu Boxen Forschungsprojekt).

Forschungsprojekt

Die European Values Study (EVS) ist ein länderübergreifendes Umfrageprogramm, das 
seit 1981 alle neun Jahre grundlegende Daten zur Werthaltung in Europa vergleichbar 
erhebt und eine länger getaktete Dauerbeobachtung des europäischen Wertewandels 
ermöglicht. Zur Kontextualisierung werden zusätzlich Daten über Lebenssituation, Fa-
milie, Arbeit, Religion und Politik gesammelt. Österreich nimmt seit 1990 an dem Pro-
gramm teil. Die Erhebung im Jahr 2017 wurde gemeinsam mit dem World Values Survey 
(WVS) durchgeführt.
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Forschungsprojekt

Der European Social Survey (ESS) ist ein länderübergreifendes Umfrageprogramm, das 
seit 2002 alle zwei Jahre grundlegende Daten zur Lebensrealität der Europäer*innen 
vergleichbar erhebt und eine engmaschige Dauerbeobachtung der Gesellschaft er-
möglicht. Es werden Daten zur Lebenssituation, Familie, Arbeit, Religion und Politik ge-
sammelt und das Portrait Value Questionnaire (PVQ) von Schwartz zur Wertemessung 
eingesetzt. Die im ESS genutzte PVQ-Version umfasst 21  Aussagen, die von den Teil-
nehmenden beurteilt werden müssen. Der ESS ist eines der qualitativ hochwertigsten 
Umfrageprogramme Europas.

Von den zuvor genannten Wertekonzepten sind heute international die Postmateria-
lismus/Materialismus Skala von Roland Inglehart – die zum Beispiel in der EVS zu 
finden ist – und das Modell universeller menschlicher Werte nach Shalom H. Schwartz 
am prominentesten. Insbesondere letztgenannter Ansatz dominiert gegenwärtig die 
empirische Forschung und das nicht nur, weil das Modell vielfältige Analysemöglich-
keiten bietet, sondern auch, weil es seit Beginn zentraler Bestandteil des ESS war und 
ist (Schwartz 2003; Verwiebe 2019, 5 f.).

Inhaltlich baut das Modell von Inglehart auf einer Dichotomie von Postmaterialis-
mus/Materialismus auf und beruht im Kern auf seinen Studien zum politischen Wandel 
in den Industriestaaten des Westens in den 1970er-Jahren (Inglehart 1977). Inglehart 
testete damit ursprünglich die Annahme, ob in Wohlstandsgesellschaften materielle Si-
cherheit an Bedeutung verliert und Individualismus und Selbstverwirklichung an Be-
deutung gewinnen. Das Konzept der universellen menschlichen Werte von Schwartz 
verfolgt die Annahme, dass gesellschaftliche Werte sich aus biologischen Grundbedürf-
nissen sowie koordinierbarer, funktionierender sozialer Interaktion ergeben (Schwartz 
1994, 21). Werte sind in dem Verständnis von Schwartz ein Steuerungsmechanismus 
für das Funktionieren von Gesellschaften.

1.2.1 Die Postmaterialismus/Materialismus Skala nach Inglehart

Die Arbeiten zu Postmaterialismus/Materialismus von Inglehart (1977) stützen sich auf 
drei sogenannte Fragebatterien, die genutzt werden, um die jeweilige Werthaltung einer 
Person zu erheben. Fragebatterien sind dabei Zusammenstellungen mehrerer Fragen, 
die ähnliche Fragestellungen behandeln und identische Antwortmöglichkeiten bieten. 
Im Fall von Inglehart beschäftigen sich alle Fragen eben mit Postmaterialismus/Mate-
rialismus. Materialismus steht dabei für eine Werthaltung, die Zugang zu materiellen 
Gütern und soziale Ordnung in den Vordergrund stellt, während die gesellschaftliche 
Teilhabe und die Chance zur Selbstverwirklichung im Bereich des sogenannten Post-
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den. Auf Grundlage der Antworten können theoriegeleitet Indizes für Werte berechnet 
werden. Dieses Vorgehen wird grundsätzlich als Ranking-Methode bezeichnet, weil es 
den Antwortenden abverlangt, eine klare Abstufung in der Beurteilung von Werten 
vorzunehmen (siehe Abb. 1).

Als Alternative zu diesem Konzept existiert eine mehrstufige Postmaterialismus vs. 
Materialismus-Fragebatterie. Bei dieser Version können Personen ihre Überzeugungen 
in verschieden Bereichen (z.B. Arbeit ist eine Verpflichtung gegenüber der Gesellschaft) 
mittels einer fünfteiligen Rating-Skala zum Ausdruck bringen (Welzel 2009). Dieses 
Format ist für Studienteilnehmende einfacher zu beantworten und wird in einer Viel-
zahl von Umfragen – wie beispielsweise der European Values Study – eingesetzt. Zu-
sätzlich bietet dieses Datenerhebungsmethode flexiblere Möglichkeiten für den Einsatz 
multivariater Analyseverfahren, wie beispielsweise der explorativen oder konfirmatori-
schen Faktorenanalyse für die Wertebestimmung (siehe Abb. 2).1

Diese Messmethode wird jedoch von Vertreter*innen des Postmaterialismus/Mate-
rialismus-Theorems seltener eingesetzt als das zuvor vorgestellte Modell der Prioritäten-
zuordnung (Welzel 2009). Diese Haltung beruht auf den Annahmen von Inglehart, 
dass Werte nicht in einem gleichen Ausmaß realisiert werden können und immer in 
Konflikt stehen, wenn es um konkrete Handlungsentscheidungen geht (Welzel 2009). 
Sie steht im Widerspruch zur methodischen Umsetzung mittels einer Rating-Skala, wo 
einzelne Werte als gleich bedeutsam dargestellt werden können. So könnten beispiels-
weise mehre Fragen in der Skala mit derselben Antwort versehen werden, was keine 
weitere Abstufung ermöglicht (Welzel 2009).

1.2.2 Die Theorie der universellen menschlichen Werte nach Schwartz

Die Theorie der universellen menschlichen Werte von Shalom H. Schwartz folgt in 
Teilen den grundlegenden Ausführungen von Roland Inglehart. Jedoch kombiniert 
Schwartz in seinem Zugang die Prioritätenstruktur von Werten mit der Annahme, dass 
sowohl Zusammenhänge als auch Widersprüche zwischen Werthaltungen existieren 
(Schwartz 2012). Von dieser Position ausgehend argumentiert Schwartz, dass universelle 
menschliche Werte existieren, weil Menschen einerseits als Individuen ihre biologischen 

1	 Faktorenanalysen sind statistische Verfahren, die mehrere direkt – manifest – gemessene In-
formationen (z.B. Fragebogenfragen) in eine oder mehrere indirekt – latent – zu messen-
de Informationsbündel zusammenfassen. Diese Informationsbündel werden als Faktoren 
bezeichnet und können messtechnisch bessere Eigenschaften aufweisen. Während bei der 
konfirmatorischen Faktorenanalyse ein vorab klar formuliertes Modell existiert, wie einzel-
ne manifeste Informationen in latente Faktoren überführt werden, wird bei der explorativen 
Faktorenanalyse die Bündelung basierend auf den konkreten Daten ohne vorgegebene Mo-
delle durchgeführt (Fields 2005, 619 f.).
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Bedürfnisse zum Überleben erfüllen müssen und andererseits der Notwendigkeit ausge-
setzt sind, sich in Gemeinschaften zu organisieren, um dieses Ziel zu erreichen (Schwartz 
2012). Auf Grundlage dieser Ausgangsposition postuliert Schwartz einen Wertekreis, der 
zehn Basiswerte inkludiert: Anpassung, Sicherheit, Tradition, Solidarität, Naturschutz, 
Kreativität, Stimulation, Genuss, Reichtum, Macht. Ein Teil dieser Werte stellt sicher, 
dass Personen in Gemeinschaften überleben können, während ein anderer Teil die Be-
dürfnisse der Individuen abdeckt. Zur empirischen Erfassung dieser Werte hat Schwartz 
ursprünglich seinen Values Survey und später unterschiedliche Versionen des Portrait 
Value Questionaire (PVQ) entworfen (Schwartz 2003). Im ESS kommt beispielsweise 
eine Version des PVQ mit 21 Fragen zum Einsatz, diese wird als PVQ21 bezeichnet.

Im Rahmen des PVQ werden den Teilnehmenden kurze Personenbeschreibungen 
vorgelegt. Die Befragten müssen diese Beschreibungen dahingehend beurteilen, inwie-
weit sie der beschriebenen Person gleichen oder nicht (siehe Abb. 3). Aufbauend auf 
diesen Urteilen, die die zehn Basiswerte messen, werden darüberliegende Werte höherer 
Ordnung in Form von Wertorientierungen abgeleitet und die inhärenten Widersprüche 
zwischen bestimmten Werten zum Ausdruck gebracht (Schwartz 2003). Dieses Modell 
unterscheidet zwischen einer Offenheit für Veränderung und dem Wunsch, die existie-
rende Ordnung zu bewahren, beziehungsweise dem ego-bezogenen Wunsch der Status-
erhöhung und dem altruistischen Konzept der Selbsttranszendenz (Schwartz 2012).

Methodisch eröffnet die Nutzung dieser Annahmen diffizilere Vorgehensweisen, als 
es bei den Modellen nach Inglehart möglich ist: Um Antwort-Tendenzen von Indivi-
duen zu berücksichtigen – zum Beispiel, wenn konsistent niedrige, mittlere oder hohe 
Übereinstimmungsmuster zu den beschriebenen Personen berichtet werden – kommt 
es vor der Auswertung der Antworten zu einer Mittelwert-Standardisierung aller Urteile 
eines Individuums. So können die Antworten von Individuen in eine entsprechende 
relative Position gebracht werden und ein Vergleich zwischen Individuen wird unab-
hängig vom konkreten Antwortverhalten gezogen. Dies vereinfacht auch den interkul-
turellen Vergleich, weil teils kulturell bedingte Antwortmuster wie zum Beispiel die 
Tendenz, eher positiv oder auch konformistisch zu antworten, abgeschwächt werden 
(Schwartz 2003). Die Übertragung der standardisierten Ergebnisse in den Wertekreis 
selbst findet mittels einer sogenannten multidimensionalen Skalierung (MDS) statt.2 
Die vier Wertebereiche des Wertekreises (siehe Abb. 4), die Wertorientierungen bezie-
hungsweise Werte höherer Ordnung darstellen, sind dabei wie folgt zu interpretieren 

2	 Die multidimensionale Skalierung stellt ein statistisches Verfahren dar, dass Ähnlichkeiten 
beziehungsweise Unähnlichkeiten von Objekten (z.B. Fragen in einer Umfrage) visualisiert. 
So können die Abstände zwischen einzelnen Objekten berechnet und dargestellt werden 
(Kruskal/Wish 1978). Der Wertekreis von Schwartz stellt ein Anwendungsszenario für das 
Verfahren dar.
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Die graphische Darstellung des Wertekreises zeigt, wie sich die zehn Werte in Form 
von Kreissegmenten auf den vier darüberliegenden Wertebereiche zuordnen lassen. 
Der Wert des Vergnügens wirkt dabei auf zwei Wertebereiche: Statuserhöhung und 
Offenheit für Veränderung. Entsprechend wird das Kreissegment, dass die Messung von 
Vergnügen darstellt in der graphischen Darstellung auch durch eine der Haupttrenn-
linien in zwei Teile gespalten. Der Wertebereich, der die Bewahrung von Bewährtem 
ausdrückt, enthält drei Einzelwerte und ist demensprechend am größten in der Visua-
lisierung. Schwartz (2012) argumentiert, dass Konformität und Tradition gemeinsame 
Grundhaltung ausdrücken. Entsprechend positioniert er sie übereinander und nicht 
nebeneinander, wie die anderen Einzelwerte. Die konkrete Positionierung im Kreis be-
gründet er damit, dass Konformität weniger im Wiederspruch zu den Werten steht, 
die Offenheit für Veränderung ausdrücken, und daher näher am Zentrum positioniert 
werden kann als der Wert der Tradition, der einen starken Widerspruch zu Veränderung 
ausdrückt (Schwartz 2011).

Neben diesen beiden hier diskutierten dominierenden Modellen existieren noch 
weitere, teils in unterschiedlichen Sprachräumen vertretene Ansätze. So ist beispiels-
weise der Werte-Ansatz von Helmut Klages (1984) im deutschen Sprachraum durchaus 
prominent vertreten. Dieser geht mit den Ausführungen von Inglehart d’accord, dass 
in den Industriegesellschaften ein Wertewandel stattgefunden hat und in modernen 
Gesellschaften Werte wie Gehorsamkeit und Unterordnung weniger Relevanz haben 
als Selbstständigkeit und freier Wille. Begründet wird dies von Klages (1984) durch 
den hohen beziehungsweise steigenden Bildungsgrad und die damit verbundene Selbst-
ermächtigung.

1.3 Werte und Bevölkerungsstruktur

Was alle Ansätze, die in den vorherigen Abschnitten vorgestellt wurden, gemein ha-
ben, ist ihr starker Bezug zur Bevölkerungsstruktur. Dieser Bezug fußt auf der Ein-
sicht, dass Werte in Gesellschaften entstehen und dementsprechend die Struktur der 
Gesellschaften bedeutend für die gesellschaftliche Werthaltung ist (Haller/Müller-Kmet 
2019; Bacher et al. 2019). In der Literatur wird dies meist mit dem Konzept der Sozio-
demographie beschrieben. Soziodemographie und die daraus abgeleitete Sozialstruktur 
stellt dabei eine Sammlung an Hintergrundmerkmalen zu Personen beziehungsweise 
Bevölkerungen dar. Typischerweise werden darunter Merkmale wie Geschlecht, Al-
ter, Bildungsstand, Familienstand und Migrationsstatus verstanden (Gesis 2022). Die 
genaue Zusammensetzung relevanter Merkmale wird in der Regel durch die gegen-
ständlichen Forschungsfragen bestimmt. Im Bereich der Werteforschung werden dabei 
oftmals Alter, Geschlecht und Bildung als die zentralen, zu diskutierenden Einfluss-
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größen wahrgenommen (Verwiebe 2019, 14). Während der Migrationsstatus oder die 
ethnische Zugehörigkeit in vielen Diskussionen auch hervorgehoben wird, treten je-
doch in der Analyse oftmals methodologische und methodische Herausforderungen 
auf: Migrantische Bevölkerungsgruppen sind in allgemeinen Bevölkerungsumfragen, in 
denen Wertemessungen meist stattfinden, nur schwer erfassbar, da sie nur einen kleinen 
Teil der Bevölkerung ausmachen und in sich sehr heterogen sind (Prandner/Weichbold 
2019, 3).

Die Sozialstruktur ist zusätzlich noch mit dem Konzept des Wertewandels verbunden 
(Müller-Kmet/Weicht 2019): Einerseits sind Erfahrungen und Ereignisse, die Personen 
in bestimmten Lebensabschnitten machen und erleben, durchaus unterschiedlich und 
wirken sich unterschiedlich auf die Lebensrealitäten von Personen aus, was zu regio-
nalen und generationenbedingten Unterschieden führt, anderseits ändern sich auch 
soziale Rahmenbedingungen, in denen diese Erfahrungen überhaupt gemacht werden 
können. Personen die beispielsweise den Fall der Berliner Mauer und des Ostblocks nur 
als Kleinkinder erlebt haben, werden das Ereignis anders beurteilen als jene, die es als 
Erwachsene beobachtet haben. Genauso wirkte die Wirtschaftskrise der 2010er-Jah-
re anders auf die Generation, die gerade den Berufseinstieg realisieren musste, als auf 
jene, die schon länger erwerbstätig war. Gemeinsam mit diesen ereignisgetriebenen Er-
fahrungen können Veränderungen in der Sozialstruktur – zum Beispiel durch erhöhte 
Lebenserwartung, Bildungsexpansion etc. – auch zu einem (langsamen) Wertewandel 
in Gesellschaften führen, obwohl Werte in der sozialwissenschaftlichen Forschung als 
eher stabil gegenüber kurzfristigen gesellschaftlichen Umbrüchen gelten (Verwiebe et 
al. 2019, 300; Aschauer et al. 2022, 211).

2. Gegenwärtige Situation

Im ersten Abschnitt dieses Kapitels wurden die enge Verbundenheit von Werthaltun-
gen mit gesellschaftlichen Entwicklungen an sich besprochen und Werte vor dem Hin-
tergrund der Sozialstruktur illustriert. Entsprechend werden folgend die soziodemo-
graphischen Eckdaten der österreichischen Wohnbevölkerung dargelegt und dann die 
aktuellen Werthaltungen in Österreich diskutiert

Ein erster entscheidender Punkt hinsichtlich der österreichischen Sozialstruktur ist, 
dass das Land eine Wachstumsgesellschaft darstellt. Zwischen 2001 und 2020 ist die 
Bevölkerung von Österreich von knapp 8 Millionen auf ca. 9 Millionen angewachsen 
(Statistik Austria 2022a). Ein substanzieller Anteil dieses Wachstums steht mit Migra-
tion im Zusammenhang: Der Anteil an Personen, die keine österreichische Staatsbür-
gerschaft hatten – also Migrant*innen sind –, stieg zwischen Ende 2001 und Ende 2020 
von zirka 9,5 Prozent auf 16,7 Prozent (Statistik Austria 2022a). Dies ist deutlich über 
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dem EU-Durchschnitt von zirka 7,9 Prozent (Eurostat 2022). Gleichzeitig ist zu be-
obachten, dass das formale Bildungsniveau in der Bevölkerung deutlich anstieg: Hatten 
2001 nur zirka zehn Prozent der Bevölkerung zwischen 25 und 64 Jahren einen tertiä-
ren Bildungsabschluss, waren es 2020 mehr als 19 Prozent (Statistik Austria 2022b). 
Insbesondere bei Frauen zeigte sich, dass sie hohe formale Qualifikationen anstreben: 
2019 hatten bereits knapp 22 Prozent der Frauen in der Alterskohorte zwischen 25 und 
64 einen post-sekundären Bildungsabschluss (Statistik Austria 2022b). Bei den Män-
nern waren es etwas mehr als 18 Prozent (Statistik Austria 2022b).

Betrachtet man die Werthaltung der österreichischen Bevölkerung vor dem Hinter-
grund der Sozialstruktur, können über eine Vielzahl an existierenden Umfragen Unter-
schiede aufgezeigt werden. Diese umfassen unter anderem die European Values Study, 
die Values in Crisis Study, den Social Survey Österreich genauso wie den European 
Social Survey.

Für die empirischen Analysen und Darlegungen wird im Folgenden die neunte Wel-
le European Social Survey (ESS 2018) herangezogen, in der das PVQ21 von Shalom 
Schwarz zur Wertemessung eingesetzt wurde. Der ESS 2018 stellt eine qualitativ hoch-
wertige Face-2-Face-Umfrage dar. Die persönliche Befragung gilt als Goldstandard in 
der Sozialforschung, ist aber seit Beginn der Corona-Krise nur schwer oder kaum rea-
lisierbar.

Die Wertemessungen auf Grundlage des ESS zeigen, dass den Österreicher*innen 
grundsätzlich der Wertebereich der Selbsttranszendenz am wichtigsten ist und demen-
sprechend Solidarität, Altruismus und Gemeinschaftsbedanken betont werden (für Er-
gebnisse im Detail siehe auch Abb. 5, die die genauen Ergebnisse für Schwartz’ Werte-
bereiche beinhaltet). Diese Werthaltungen sind besonders stark bei jüngeren Personen 
(bis dreißig), Frauen und Personen mit tertiären Bildungsabschlüssen vorhanden. An 
zweiter Stelle folgt – durchaus aber mit auffälligem Abstand – der Wunsch, dass das 
Bewährte geschützt wird. Dieser Wert ist besonders bei der Bevölkerungsgruppe über 
sechzig, Personen mit niedrigen formalen Bildungsabschlüssen und wiederum Frauen 
ausgeprägt und deutet darauf hin, dass für diese Personengruppen der Wunsch nach 
Sicherheit, Traditionen und bekannten Strukturen gegeben ist. Der Wunsch nach Wan-
del ist im Gegensatz dazu wiederum bei der jüngeren Bevölkerungsgruppe bis dreißig, 
Männern und jenen mit höheren formalen Bildungsabschlüssen ausgeprägt. Das Kon-
zept der Statuserhöhung ist insgesamt am wenigsten stark ausgeprägt. Vergleichsweise 
hohe Zustimmungswerte erreicht es aber dennoch bei den Männern und jüngeren Per-
sonengruppen. Personen mit geringer formaler Bildung ist dieser Wert tendenziell am 
wenigsten wichtig.

Diese Feststellungen zeigen auch, wie eng die Struktur der Bevölkerung mit be-
stimmten Werthaltungen einhergeht und dass sich der zu Beginn des Abschnitts illust-
rierte demographische Wandel auch auf das vorherrschende Wertebild auswirken kann. 
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geführt werden (Verwiebe 2019). Wie der Soziologe Roland Verwiebe (2019, 6 f.) treffend 
schreibt, finden sich die Wurzeln europäischer Demokratien im antiken Griechenland, 
fußt das moderne Verständnis von Rechtsstaatlichkeit auf dem römischen Recht und die 
christlich-jüdische Tradition etablierte Konzepte wie Nächstenliebe, Gewaltlosigkeit und 
Menschenwürde als grundlegende Werthaltungen. Mit dem Zeitalter der Aufklärung und 
der Französischen Revolution wurden die Freiheit des Einzelnen, die Gleichheit oder das 
Recht zentraler Bestandteil europäischer Werte. Schließlich hat das Überwinden der leid-
vollen ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts diesen Kanon um Werte wie Toleranz, Inner-
lichkeit, Selbstverwirklichung und eine Verpflichtung auf soziale Gerechtigkeit erweitert 
(Joas 1999; Kaelble 2007; Mau/Verwiebe 2009; Vobruba 2017). Diese grundlegenden 
Annahmen waren es auch, die die Werte-Modelle geprägt haben, die eingangs beschrieben 
wurden.

Betrachtet man die Werteentwicklung in Österreich, ist davon auszugehen, dass 
hierfür in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg durchaus mehrere relevante Aspekte 
hervorzuheben sind. Obwohl sich die Zweite Republik als neutral zwischen den Block-
mächten positionierte, folgten die gesellschaftlichen und insbesondere gesellschafts-
politischen Entwicklungen jenen der westeuropäischen Länder, was durch den Beitritt 
zur Europäischen Union 1995 nochmals unterstrichen wurde (Bischof 2021; Rathkolb 
2015). Neben einem starken wirtschaftlichen Aufschwung kam es zu einer umfang-
reichen Bildungsexpansion, einer starken Zunahme von Frauen im Erwerbsleben und 
einem kontinuierlichen Bevölkerungswachstum (Verwiebe/Bacher 2019, 486). Dieses 
wurde wie bereits angesprochen Großteils über Migrationsbewegungen realisiert, die 
in mehreren Wellen geschahen – zuerst durch türkischstämmige Arbeitsmigrant*innen 
und später durch Personen mit Wurzeln in der Region des heutigen Bosnien, Serbien 
und Kosovo (Haller/Aschauer 2019).

Kontinuierliche Wertemessungen finden in Österreich seit Beginn des 21. Jahrhun-
derts in Form des alle zwei Jahre durchgeführten European Social Survey statt, wobei 
aber bereits davor in den Jahren 1990 und 1999 der European Values Study durch-
geführt wurde und die Umfragen des Social Survey Österreich (SSÖ) 1986 und 1993 
Wertemessungen enthielten. Dabei zeigt sich sowohl in den Untersuchungen des spä-
ten 20. Jahrhunderts als auch den Daten des ESS, dass die Österreicher*innen Selbst-
transzendenz durchgängig als die relevanteste Werthaltung beurteilen und soziale Ver-
antwortung als höchsten Wert positionieren, während Statuserhöhung und materielle 
Gratifikationen weniger Bedeutung haben (Haller/Müller-Kmet 2019, Aschauer et al. 
2022). Betrachtet man die ESS-Daten aus den ersten 20 Jahren des aktuellen Jahr-
hunderts, ist auffällig, dass die Bedeutung von Altruismus zwischen 2002 und 2010, 
also dem Zeitraum, der durch den War On Terror und dann die weltweite Finanzkrise 
dominiert war, sank, sich dann Anfang der 2010er-Jahre wieder erholte und 2014 ihre 
höchsten Zustimmungswerte erreichte, aber nach dem langen Sommer der Migration 
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den wie progressive und konservative Werte. Ab 2014 wird dieser Wertebereich wieder 
deutlich weniger relevant für die Österreicher*innen. In der Zeitlinie geht dies mit der 
Stabilisierung der europäischen Wirtschaft nach der Finanzkrise der späten 2000er-Jah-
re und den aufkommenden Debatten über Klima- und Migrationskrise einher.

Hinsichtlich der Sozialstruktur sind die Tendenzen durchgängig konstant und kon-
sistent mit den zuvor präsentierten Messungen des ESS aus 2018. So ist Selbsttranszen-
denz typischerweise bei Frauen von zentralerer Bedeutung und Statuserhöhung ist für 
Jüngere und Männer von Relevanz. Die Bewahrung von bewährten Strukturen ist für 
Ältere, Frauen und Personen mit niedrigerem Bildungsabschluss wichtig, während die 
Offenheit für Neues und progressive Einstellungen eher bei jüngeren Personen hohe 
Zustimmung erfahren. Die Ergebnisse des ESS entsprechen dabei auch jenen des Social 
Survey Österreich 2016, wo Haller und Müller-Kmet (2019, 65) vergleichbare Resul-
tate präsentierten.

4. Einordnung des österreichischen Falls

Betrachtet man die Entwicklungen von Österreich gleichen sie im Großen und Gan-
zen jenen anderer westeuropäischer Länder. Nachdem Bildungsstand und materieller 
Wohlstand über die letzten Jahrzehnte gestiegen sind, stellen sich eine alternde Bevölke-
rung und die Gefahr einer zunehmend wieder aufklaffenden sozialen Schere als zentrale 
Probleme heraus (Verwiebe/Bacher 2019). Probleme, denen sich Österreich genauso 
wie Deutschland, die Schweiz, aber auch Frankreich oder Dänemark stellen muss. Im 
Vergleich zu südeuropäischen Ländern wie Portugal, Spanien, Italien und Griechenland 
hat man die Finanzkrise der späten 2000er-Jahre gut gemeistert. Der im internationalen 
Vergleich hohe Anteil an Personen mit Migrationshintergrund – bei zeitgleich starker 
Fremdenskepsis  –, vergleichsweise lange (Aus-)Bildungszeiten und systematische Be-
nachteiligung von Frauen werden aber oftmals als zentrale Merkmale von Österreich 
dargelegt (Verwiebe/Bacher 2019, Bacher/Moosbrugger 2019, Bacher et al. 2022).

Vergleicht man die Wertorientierungen der Österreicher*innen vor diesem Hinter-
grund mit den anderen europäischen Staaten, die 2018 am ESS teilnahmen, zeigt sich, 
dass bei Nutzung der vier Wertebereiche nach Schwartz die Wertepositionierung – die 
Rangordnung – dem europäischen Mittel ähnlich ist. Genauso wie in Österreich steht 
der Altruismus an erster Stelle, gefolgt von dem Wunsch, dass Ordnung und Traditionen 
bewahrt werden. An dritter Position ist die Offenheit für Veränderung und abgeschlagen 
an letzter Position ist der Wunsch nach Statuserhöhung (siehe Abb. 5 und Abb. 8).

Hinsichtlich ihrer Zustimmungswerte sind diese Angaben auch sehr nahe an jenen, die 
die deutschen, belgischen, spanischen und französischen Teilnehmenden des ESS genannt 
haben. Einzig der Wunsch nach Statuserhöhung ist bei den deutschen, spanischen und 
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5. Herausforderungen für die Zukunft

Aufgrund von Migration, Veränderungen in den Altersstrukturen und der zunehmend 
beobachtbaren Polarisierung der Gesellschaft ist in den nächsten Jahren von einem 
spürbaren Wertewandel auszugehen. Dass die Dimension des Alters für alle Werte hö-
herer Ordnung nach Schwartz eine zentrale Einflussgröße darstellt, muss dabei hervor-
gehoben werden, da dies auch das Potenzial für einen nachhaltigen Generationenkon-
flikt birgt.

Diskussionen über Wahlausgänge, den Umgang mit Krisen und generell die ge-
sellschaftliche Verfasstheit deuten darauf hin, dass sich auf einer Makroebene eine auf 
Wandel ausgerichtete Jugend mit älteren, teils auch formal schlechter gebildeten Ge-
sellschaftsteilnehmenden auseinandersetzen muss, die etablierte Strukturen bewahren 
möchten.

Krisen wie der Überfall Russlands auf die Ukraine 2022 werden zusätzlich neben 
dem Klimawandel und Unruhen im Nahen Osten weitere Migrationsströme nach 
Europa und somit auch in das migrationsskeptische Österreich bringen und die Frage 
nach europäischen Werthaltungen weiter befeuern.

Empirische Daten zeigen, dass diese Werte stark in der Tradition der Selbsttranszen-
denz, also des Altruismus und des sozialen Zusammenhalts verankert sind. Hier gibt es 
unterschiedliche Tendenzen, die in Zukunft bedacht werden müssen: Einerseits haben 
die letzten zwei Jahrzehnte auf ein zunehmendes Auseinanderdriften europäischer Na-
tionen hingedeutet, andererseits hat sich der europäische Wertekorpus und die Priori-
tätensetzung als stabil erwiesen. Es ist also weiter davon auszugehen, dass im europäi-
schen Kontext das soziale Miteinander und daraus abgeleitete sozialstaatliche Ideen von 
zentralen Bedeutung bleiben werden. Aber neben diesem grundlegenden Konsens, dass 
soziale Unterstützung von Relevanz ist, ist das Potenzial für einem Konflikt zwischen 
jenen, die den Wert der Veränderung - der Progression - bevorzugen, und jenen, die das 
Etablierte bewahren wollen, gegeben.

Literatur

Aschauer, Wolfgang/Eder, Anja/Höllinger, Franz (2022). Konservative Schließung oder 
neue Solidarität? Wertewandel und Zukunftsvorstellungen in Zeiten der Corona-Krise, 
in: Wolfgang Aschauer et al. (Hrsg.): Die österreichische Gesellschaft während der Coro-
na-Pandemie, Wiesbaden, S. 209–240.

Aschauer, Wolfgang/Seymer, Alexander/Ulrich, Martin/Kreuzberger, Markus/Höllinger, 
Franz/Eder, Anja/Hadler, Markus/Bacher, Johann/Prandner, Dimitri (2021). Values in Cri-
sis Austria – Wave 1 and Wave 2 Data combined (SUF edition), doi:10.11587/6YQASY.

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 



95Bevölkerung und Werte

Bacher, Johann/Beham-Rabanser, Martina/Forstner, Matthias (2022). Can work value 
orientations explain the gender wage gap in Austria?, International Journal of Sociology 
52(3), 208–228.

Bacher, Johan/Beham-Rabanser, Martina/Grausgruber, Alfred/Haller, Max/Höllinger, 
Franz/Muckenhuber, Johanna/Prandner, Dimitri/Verwiebe, Roland (2018). Social Sur-
vey Austria 2016 – Codebook, doi:10.11587/EHJHFJ.

Bacher, Johann/Moosbrugger, Robert (2019). Bildungsabschlüsse, Bildungsmobilität und 
Bildungsrenditen: Entwicklungen, in: Johann Bacher et al. (Hrsg.): Sozialstruktur und 
Wertewandel in Österreich, Wiesbaden, S. 131–157.

Bischof, Günter (2021). Zweite Republik, in: Marcus Gräser/Dirk Rupnow (Hrsg.): Öster-
reichische Zeitgeschichte – Zeitgeschichte in Österreich, Wien, S. 160–177.

Bouman, Thijs/Verschoor, Mark/Albers, Casper J./Böhm, Gisela/Fisher, Stephen D./Poor-
tinga, Wouter/Whitmarsh, Lorraine/Steg, Linda (2020). When worry about climate 
change leads to climate action: How values, worry and personal responsibility relate to 
various climate actions, Global Environmental Change 62, 1–11.

Deutsch, Morton/Steil, Janice M. (1988). Awakening the sense of injustice, Social Justice 
Research 2, 3–23.

Eurostat (2022). Migrations- und Migrationsstatistik, https://ec.europa.eu/eurostat/sta-
tistics-explained/index.php?title=Migration_and_migrant_population_statistics&ac-
tion=statexp-seat&lang=de (20.04.2022).

Feldman, Stanley (2003). Values, ideology, and the structure of political attitudes, in: David 
O. Sears et al. (Hrsg.): Oxford handbook of political psychology, Oxford, S. 477–508.

Fields, Andy (2005). Discovering Statistics Using SPSS, 2. Auflage, London.
Fuchs, Regina/Klimont Jannette/Kytir, Josef/Langer, Veronika/Marik-Lebeck, Stephan/

Wisbauer, Alexander/Baumgartner, Paul/Hofmann, Martin/Biffl, Gudrun (2020). Sta-
tistisches Handbuch – Migration & Integration – Zahlen – Daten – Indikatoren 2020, 
Wien.

Gesis (2019). ALLBUS Datenbank – Fragebogendokumentation 2018, https://www.gesis.
org/allbus/inhalte-suche/frageboegen (20.04.2022).

Gesis (2022). Soziodemographische Merkmale, https://www.gesis.org/gesis-survey-guideli-
nes/instruments/erhebungsinstrumente/sozio-demographische-merkmale (20.04.2022)

Haller, Max/Aschauer, Wolfgang (2019). Was bedeutet Integration?, in: Wolfgang Aschau-
er et al. (Hrsg.): Die Lebenssituation von Migrantinnen und Migranten in Österreich, 
Wiesbaden, S. 1–22.

Haller, Max/Müller-Kmet, Bernadette (2019). Die Wertorientierungen der Österreicher_
innen, in: Johann Bacher et al. (Hrsg.): Sozialstruktur und Wertewandel in Österreich, 
Wiesbaden, S. 51–70.

Hofmann, Julia (2019). Einstellungen und Vorurteile in Bezug auf Migration sowie Mig-

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 



96 Dimitri Prandner

rantinnen und Migranten in Österreich, in: Wolfgang Aschauer et al. (Hrsg.): Die Le-
benssituation von Migrantinnen und Migranten in Österreich, Wiesbaden, S. 271–293.

Hofstede, Geert (2001). Culture’s recent consequences: Using dimension scores in theory 
and research, International Journal of Cross Cultural Management 1(1), 11–17.

Inglehart, Roland/Welzel, Christian (2009). How development leads to democracy: What 
we know about modernization, Foreign Affairs 88(2), 33–48.

Inglehart, Roland (2017). The changing structure of political cleavages in western society, 
in: Russell J. Dalton/Scott E. Flanagan (Hrsg.): Electoral change in advanced industrial 
democracies, Princeton, S. 25–69.

Inglehart, Ronald (1977). The Silent Revolution. Changing Values and Political Styles 
Among Western Publics, Princeton/New Jersey.

Inglehart, Ronald (1997). Modernization, postmodernization and changing perceptions of 
risk, International Review of Sociology 7(3), 449–459.

Inglehart, Ronald/Baker, Wayne E. (2000). Modernization, cultural change, and the persis-
tence of traditional values, American Sociological Review 65(1), 19–51.

Inglehart, Ronald/Welzel, Christian (2010). Changing mass priorities: The link between 
modernization and democracy, Perspectives on Politics 8(2), 551–567.

Joas, Hans (1999). Die Entstehung der Werte, Frankfurt a. M.
Kaelble, Hartmut (2007). Das europäische Selbstverständnis im 19. und 20. Jahrhundert, 

in: Petra Deger/Robert Hettlage (Hrsg.): Der europäische Raum, Wiesbaden, S. 167–
186.

Klages, Helmut (1984). Wertorientierungen im Wandel: Rückblick, Gegenwartsanalyse, 
Prognosen, Frankfurt a. M.

Kluckhohn, Clyde (1951). Values and Value-Orientations in the Theory of Action: An Ex-
ploration in Definition and Classification, in: Talcott E. Parsons/Edward A. Shils (Hrsg.): 
Toward a General Theory of Action, Cambridge, S. 388–433.

Kritzinger, Sylvia/Aichholzer, Julian/Glavanovits, Josef/Hajdinjak, Sanja/Klaiber, Judith/
Seewann, Lena (2019). European Values Study 2018 Austria (SUF edition) – Fragebogen 
(deutsch), doi:10.11587/8A4CWK.

Kruskal, Joseph B./Wish, Myron (1978). Multidimensional Scaling, New Jersey.
Mau, Steffen/Verwiebe, Roland (2000). Die Sozialstruktur Europas, Konstanz.
Miller, Dale T. (2001). Disrespect and the experience of injustice, Annual Review of Psy-

chology 52(1), 527–553.
Mohiyeddini, Changiz/Schmitt, Manfred J. (1997). Sensitivity to befallen injustice and 

reactions to unfair treatment in a laboratory situation, Social Justice Research  10(3), 
333–353.

Müller-Kmet, Bernadette/Weicht, Bernhard (2019). Relevanz von zentralen Lebensberei-
chen: Konstanz oder Wandel, in: Johann Bacher et al. (Hrsg.): Sozialstruktur und Werte-
wandel in Österreich, Wiesbaden, S. 25–50.

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 



97Bevölkerung und Werte

Pöge, Andreas/Seddig, Daniel (2018). Werte und abweichendes Verhalten, in: Dieter Her-
mann/Andreas Pöge (Hrsg.): Kriminalsoziologie. Handbuch für Wissenschaft und Pra-
xis, Baden-Baden, S. 149–169.

Prandner, Dimitri (2018). Diskursive Kläranlagen, in: Klaus Unterberger/Konrad Mitschka 
(Hrsg.): Public Open Space, Wien, S. 84–86.

Prandner, Dimitri (2022). Zu Datengrundlage und Datenqualität: Methodische Reflexion 
zur quantitativen Erhebung während der Corona-Krise, in: Wolfgang Aschauer et al. 
(Hrsg.): Die österreichische Gesellschaft während der Corona-Pandemie, Wiesbaden, S. 
325–347.

Prandner, Dimitri/Weichbold, Martin (2019). Building a Sampling Frame for Migrant 
Populations via an Onomastic Approach – Lesson learned from the Austrian Immig-
rant Survey 2016, Survey Methods: Insights from the Field, https://surveyinsights.
org/?p=10641 (20.04.2022).

Rathkolb, Oliver (2015). Die paradoxe Republik. Österreich 1945–2015, Wien.
Rokeach, Milton (1973). The nature of human values, New York.
Schwartz, Schalom H. (o.J.). Computing Scores for the 10 Human values, https://www.

europeansocialsurvey.org/docs/methodology/ESS_computing_human_values_scale.pdf 
(20.04.2022).

Schwartz, Shalom H. (1992). Universals in the content and structure of values: Theoretical 
advances and empirical tests in 20 countries, Advances in Experimental Social Psycho-
logy 25, 1–65.

Schwartz, Shalom H. (1994). Are there universal aspects in the structure and contents of 
human values?, Journal of Social Issues 50(4), 19–45.

Schwartz, Shalom H. (2003). A proposal for measuring value orientations across nations, in: 
European Social Survey (Hrsg.): Questionnaire package of the European Social Survey, 
S. 259–319, https://www.europeansocialsurvey.org/docs/methodology/core_ess_questi-
onnaire/ESS_core_questionnaire_human_values.pdf (20.04.2022).

Schwartz, Shalom H. (2012). An Overview of the Schwartz Theory of Basic Values, Online 
Readings Psychology and Culture 2(1), 3–20.

Schwartz, Shalom H. (2021). A Repository of Schwartz Value Scales with Instructions and 
an Introduction, Online Readings in Psychology and Culture 2(2).

Schwartz, Shalom H./Caprara, Gian V./Vecchione, Michele/Bain, Paul/Bianchi, Gabriel/Ca-
prara, Maria G./Cieciuch, Jan/Kirmanoglu, Hasan/Baslevent, Cem/Lönnqvist, Jan-Erik/
Mamali, Catalin/Manzi, Jorge/Pavlopoulos, Vassilis/Posnova, Tetyana/Schoen, Harald/Sil-
vester, Jo/Tabernero, Carmen/Torres, Claudio/Verkasalo, Markku/Vondráková, Eva/Welzel, 
Christian/Zaleski, Zbigniew (2014). Basic personal values underlie and give coherence to 
political values: A cross national study in 15 countries, Political Behavior 36(4), 899–930.

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 



98 Dimitri Prandner

Statistik Austria (2022a). Bevölkerungsstand und Bevölkerungsveränderung – Statistische 
Datenbanken, https://statistik.at/statistiken/bevoelkerung-und-soziales/bevoelkerung/
bevoelkerungsstand (20.04.2022).

Statistik Austria (2022b). Bildungsstand der Bevölkerung, https://www.statistik.at/web_de/
statistiken/menschen_und_gesellschaft/bildung/bildungsstand_der_bevoelkerung/in-
dex.html (20.04.2022).

Verwiebe, Roland/Bacher, Johann (2019). Gesellschaftlicher Wandel, Werte und ihre sozio-
logische Deutung, in: Johann Bacher et al. (Hrsg.): Sozialstruktur und Wertewandel in 
Österreich, Wiesbaden, S. 485–511.

Verwiebe, Roland (2019). Werte und Wertebildung – einleitende Bemerkungen und empi-
rischer Kontext, in: Roland Verwiebe (Hrsg.): Werte und Wertebildung aus interdiszipli-
närer Perspektive, Wiesbaden, S. 1–22.

Verwiebe, Roland/Wolf, Margarita/Seewann, Lena (2019). Werte, Wertebildung und ihre 
interdisziplinäre Deutung, in: Roland Verwiebe (Hrsg.): Werte und Wertebildung aus 
interdisziplinärer Perspektive, Wiesbaden, S. 285–307.

Vobruba, Georg (2017). Die Kritikkontroverse, Soziologie – Forum der Deutschen Gesell-
schaft für Soziologie 46(2), 173–190.

Welzel, Christian (2009). Werte- und Wertewandelforschung, in: Viktoria Kaina/Andrea 
Römmele (Hrsg.): Politische Soziologie, Wiesbaden, S. 109–139.

Wurthmann, Lucas C. (2021). Werte und Wertewandel, in: Uwe Andersen et al. (Hrsg.): 
Handwörterbuch des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland, Wiesbaden, 
S. 1001–1005.

Tipps

EMM Survey Registry (2022). Ethnic and Migrant Minorities Survey Registry, https://re-
gistry.ethmigsurveydatahub.eu/ (20.04.2022).

Eurostat (2022). Population & Demography – Overview, https://ec.europa.eu/eurostat/de/
web/population-demography (20.04.2022).

European Social Survey (2022). European Social Survey (Home), https://www.europeanso-
cialsurvey.org/ (20.04.2022).

European Values Study (2022). European Values Study (Home), https://europeanvaluesstu-
dy.eu/ (20.04.2022).

Friesl, Christian/Aichholzer, Julian/Hajdinjak, Sanja/Kritzinger, Sylvia (2019). Quo vadis, 
Österreich? Wertewandel zwischen 1990 und 2018, Wien.

Forschungsverbund Interdisziplinäre Werteforschung (2022). Werte – Zoom, https://www.
werteforschung.at/projekte/werte-zoom/ (20.04.2022).

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 





© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 







103Politische Parteien und Parteiensystem

(Cox 1987; von Beyme 1999; Colomer 2001; Przeworski 2009a & 2009b; Aldrich 
2011; Koß 2018; Cheibub/Rasch 2022).

Auf ihrem Weg von oppositionellen Regimekritikerinnen zu staatstragenden Akteu-
rinnen sind politische Parteien wiederholt heftig kritisiert und verteidigt worden (Ignazi 
2017). Zu den frühen prominenten Verteidigern der parteiendominierten Demokratie 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts zählt der österreichische Verfassungsrechtler Hans Kel-
sen (Kelsen 1929; Baume 2018). Parteien, insbesondere Regierungsparteien, stehen in 
der Öffentlichkeit und sind häufiges Objekt medialer Berichterstattung. Im Wahlkampf 
können Kandidat*innen vom Image ihrer Partei, der politischen Marke, profitieren. 
Umgekehrt kann jedes einzelne Parteimitglied das Parteiimage durch eigenes Verhalten 
schädigen. Unbefriedigende Leistungen, oder gar Fehlverhalten, von Repräsentant*in-
nen wirken sich auf die Wertschätzung der Partei und auf die allgemeine Bewertung 
von Parteien aus. In Bevölkerungsumfragen liegen politische Parteien daher bei der 
Frage nach dem Vertrauen oft hinter staatlichen Institutionen und anderen politischen 
Akteur*innen.

Aufgrund ihrer organisatorischen Formenvielfalt ist es nicht leicht, das Phänomen 
politische Partei eindeutig zu fassen. Eine bekannte Definition stammt von Giovanni 
Sartori (1976, 63): „any political group identified by an official label that presents at 
elections, and is capable of placing through elections (free or nonfree), candidates for 
public office“. Eine Partei ist eine politische Gruppierung mit eigener Bezeichnung, 
die fähig ist, mit Kandidat*innen an Wahlen für politische Ämter teilzunehmen. Die 
Teilnahme an Wahlen mit Kandidat*innen unterscheidet politische Parteien von Inte-
ressenorganisationen. Letztere versuchen wie politische Parteien Einfluss auf staatliche 
Politikgestaltung zu nehmen ohne sich an Wahlen zu beteiligen.

Bemerkenswert an Sartoris Definition ist die Betonung der Fähigkeit zur Wahlteil-
nahme mit erkennbaren Parteikandidat*innen. Das berücksichtigt politische Parteien, 
denen eine Teilnahme oder auch nur die sichtbare Zuordnung von Kandidat*innen zu 
ihrer Partei durch staatliches Verbot unmöglich gemacht wurde, ebenso wie Parteien, 
die mitunter eine Teilnahme an einer Wahl verweigerten, um mit dieser Form des Pro-
tests die Legitimität einer Wahl zu untergraben.

Der Soziologe Max Weber betonte in einer älteren bekannten Definition das Stre-
ben nach Macht als zentrales Ziel politischer Parteien und listete bereits Merkmale zur 
Unterscheidung verschiedener Typen von Parteien auf.

§ 18. Parteien sollen heißen auf (formal) freier Werbung beruhende Vergesellschaftungen 
mit dem Zweck, ihren Leitern innerhalb eines Verbandes Macht und ihren aktiven Teil-
nehmern dadurch (ideelle oder materielle) Chancen (der Durchsetzung von sachlichen 
Zielen oder der Erlangung von persönlichen Vorteilen oder beides) zuzuwenden. Sie kön-
nen ephemere oder auf Dauer berechnete Vergesellschaftungen sein, in Verbänden jeder 

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 





105Politische Parteien und Parteiensystem

Wahlrecht, dem in vielen Staaten erfolgten Wechsel von einem Mehrheitswahlsystem zu 
einem Proportionalwahlsystem mit Parteilisten und durch die Entstehung neuer Mas-
senmedien und neuer Techniken der Wahlkampfführung zu (Aldrich 2011). Neuere 
Entwicklungen wie die Kapitalintensität moderner Wahlkämpfe oder die Auslagerung 
von Wahlkampfleistungen an darauf spezialisierte Unternehmen haben die Bedeutung 
von Parteien für Personen mit politischen Ambitionen verändert oder sogar reduziert 
(Panebianco 1988; Hlousek et al. 2020).

2. Gegenwärtige Situation

Die österreichische Rechtsordnung hat die Bedeutung politischer Parteien erst mit dem 
Parteiengesetz von 1975 (auch verfassungsrechtlich als Verfassungsbestimmung) expli-
zit anerkannt und im zweiten Parteiengesetz 2012 konkretisiert (z.B. Kostelka 1983; 
Schaden 1983; Raschauer 1988; Stelzer 2007; Eisner et al. 2019). Eine frühere verfas-
sungsrechtliche Kenntnisnahme des Parteienstaates gab es in Staaten wie Deutschland 
oder Italien, die sich nach 1945 neue Verfassungen gaben (van Biezen 2012; Corduwe-
ner 2018). 

Die Bundes-Verfassung von 1920, die die Grundlage der österreichischen Demo-
kratie bildet, ging bereits von der Existenz politischer Parteien aus, schenkte ihnen aber 
keine besondere Aufmerksamkeit. Die Parlamentsparteien des letzten Parlaments der 
Monarchie hatten diese Verfassung nach der Revolution 1918 verhandelt und beschlos-
sen. Während der konstitutionellen Monarchie ab 1867 hielten die Bestimmungen des 
Vereinsrechts politische Parteien wie die Sozialdemokratische Arbeiterpartei davon ab, 
sich in der vom Staat gewünschten Form als politischer Verein zu registrieren. Politi-
sche Vereine waren lokal, durften sich nicht landesweit organisieren, Frauen nicht als 
Mitglieder aufnehmen und waren rechtlich einfach zu verbieten. So entwickelten sich 
Parteiorganisationen in der Monarchie in einer rechtlichen Grauzone, eingebettet in 
ein Netzwerk ideologisch nahestehender Vereine mit vordergründig nicht politischen 
Zielsetzungen (Maderthaner 1996). Auch 1945 lag eine besondere Situation vor. Für 
die Teilnahme an den ersten demokratischen Wahlen war de facto die Genehmigung 
einer Partei durch die Besatzungsmächte notwendig. Nach Wiedereinführung der Bun-
desverfassung (in der Fassung von 1929) beließen es die zugelassenen Parteien ÖVP, 
SPÖ und KPÖ allerdings dabei. „Die Gründung bzw. Neugründung der ‚Parteien der 
ersten Stunde‘ erfolgte – im April 1945 – ohne jede rechtliche Grundlage. Als nach dem 
April 1945 wiederum das österreichische Vereinsrecht in Geltung stand, fanden es diese 
Parteien nicht der Mühe wert, sich gehörig anzumelden – und sich damit der vereins-
behördlichen Aufsicht zu unterwerfen. […] Lediglich die später gegründete FPÖ wurde 
nach den Bestimmungen des Vereinsgesetzes errichtet“ (Raschauer 1988, 557).
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von Redezeiten in Debatten verbunden. Bei der finanziellen Förderung legt das Klub-
finanzierungsgesetz 1985 (BGBl 156/1985) des Bundes eine gemeinsame Förderung 
„für die parlamentarischen Klubs der Abgeordneten zum Nationalrat und Mitglieder 
des Bundesrates sowie des Europäischen Parlaments“ fest. Die Geschäftsordnung einer 
Körperschaft legt eine Untergrenze für die Gruppengröße fest, ab der Klub- oder Frak-
tionsstatus zuerkannt wird. Diese liegt im Nationalrat des österreichischen Parlaments 
derzeit bei fünf Abgeordneten derselben Wahlpartei. In der Vergangenheit konnte ein 
neuer Klub aus mindestens fünf Abgeordneten aus verschiedenen wahlwerbenden Par-
teien durch Mehrheitsbeschluss des Nationalrats anerkannt werden (siehe dazu Praprot-
nik in diesem Band).

Das LIBERALE FORUM und das TEAM STRONACH sind zwei Beispiele für 
intern entstandene Parteien. Das heißt die parlamentarische Partei existierte vor der 
politischen Partei. Das LIBERALE FORUM wurde im Jahr 1993 von fünf FPÖ-Abge-
ordneten gegründet, die sich von ihrem Klub und ihrer Partei durch Austritt trennten 
(Fischer 1993; Kratky 2009). Ein paar Monate vor der offiziellen Gründung der politi-
schen Partei TEAM STRONACH im September 2012 verfügte der Unternehmer und 
Parteigründer Frank Stronach über die Unterstützung von vier Abgeordneten im Natio-
nalrat, die für zwei verschiedene Wahlparteien kandidiert hatten (drei Abgeordnete für 
das BZÖ, ein Abgeordneter für die SPÖ) und ihren Klubs nicht mehr angehörten. Die 
Zuerkennung des Klubstatus für die heterogene Gruppe durch Mehrheitsbeschluss im 
Nationalrat war für eine neue Konkurrenzpartei ein Jahr vor der nächsten Nationalrats-
wahl nicht zu erwarten. Erst als sich zwei weitere BZÖ-Abgeordnete der Gruppierung 
anschlossen, war das alternative Kriterium für den Klubstatus erfüllt. Die Anerkennung 
als Klub war für die neue politische Partei TEAM STRONACH im Wettbewerb äußerst 
wertvoll. Damit konnte man sich vor der nächsten Nationalratswahl in der Öffentlich-
keit profilieren und eine gleichberechtigte Vertretung in den TV-Duellen der Kandi-
dat*innen im Wahlkampf sichern. Der frühere SPÖ-Abgeordnete blieb ohne Klubzuge-
hörigkeit, unterstützte den neuen Klub im Nationalrat aber in Abstimmungen.

Die Geschäftsordnung des Nationalrats wurde danach geändert (GOG-NR-Novelle 
2013) und das Zeitfenster für die Bildung eines Klubs auf einen Monat nach Konsti-
tuierung des neuen Nationalrats nach der Wahl reduziert. Abgeordnete einer wahlwer-
benden Partei können seither auch nur noch einen Klub bilden. Unter den aktuell gel-
tenden Regeln wäre somit die Klubgründung von LIBERALEM FORUM und TEAM 
STRONACH nicht möglich gewesen. Diese Regeln verhinderten auch die Bildung 
eines Klubs der LISTE PILZ vor der Nationalratswahl 2017 (Müller 2018).

Insgesamt zeigt sich, dass die politischen Parteien als zentrale Akteurinnen der öster-
reichischen Politik lange kaum reguliert waren. Erst in der letzten Dekade hat sich die 
Regelungsdichte besonders zu Fragen der Parteienfinanzierung und des Wahlkampfs 
deutlich erhöht (Eisner et al. 2019).
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Eng mit der Funktion der Durchführung von Wahlkampagnen und der Strukturie-
rung des politischen Wettbewerbs verbunden ist die Funktion der Personalrekrutie-
rung und -auswahl (Hazan/Rahat 2010; Jenny 2018).

Schließlich sollen Parteien die Funktion der Repräsentation erfüllen. Dabei geht 
es um die Repräsentation von Interessen, die Bündelung dieser Interessen zu Politik-
angeboten und letztlich um die Umsetzung dieser Interessen im Rahmen der Politik-
gestaltung (Müller 2000). Parteien setzen sich auch mit Fragen der soziodemographi-
schen Repräsentation einer (Partei-)Wählerschaft durch ihre Abgeordneten und mit 
dem Repräsentationsverständnis der Wähler*innen einerseits, und ihrer Politiker*innen 
andererseits auseinander (Goodin 2004; Müller/Saalfeld 2007; Bengtson/Wass 2010; 
Rehfeld 2011; Viera 2017). Eine in der Parteienforschung enorm einflußreiche Darstel-
lung von Parteizielen ist Strøms (1990) Ziel-‚Dreieck‘: Streben nach politischen Ämtern 
(„office-seeking“) nach der Umsetzung politischer Inhalte („policy-seeking“) und nach 
möglichst vielen Stimmen bei Wahlen („vote-seeking“). Doch diese Ziele lassen sich 
äußerst selten gleichzeitig maximieren. Parteien müssen entscheiden, welches der Ziele 
für sie gerade vorrangig und welche Ziele weniger wichtig sind (Müller/Strøm 1999).

Trotz der Unterschiede im Format nationaler Parteiensysteme lassen sich über die 
Grenzen der politischen Systeme hinweg ideologische Ähnlichkeiten zwischen Parteien 
erkennen, die mit Hilfe des Konzepts der Parteifamilie untersucht werden (von Beyme 
1984; Mair/Mudde 1998; Camia/Caramani 2012; Ennser 2012).

2.2 Gründung und Anzahl politischer Parteien

Die Hürden für die Gründung einer politischen Partei sind in Österreich sehr nied-
rig. Es genügt aktuell die Hinterlegung der Parteistatuten im Bundesministerium für 
Inneres und ihre Veröffentlichung im Internet. Im Parteistatut sind Angaben über die 
Parteiorgane (mit mindestens einem Leitungsorgan, einer Mitgliederversammlung und 
einem Aufsichtsorgan), zu Rechten und Pflichten der Mitglieder, zur Art der Partei-
organisation sowie über das Procedere bei einer freiwilligen Selbstauflösung der Partei 
anzuführen.

Österreich ist ein Vielparteienstaat, gemessen an der Anzahl der nach dem Parteien-
gesetz ab 1975 gegründeten politischen Parteien. Mit Stand 4. April 2022 umfasste 
das öffentlich einsehbare Parteienverzeichnis des Innenministeriums 1.247 Einträge mit 
Zählnummer. Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Anzahl der beim Innenministe-
rium registrierten Parteien von 1975 bis zur Gegenwart. Die bisher höchste Zahl an 
Parteigründungen lag bei 63 im Jahr 1990. Anhand der Parteinamen kann man auf 
variierende Ambitionen schließen. Manche fokussieren nur auf ein Bundesland oder 
sogar nur eine Gemeinde. In einzelnen Fällen ist die Inspiration für die Wahl des Par-
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aus einer Fraktion endeten, waren neue politische Parteien mehrmals Nutznießerinnen 
derartiger Konflikte, indem sie sich die Unterstützungsunterschriften dieser Abgeord-
neten für ihre Kandidatur sicherten.

Häufiger steht eine neue Wahlpartei aber mit dem Werben und Sammeln von Unter-
stützungserklärungen von Wahlberechtigten bereits vor der Herausforderung einer ge-
wissen Mobilisierungsfähigkeit für ihre Anliegen und ihre Kandidat*innen. Zusätzlich 
hat sie auch eine finanzielle Hürde für ihre Wahlteilnahme zu bewältigen, die in den 
Wahlordnungen als Beitrag zu den Kosten des Wahlverfahrens oder der Produktion der 
amtlichen Stimmzettel bezeichnet wird. Dieser Kostenbeitrag liegt für eine bundes-
weite Kandidatur bei einer Nationalratswahl bei 3.915 Euro und bei der EU-Wahl bei 
3.600 Euro. Bei Landtagswahlen variiert der Kostenbeitrag sehr. Der Kostenbeitrag für 
ein landesweites Antreten bei einer Tiroler Landtagswahl liegt bei 2.700, in Oberöster-
reich bei nur 200  Euro. Unterstützungserfordernisse und Kostenbeiträge sollen von 
einer Kandidatur rein zum Spaß abschrecken.

Derzeit sind im Nationalrat, im Bundesrat, im Europäischen Parlament und in 
den Landtagen Fraktionen von neun politischen Parteien vertreten (ÖVP, SPÖ, FPÖ, 
GRÜNE, NEOS, KPÖ, MFG, LISTE FRITZ, TEAM KÄRNTEN). Sieben weitere 
Kleinparteien (darunter die BIER-PARTEI, LINKS und TEAM HC STRACHE) ha-
ben Mandate in Wiener Bezirksvertretungen. Berücksichtigt man wahlwerbende Par-
teien, die in diesen Wahlen in der vergangenen Dekade ohne Mandatsgewinn blieben, 
waren in Österreich 20 bis 30 politische Parteien zumindest für die Zeitspanne eines 
Wahlkampfs aktiv tätig. Aus Gemeindevertretungswahlen kommen einige weitere poli-
tische Parteien mit rein lokaler Präsenz hinzu. Ihre konkrete Zahl zu bestimmen, ist 
schwierig. Lokale Listen vermeiden manchmal zum Zweck der Stimmenmaximierung 
eine erkennbare Zuordnung zu einer existierenden politischen Partei. Auch Wahlbünd-
nisse von Parteien oder von Parteien mit parteifreien Kandidat*innen kommen in Lo-
kalwahlen häufig vor. Die Antwort auf die Frage, wie viele politische Parteien es in 
Österreich gibt, hängt also auch von den Zählkriterien ab, die man anwendet.

2.3 Staatliche Parteienförderung

Das Parteiengesetz erlaubt die staatliche Förderung politischer Parteien durch Bund, 
Länder und Gemeinden für politische Parteien, die in einem „allgemeinen Vertretungs-
körper“ oder im Europäischen Parlament mit Mandaten vertreten sein. Allgemeine 
Vertretungskörper sind in Österreich der Nationalrat, die Landtage, die Bezirksvertre-
tungen in Wien und die Gemeindevertretungen. Darüber hinaus gefördert werden in 
Österreich auch die politischen Akademien von Parteien, die im Nationalrat mit Klub-
stärke vertreten sind (Parteiengesetz 2012, Parteien-Förderungsgesetz 2012; Publizistik-
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Patrick Seyd und Paul Whiteley (1992; Whiteley et al. 1994) haben in ihrem Modell 
der Anreize für eine Parteimitgliedschaft zwischen materiellen, prozessbezogenen und 
ideologischen Anreizen unterscheiden. Diese Komponenten tragen auch zur Erklärung 
der Parteimitgliedschaft bei österreichischen Parteien bei. SPÖ und ÖVP waren nach 
1945 extrem erfolgreich bei der Werbung von Parteimitgliedern. Die von den beiden 
dominierenden Regierungsparteien auf nationaler und regionaler Ebene ausgeübte 
Schutz- und Leistungsfunktion in Form von Patronage im verstaatlichten Sektor der 
Wirtschaft, im Bildungswesen und in der Verwaltung und die Gewährung klientelisti-
scher Leistungen bildeten wesentliche, aber nicht die einzigen Anreize für eine Partei-
mitgliedschaft (Urban/Zeidner 1983; Müller 1988 & 2006 & 2007).

Die Ämterpatronage durch Parteien hat sich mittlerweile von der Massenpatronage 
zur Elitenpatronage verändert (Treib 2012; Ennser-Jedenastik 2013). Die Förderung 
der beruflichen Karriere in der Verwaltung, in staatsnahen Unternehmen und Einrich-
tungen, inklusive des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, stellt bis heute einen Anreiz 
für eine Parteimitgliedschaft dar. Allerdings umfasst dies einen deutlich kleineren und 
in den soziodemographischen Kriterien verschiedenen Personenkreis als die Massen-
patronage der Vergangenheit.

Natürlich gibt es auch weiterhin das Motiv einer politischen Karriere. Für eine Kan-
didatur bei Wahlen auf einer Listenposition mit einer realistischen Aussicht auf ein 
Mandat setzen Parteien, von prominenten Ausnahmen abgesehen, in der Regel eine 
Parteimitgliedschaft voraus. Allerdings dürfte dieser Personenkreis nicht besonders groß 
sein. Die Anzahl an Personen, die eine Partei bei Teilnahme an den diversen Wahlen 
in Österreich für ihre Kandidat*innenlisten benötigt, liegt geschätzt im drei- bis vier-
stelligen Bereich.

Mit der Zunahme der staatlichen Parteienförderung und der Professionalisierung 
von Wahlkämpfen ist die Bedeutung der finanziellen Beiträge von Parteimitgliedern 
und der Mitarbeit von Parteiaktivist*innen in Wahlkämpfen tendenziell zurückgegan-
gen (siehe Müller 1996 am Beispiel der SPÖ). Allerdings sind beide Formen der Unter-
stützung bis in die Gegenwart wertvoll, insbesondere für Kleinparteien mit einer sehr 
kleinen Parteiorganisation und geringen finanziellen Ressourcen und sogar noch mehr 
für neue Parteien, die gerade erst in den Wettbewerb bei Wahlen eintreten.

Bei der Anzahl der Parteimitglieder liegt Österreich bis heute im internationalen 
Vergleich im Spitzenfeld, auch wenn es ab den 1980er-Jahren – ebenso wie in vielen 
anderen westlichen Demokratien – einen steten Rückgang in den Mitgliederzahlen gab 
(Katz/Mair 1992; Dalton/Wattenberg 2000; van Biezen et al. 2012; Scarrow 2014).

Bei den Parteimitgliedschaften gibt es einen zentralen Unterschied zwischen der 
ÖVP und anderen Parteien. Die Mitgliedschaft in der ÖVP erfolgt überwiegend in-
direkt durch Beitritt zu einem oder mehreren ihrer Bünde, die Teilorganisationen 
der Partei darstellen. Anfänglich bestand die ÖVP aus drei Teilorganisationen, in der 
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gliederzahlen von SPÖ und ÖVP war die FPÖ immer eine kleine Partei. Mittlerweile 
ist der Abstand zu diesen Parteien deutlich kleiner geworden. Gleichzeitig ist die FPÖ 
im Vergleich mit allen später gegründeten Parteien in einer eigenen Größenordnung. 
Keine der jüngeren Parteien, denen ab den 1980er-Jahren der Einzug in den National-
rat gelangen, kam bei der Anzahl der Mitglieder über den vierstelligen Bereich hinaus. 
Ein interessanter Fall ist die während der Covid19-Pandemie entstandene Partei MFG, 
die bei ihrem ersten Antreten bei der oberösterreichischen Landtagswahl 2021 in den 
Landtag einzog. Die MFG hatte nach eigenen Angaben zum Jahresanfang 2022 über 
20.000 Mitglieder.

3. Rahmenbedingungen und geschichtlicher Hintergrund

Nach der klassischen Definition von Sartori (1976) erfasst der Begriff des Parteien-
systems die Menge der in einem politischen System existierenden politischen Parteien 
und ihre gegenseitigen – durch unterschiedliche Grade von Kooperation und Konflikt 
– geprägten Beziehungen. 

In diesem Abschnitt beschränkt sich die Darstellung der Parteiensysteme auf Bun-
des- und Landesebene nur auf die Parteien mit einer parlamentarischen Repräsentation 
und allein auf die Betrachtung der numerischen Komponente (siehe Caramani 2020 für 
eine breitere komparative Darstellung von Parteiensystemen und ihrer Entwicklung).

Abbildung 4 zeigt die Anzahl der in den gesetzgebenden Institutionen vertretenen 
Parteien auf Basis der Nationalrats- oder Landtagswahlen seit 1945. Den ganzzahligen 
Zähldaten wurde für die graphische Darstellung etwas zufälliges Rauschen beigefügt. 
Nach bis zu drei Fraktionen auf Basis der ersten Wahlen 1945 waren nach den Ergeb-
nissen der folgenden Wahlen in den ersten beiden Dekaden der Zweiten Republik bis 
zu vier Fraktionen im Nationalrat oder Landtag (ÖVP, SPÖ, KPÖ, VdU und später 
FPÖ) vertreten. Nach dem Ausscheiden der in Wahlen zunehmend erfolglosen KPÖ in 
den 1950er-Jahren waren maximal drei Fraktionen (SPÖ, ÖVP, FPÖ) in den parlamen-
tarischen Institutionen vertreten. Manche Landtage hatten sogar nur zwei Fraktionen 
(ÖVP, SPÖ). Der Landtag Niederösterreichs besaß von 1959 bis 1988 ein Zweipar-
teiensystem. Die maximale Konzentration der Parteiensysteme zeigte sich sowohl auf 
Bundes- als auch auf Landesebene in den 1970er-Jahren mit den zwei regional unter-
schiedlich dominanten Großparteien ÖVP und SPÖ und der Kleinpartei FPÖ. Mit 
der schrittweisen parlamentarischen Etablierung der grünen Bewegung ab den 1980er-
Jahren nahm die Anzahl der Fraktionen in Österreich wieder zu. Nach Gründung des 
LIBERALEN FORUMS gab es in Wahlen der 1990er-Jahre erste Fünf-Parteien-Kör-
perschaften. In der letzten Dekade steigerte sich die Anzahl der Fraktionen durch wei-
tere neue im Nationalrat (BZÖ, TEAM STRONACH, NEOS, LISTE PILZ) oder 
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oder Monate. Es überwiegt der große Teil einer mehrjährigen Legislaturperiode, in der 
eine Partei als Oppositions- oder als Regierungspartei beschäftigt ist, sich intern zu ko-
ordinieren und nach außen kollektiv zu handeln, um ihre Ziele in dieser langen Phase 
umzusetzen, bevor der nächste Wahlkampf kommt.

Im internationalen Vergleich liegen die Veränderungen im Wahlverhalten in Öster-
reich von Wahl zu Wahl noch im gemäßigten Bereich. Mehr Volatilität im Wahlver-
halten wäre durchaus möglich. Es spricht auch mehr für weitere Instabilität als für ein 
längerfristiges „Einfrieren“ und damit eine „Institutionalisierung“ der aktuellen Partei-
systeme. Doch man sollte die Elemente der Stabilität nicht übersehen. Im Vergleich 
zu früheren Dekaden sind SPÖ und ÖVP deutlich kleiner und es gibt mehr Parteien 
als früher. Es gibt neue Mehrheitskoalitionen auf nationaler und regionaler Ebene in 
Form von Zweierkoalitionen mit einer dieser Parteien, zunächst mit der FPÖ, dann 
mit den GRÜNEN, mittlerweile auch mit NEOS in Wien. Allerdings sind SPÖ und 
ÖVP immer noch groß genug, dass parlamentarische Mehrheiten ohne die Beteiligung 
mindestens einer der beiden Parteien bisher nicht möglich waren. Die Bezeichnung 
„Staatspartei“, die sie auch wegen ihrer langjährigen Tätigkeit in Regierungsfunktionen 
erhalten haben, könnten SPÖ und ÖVP noch länger tragen.
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 regierungstreue Medien zusammengefasst sind, zu einer Angelegenheit von natio-
naler strategischer Bedeutung (Neue Zürcher Zeitung 10.12.2018). In Tschechien gelten 
die zwei größten Tageszeitungen Mladá fronta Dnes und Lidové noviny als Instrumente 
der politischen Agenda des Ministerpräsidenten Andrej Babiš (2017–2021), zu dessen 
Mischkonzern Agrofert die beiden Zeitungen gehören (Motal 2021, 782).

Und das Phänomen ist nicht neu. 1994 machten die Wählerinnen und Wähler die 
Partei Forza Italia zur stärksten politischen Kraft Italiens und den „cleveren Selfmade-
man“ Silvio Berlusconi (Muzik 1989, 159) zum ersten Mal zum Ministerpräsidenten. 
Zu diesem politischen Erfolg hat nicht zuletzt die Unterstützung durch sein umfang-
reiches „fast unüberschaubar gewordenes“ Firmenimperium Fininvest beigetragen, zu 
dem damals die Fernsehsender Canale Cinque, Italia Uno, Rete Quattro, die Tageszei-
tung Il Giornale sowie der Buchverlag Mondadori gehörten (Baukloh/Wittmaack 2003, 
267–269). Durch seine Wahl erlangte Berlusconi indirekt auch bestimmenden Einfluss 
auf das öffentliche Fernsehen Radiotelevisione italiana (RAI).

Derart enge Verflechtungen zwischen Politik und Medien widersprechen im Grund-
satz der Rollenverteilung von Akteuren in demokratischen Rechtsstaaten. Diese Rol-
lenverteilung besteht aus einem Sozialvertrag, abgeleitet aus dem durch den Staat 
garantierten Menschenrecht der freien Meinungsäußerung (Art 10 Europäische Men-
schenrechtskonvention, Europarat 1950; Art 18 Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, Vereinte Nationen 1948; Art  11 Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union 2000). Dieser ungeschriebene Sozialvertrag verpflichtet die Staaten, die Medien-
freiheit zu respektieren, gleichzeitig verpflichten sich die Medien, die Staatsbürger*in-
nen durch ihre Leistungen zur demokratischen Teilhabe zu befähigen (Strömbäck 2005, 
332). In erster Linie betrifft dies die Informationsleistung, um Wähler*innen mit rele-
vanten Informationen auszustatten, die informierte, also gute Wahlentscheidungen er-
lauben. Curran (2011, 63–83) weist darauf hin, dass auch Unterhaltung in den Medien 
einen politischen Charakter aufweist, oder zumindest aufweisen kann. Unterhaltung 
transportiere Identität, aber auch gesellschaftliche Normen und Werte und sei daher 
hochpolitisch. Beide, Informations- und Unterhaltungsmedien, tragen also grundle-
gend dazu bei, politisches Handeln nach demokratischen Regeln zu ermöglichen.

Aufgrund dieses ungeschriebenen Sozialvertrages übernehmen Medien Verantwor-
tung und üben Macht aus. In der Literatur und im politischen Diskurs werden die 
Medien häufig als vierte Gewalt bezeichnet (High Level Group on Media Freedom and 
Pluralism 2013; Voltmer 2008). Eine genauere Betrachtung dieser Zuschreibung wirft 
allerdings Fragen auf. So spielt die vierte Gewalt auf eine Ausdehnung der Gewalten-
teilung zwischen Legislative, Exekutive und Judikative an. Im Gegensatz zu diesen drei 
Gewalten sind die Medien aber weder demokratisch legitimiert noch sind Mediennut-

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 









134 Josef Trappel

Niederlande, Portugal) (van den Bulck et al. 2018). Im Gegensatz zu privaten Medien-
unternehmen haben PSM einen gesetzlich festgelegten Auftrag zu erfüllen. Sie handeln 
redaktionell unabhängig vom Staat und auf eigene Verantwortung. Sie sind also keine 
Staatsmedien.

2. Gegenwärtige Situation

Die österreichische Medienstruktur weist vier Gruppen von Akteuren auf: nationale 
und regionale Tageszeitungsverlage, kleinere und mittelgroße private Fernseh- und Ra-
dioveranstalter, den ORF und eine Vielzahl von Kleinmedien. Diese Unterscheidung 
bildet sich sowohl in ökonomischer Hinsicht ab als auch bei der Mediennutzung. Eine 
eigenständige und unabhängige Gruppe von Online-Medien hat sich in Österreich bis-
her nicht entwickelt.

Die Gruppe der Tageszeitungsverlage ist klein, aber bedeutsam. Sie zerfällt einer-
seits in nationale und regionale Zeitungen, andererseits in sogenannte Qualitäts- und 
Boulevardzeitungen. Beide Unterscheidungen sind nicht ganz trennscharf. Zum einen 
erscheint zum Beispiel die Kronen Zeitung als nationale Zeitung in fast allen Bundes-
ländern in einer Regionalausgabe. Die Salzburger Nachrichten wiederum sind eine Re-
gionalzeitung mit nationalem Anspruch, der durch eine ausgebaute Redaktion in Wien 
eingelöst wird. Zum anderen lassen sich nicht alle österreichischen Zeitungen eindeutig 
als Qualitäts- oder Boulevardzeitungen qualifizieren. Erstere zeichnen sich durch eine 
faktenbasierte, nüchterne, textlastige und generell ausführlichere Berichterstattung in 
den klassischen Ressorts Außenpolitik, Innenpolitik, Wirtschaft, Kultur, Sport und 
einem kleinen Anteil an vermischten Meldungen („Human Interest“) aus. Boulevard-
medien hingegen berichten kürzer und emotionaler, konzentrieren sich oft auf Perso-
nen und Schicksale, setzen diese großflächig ins Bild und pflegen generell einen mehr 
an Sensation als an der Aufklärung von Hintergründen orientierten Journalismus-Stil.

Als nationale Qualitätszeitungen können die Presse, der Standard, und die Wiener 
Zeitung gelten. Sie haben alle ihren Redaktionssitz in Wien und vertreiben dort auch 
den Großteil der Auflage. Die Zeitungsexemplare sind aber österreichweit erhältlich. 
Die Presse erscheint (mit Unterbrechungen) seit 1884 und steht im Eigentum der Styria 
Media Group mit Sitz in Graz. Die Tageszeitung Der Standard wurde 1988 von dem 
Journalisten Oscar Bronner gegründet, der bis heute über seine Familienstiftung die 
Zeitung besitzt. In den drei Jahrzehnten seines Bestehens haben auch die Axel Sprin-
ger AG sowie der Verlag der Süddeutschen Zeitung während mehrerer Jahre Anteile an 
der Zeitung besessen. Die Wiener Zeitung gilt als älteste, noch erscheinende Tageszei-
tung der Welt (gegründet 1703) und steht im Eigentum der Republik Österreich. Die-
se ungewöhnlichen Eigentumsverhältnisse haben die Redaktion veranlasst, die eigene 
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Die Struktur des Radio- und Fernsehmarktes in Österreich ist von der Dualität 
zwischen öffentlichen und privaten Veranstaltern geprägt. Der durch das ORF-Gesetz 
determinierte Österreichische Rundfunk (ORF) hat einen Programmauftrag zu erfüllen. 
Zur Kostendeckung tragen die österreichischen Haushalte, die ein Empfangsgerät be-
sitzen, durch die (verpflichtende) Radio- und Fernsehgebühr bei. 2001 ermöglichte 
der Gesetzgeber daneben auch die Zulassung von privaten Veranstaltern, die in der 
Programmgestaltung und Geschäftsführung weitgehend freie Hand haben, aber keine 
Basisfinanzierung über Haushaltsgebühren erhalten. Ihre Haupterlösquelle ist die Wer-
bung.

Der ORF ist das mit Abstand größte Medium in Österreich und auf den drei wich-
tigsten Kanälen Hörfunk, Fernsehen und Online präsent, ergänzt durch das weiter-
hin sehr populäre Nachrichtenmedium Teletext. Der ORF erzielt pro Jahr Erlöse von 
rund einer Milliarde Euro, die sich zu 60 Prozent aus Gebühreneinnahmen, und je zu 
20 Prozent aus Werbe- und sonstigen Erlösen zusammensetzen. Der Programmauftrag 
ist im ORF-Gesetz (ORF-G) festgeschrieben, das den ORF ermächtigt, seine Leistungen 
in den drei genannten Vertriebskanälen und im Teletext anzubieten, ihm gleichzeitig 
aber enge Schranken für die Tätigkeit in den digitalen Kommunikationsplattformen 
auferlegt. Das ORF-Gesetz legt als Organisationsform eine Stiftung fest, in deren obers-
tem Entscheidungsgremium (Stiftungsrat, 35 Mitglieder) Vertreter*innen der Bundes-
regierung, der im Nationalrat vertretenen Parteien, der Bundesländer, des Betriebsrates 
sowie des ORF Publikumsrates vertreten sind (§ 20 ORF-G). Sie wählen (und entlassen) 
den*die Generaldirektor*in für eine fünfjährige Funktionsperiode, in der die gewählte 
Person aufgrund ihrer Bestellung und im Rahmen der ihr übertragenen Geschäftsfüh-
rung unabhängig entscheiden kann. Der ORF ist gesetzlich verpflichtet, Landesstudios 
zu betreiben. Inhaltlich haben seine Programme für die „umfassende Information der 
Allgemeinheit über alle wichtigen politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen 
und sportlichen Fragen“ zu sorgen, und dabei alle Altersgruppen, Menschen mit Behin-
derungen, Familien, Kinder und Jugendliche, die Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern sowie Kirchen und Religionsgemeinschaften angemessen zu berücksichtigen 
(§ 4 ORF-G). Neben Information ist der ORF auch dazu verpflichtet, Unterhaltung 
und Kultur anzubieten.

Der Markt des privaten Fernsehens ist in Österreich noch mehr konzentriert als jener 
der Tageszeitungen. Gerade zwei Veranstalter stehen mit dem ORF im Wettbewerb, 
Puls4/ATV und ServusTV. Während ServusTV zum Red Bull Media House, und damit 
zum Medienimperium des Österreichers Dietrich Mateschitz zählt, gehört Puls4/ATV 
der deutschen ProSiebenSat.1-Gruppe. ATV war 2003 als österreichisches Programm 
gegründet worden, wurde dann aber – mit Billigung der österreichischen Bundeswett-
bewerbsbehörde – 2017 an Puls4 und damit an die deutsche Gruppe verkauft. Puls4 
selbst war 2004 als Wiener Stadtsender Puls TV gegründet worden, drei Jahre später 
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(Jugendprogramm, zweisprachig deutsch und englisch) ist seit 1995, als mit Antenne 
Steiermark das erste Privatradio auf Sendung ging, eine recht bunte Privatradioszene 
entstanden. Die meisten Veranstalter senden kommerzielle „Middle-of-the-Road“-Pro-
gramme, wie etwa die Sender der Antenne-Gruppe. Bemerkenswerterweise hat die Re-
gulierungsbehörde zwei nationale private Radioprogramme zugelassen, und zwar aus-
gerechnet aus dem Hause der Kronen Zeitung (Krone Hit) und jenem der Brüder Fellner 
(Radio Austria). Auf regionaler Ebene mischen sich Zeitungsverleger als Radiomacher 
(z.B. Beteiligungen an Antenne Radios, Arabella, 88.6, Life) mit reinen Radioveranstal-
tern (z.B. Welle 1, Energy, Lounge FM). Auch im Hörfunkbereich gibt es einige Sender 
des dritten Sektors, auch freie Radios genannt (z.B. Radio Freequenns, Radio Freirad, 
Proton, Agora, Radio Orange, Radiofabrik). Alle genannten Radiosender erhalten direkte 
Fördermittel aus den oben genannten Fördertöpfen der RTR.

Für die Nachrichtennutzung vor allem jüngerer Kohorten, aber zunehmend auch 
für die Mitte der Gesellschaft, stellen Online-Medien eine Alternative dar. Im Vergleich 
mit anderen europäischen Ländern hat Österreich bislang kaum generische Online-
Medien hervorgebracht, also solche Nachrichtenmedien, die ausschließlich auf dem 
Verbreitungsweg Internet genutzt werden können (Trappel 2007) und die keinem be-
stehenden Medienunternehmen oder einer Partei angehören oder nahestehen. Einzige 
nennenswerte Ausnahme ist exxpress.at, das im März 2021 von einem ehemaligen und 
in Ungnade gefallenen Journalisten der Kronen Zeitung gegründet wurde.

Alle marktführenden Online-Medien sind einem Medienkonzern angeschlossen und 
werden von diesem betrieben. Dabei lässt sich gut beobachten, wie sich Konvergenz 
in der Praxis einstellt. Da die bedeutsamen österreichischen Medienunternehmen alle 
einen Online-Ableger betreiben, mischen sich die getrennten Mediengenres Presse und 
Rundfunk auf dem durch das „WWW“ des Internet hergestellten digitalen Marktplatz. 
Wenig verwunderlich daher, dass die dominierenden Marken der Offline-Medien auch 
den Markt der Online-Medien prägen. Überraschend sind bestenfalls die kleineren 
Marktverschiebungen im Vergleich zu den Offline-Markanteilen. Als Währung für die 
Messung der Leistung von Online-Medien haben sich „Page Impressions“ (auch „Hits“ 
genannt, also Einzelzugriffe auf eine Website), „Visits“ (zusammenhängende Nutzungs-
vorgänge) und „Unique Users“ (auf Inhalte zugreifende Personen) etabliert (ausgewie-
sen von der Österreichischen Webanalyse, ÖWA). Zu dem Verein ÖWA haben sich 
Online-Anbieter und Werbeagenturen zusammengeschlossen, um die Nutzungsdaten 
aufgrund von Messungen und Meldungen zu sammeln und zu veröffentlichen. Diese 
Daten dienen in erster Linie der Werbewirtschaft als Grundlage für Media-Pläne. Als 
Vergleichsgröße eignen sich die „Visits“ aufgrund ihrer technischen Charakteristik am 
besten.
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Blätter Arbeiterzeitung (SPÖ) und Volksstimme (KPÖ). Das Zeitalter der Parteizeitun-
gen ging zu Ende.

1987 kaufte die Funke Mediengruppe (damals WAZ) knapp die Hälfte der Anteile 
der Kronen Zeitung und des Kurier. Die gemeinsam gegründete Mediaprint bezeichnen 
Beobachter*innen als „Hauptursache für die hohe Konzentration am österreichischen 
Zeitungsmarkt“ (Melischek et al. 2005, 248). Neben diesem Einstieg eines ausländi-
schen Medienkonzerns in den österreichischen Markt konsolidierten aber auch die na-
tionalen Verlage ihre Einflusszonen. Die heutige Russmedia übernahm von dem stei-
rischen Styria-Konzern die Neue Vorarlberger Tageszeitung und Styria ihrerseits dehnte 
die geographische Reichweite auf das ganze Bundesgebiet aus und übernahm 1991 die 
traditionsreiche nationale Tageszeitung Die Presse.

Der Rundfunksektor erlebte erst nach dieser Konzentrationswelle eine Belebung, als 
der Europäische Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) 1993 eine Verletzung des 
Artikels 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention im Fall Informationsverein 
Lentia 2000 durch Österreich feststellte. Mit diesem Urteil war der Weg für privaten 
Rundfunk in Österreich frei. Noch im selben Jahr gingen zwei Privatradios auf Sendung 
und beendeten auch de facto die Alleinstellung des ORF.

Die vierte Konzentrationswelle glich einer Springflut im Jahr 2001. Nicht zuletzt 
wegen der lockeren Kartellrechtsbestimmungen in Österreich vollzogen die Akteure 
beispiellose horizontale und diagonale Verflechtungen von Titeln und Verlagen, die bis 
dahin im Wettbewerb zueinandergestanden waren. Beobachter*innen beurteilten das 
„Ausmaß der in Österreich erreichten Pressekonzentration als demokratiepolitisch hoch-
gradig bedenklich und für die Meinungsvielfalt bedrohlich“ (Steinmaurer 2012, 9).

2001 schlossen sich die Verlagsgruppe News (Fellner) und die Kurier-Zeitschriften-
holding ZVB zusammen. Gleichzeitig beteiligte sich der Kurier (Mediaprint) zu einem 
Viertel an der Verlagsgruppe News. Dieses Konglomerat umfasste neben den beiden 
marktführenden Tageszeitungen Kronen Zeitung und Kurier auch die marktführenden 
Wochenmagazine News, Profil und das 1998 gegründete Format. Die österreichische 
Meinungspublizistik war für die folgenden 15 Jahre der Kontrolle dieses in der Fach-
presse „Formil“ genannten Konzerns unterstellt (Fidler 2008, 151). In einer umstritte-
nen Entscheidung stimmte das Kartellgericht dem Zusammenschluss zu.

Die Digitalisierung und die damit verbundenen publizistischen Möglichkeiten ha-
ben Österreich eine Renaissance der Parteipresse beschert. Auch wenn diesen Online-
Medien bisher der wirtschaftliche Erfolg versagt geblieben ist, so tragen die Online-Me-
dien der Parteien doch zu einem veränderten Meinungsklima in Österreich bei. Dazu 
zählen Kontrast.at und NeueZeit.at (SPÖ), Zur-Sache.at (ÖVP), Unzensuriert.at (FPÖ) 
und zackzack.at (aus dem Umfeld der GRÜNEN).

Schon von der Weltwirtschaftskrise 2008 hatten sich die werbefinanzierten Medien 
in Österreich nicht mehr richtig erholt. Mit der COVID-19-Pandemie, die Frühjahr 
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43,5  Prozent der Befragten in Österreich der Aussage zu, man könne den meisten 
Nachrichtenmedien überwiegend vertrauen, so taten dies 2020 nur noch 39,7 Prozent. 
Erste Befunde während der COVID-19-Pandemie zeigen, dass zumindest bei einem 
Teil der Bevölkerung das Vertrauen in die Nachrichtenmedien wieder zugenommen hat 
(2021 46,3 %) (Gadringer et al. 2021). Bei einem anderen Teil der Bevölkerung hat das 
Vertrauen allerdings massiv abgenommen. Die Herstellung einer Vertrauensbasis über 
weite Teile der Bevölkerung hinweg zählt zu den entscheidenden Herausforderungen 
der Medien in den nächsten Jahren.

Die dritte Herausforderung betrifft die Nutzung der Nachrichtenmedien generell. 
Gestaffelt nach Altersgruppen und nach Mediengattungen lässt sich über die gesamte 
Bevölkerung ein ungebrochener Trend in Richtung abnehmender Nutzung von Nach-
richtenmedien feststellen. Während Zeitungen, Zeitschriften und das Fernsehen konti-
nuierlich verlieren, finden die digitalen Kommunikationsplattformen vor allem bei jün-
geren Menschen immer mehr Zuspruch als Nachrichtenquellen. Dabei nehmen viele 
gar nicht zur Kenntnis, dass die Inhalte in aller Regeln von klassischen Massenmedien 
geliefert und dann über digitale Plattformen ausgespielt werden. Die Herausforderung 
besteht darin, einerseits das Bewusstsein für den Wert der Nachrichtenproduktion bei 
den User*innen zu stärken, andererseits aber eine faire wirtschaftliche Beteiligung an 
den mit diesen Inhalten generierten Erlösen der digitalen Plattformen sicherzustellen. 
Erste Erfolge in Frankreich und Australien könnten hier als Muster dienen.

Angesichts dieser Herausforderungen erscheint eine handlungsfähige Medienpolitik 
auf nationaler wie auf internationaler und EU-Ebene als zentrale Erfolgsvoraussetzung. 
Die eingangs beschriebenen Verfilzungen zwischen Medien und der Politik sind nicht 
geeignet, eine sachgerechte und zukunftsorientierte Medienpolitik zu ermöglichen.
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 Gesetzgebungs-
periode (GP, 2008–2013) hatten die Parlamentsparteien der Bundesregierung keine 
2/3-Mehrheit mehr. Gleichzeitig soll das Anwesenheitskriterium zufällige Mehrheiten 
verhindern, beispielsweise wenn mehrere Abgeordnete gleichzeitig krank sind. Das Par-
lament wird durch die Parlamentsdirektion unterstützt. Die Sitzungen sind öffentlich. 
Der*die Parlamentspräsident*in oder mindestens ein Fünftel der Abgeordneten kann 
jedoch den Ausschluss der Öffentlichkeit beantragen und in weiterer Folge im Plenum 
beschließen.

Der Nationalrat konstituiert sich nach jeder Nationalratswahl neu. Dazu ruft der*die 
Bundespräsident*in den Nationalrat innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach einer 
Wahl ein. Der wichtigste Punkt auf der Tagesordnung der ersten Sitzung eines neu zu-
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sammengekommenen Nationalrates ist die Angelobung der 183 Abgeordneten.1 Diese 
loben „unverbrüchliche Treue der Republik, stete und volle Beobachtung der Verfas-
sungsgesetze und aller anderen Gesetze und gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten“ 
(§ 4 GOG). Dazu werden alle Abgeordneten namentlich aufgerufen und antworten 
mit den Worten „ich gelobe“. Der Tag der Angelobung zieht auch immer ein großes 
mediales Interesse auf sich und die Sitzung kann live im Fernsehen verfolgt werden. Im 
Nachhinein ist die erste Sitzung – wie auch jede andere Sitzung – in den Stenographi-
schen Protokollen nachzulesen, die auf der Homepage des Parlaments frei zugänglich 
sind. Die Abgeordneten sind mit gewissen Rechten und Pflichten ausgestattet. Zentral 
ist das in der Bundesverfassung garantierte freie Mandat (Art 56 Bundes-Verfassungs-
gesetz, B-VG). Abgebordnete sind bei ihrer Arbeit an keinen Auftrag durch Dritte ge-
bunden. Einen „Klubzwang“, der das Abstimmungsverhalten von Abgeordneten be-
stimmt, kann es daher rechtlich nicht geben. In der Praxis ist die Bindung an die eigene 
Partei jedoch mehr oder weniger stark, nicht zuletzt da Parteien über die Erstellung 
der Wahllisten die Chancen für eine (Wieder-)Wahl beeinflussen (Ucakar et al. 2017, 
111). Darüber hinaus sind Abgeordnete strafrechtlich immun. Das bedeutet, dass sie 
lediglich dem Nationalrat verantwortlich sind und es für eine behördliche Verfolgung 
oder gar Verhaftung die Zustimmung des Nationalrates benötigt. Dies gilt für mögliche 
strafbare Handlungen, die im Zusammenhang mit der Arbeit im Nationalrat stehen. 
Abgeordnete sind verpflichtet, an den Sitzungen des Nationalrates und der Ausschüsse 
teilzunehmen, und müssen ihre Abwesenheit in der Parlamentsdirektion melden. Ein*e 
Abgeordnete*r verliert das Mandat, (1) wenn er*sie die Angelobung nicht oder auch 
nicht korrekt leistet, (2) wenn eine 30-tägige Frist der unentschuldigten Abwesenheit 
verstreicht und er*sie auch nach Aufforderung des*der Präsidenten*Präsidentin nicht 
nach weiteren 30 Tagen erscheint, (3) durch Verlust der Wählbarkeit sowie (4) gemäß 
der §§ 9 und 10 des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes (§ 2 GOG).

Nationalratsklubs
Die Abgeordneten derselben wahlwerbenden Partei können sich im Parlament in 

Klubs zusammenschließen. Dabei gilt es einige Bestimmungen gemäß § 7 GOG zu 
beachten: Die Gründung eines Klubs muss spätestens einen Monat nach der konstitu-
ierenden Sitzung des Nationalrates erfolgen. Jede wahlwerbende Partei darf nur einen 
Klub gründen und dieser muss aus mindestens fünf Mitgliedern bestehen. Abgeordnete 
mehrerer wahlwerbenden Parteien können sich nur dann zu einem Klub zusammen-
schließen, wenn der Nationalrat seine Zustimmung erteil.

Diese Regelungen sind das Ergebnis der Novelle des § 7 GOG aus dem Jahr 2013, 
die den ehemals eher allgemein gehaltenen Paragraphen zu Klubgründungen spezifi-

1	 Die Anzahl der Abgeordneten ist einfachgesetzlich in der Nationalrats-Wahlordnung geregelt.
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zierte und Klubgründungen außerhalb der Frist zu Beginn einer Gesetzgebungsperiode 
ausschloss. Begründet wurde die Reform damit, dass die demokratische Legitimation 
der Klubs durch die direkte Anbindung von wahlwerbender Partei und unmittelbar an-
schließender Klubgründung gesichert wird. Das freie Mandat sah man dadurch nicht 
eingeschränkt, weil es Abgeordneten weiterhin möglich ist, zwischen den Klubs zu 
wechseln.2

Anlassfall war die Debatte um den beantragten Klubstatus für das TEAM STRO-
NACH durch ehemalige Abgeordnete des BZÖ während der laufenden 24. Gesetz-
gebungsperiode (2008–2013). Die Entscheidung, ob dem TEAM STRONACH der 
Klubstatus zuerkannt wird, wurde nach dem Hinzuziehen zweier Gutachten aus der 
Parlamentsdirektion und dem Bundeskanzleramt gestattet.3 Der § 7 GOG stand auch 
bereits 1993 im Zentrum der Debatte, als ehemalige Abgeordnete der FPÖ ebenfalls 
während der Gesetzgebungsperiode den Klubstatus für das LIBERALE FORUM be-
antragten und schließlich auch erhielten (Konrath 2017, 565). 

Die Klubobleute bilden gemeinsam mit dem Präsidium (siehe weiter unten) die Prä-
sidialkonferenz (§ 8 GOG). Diese ist ein beratendes Organ, welches vorrangig Vor-
schläge für Arbeitspläne, Tagesordnungen, Sitzungszeiten erarbeitet und internationale 
parlamentarische Beziehungen unterhält.

Ausschüsse
Der Nationalrat wählt zur Vorberatung von Gesetzesvorlagen Ausschüsse (§  32 

GOG). Er bestimmt so die notwendige Anzahl an Ausschüssen und legt jeweils die 
Anzahl an Mitgliedern beziehungsweise Ersatzmitgliedern fest. Die Sitze in einem Aus-
schuss stehen dann den einzelnen Parlamentsklubs im Verhältnis zu ihrer jeweiligen 
Größe zur Verfügung. Man unterscheidet zwischen Fachausschüssen, die im Wesent-
lichen die Zuständigkeitsbereiche der Ministerien widerspiegeln, und Ausschüssen mit 
spezifischen Aufgaben. So gibt es beispielsweise die Fachausschüsse, wie den Ausschuss 
für Arbeit und Soziales oder den Budgetausschuss, und die Ausschüsse mit spezifischen 
Aufgaben, wie den Hauptausschuss oder den Immunitätsausschuss. Dem Hauptaus-
schuss kommt eine besondere Rolle zu. Er ist unter anderem dafür zuständig, Einver-
nehmen mit der Bundesregierung über bestimmte Verordnungen oder auch die Ernen-
nung von Mitgliedern der Europäischen Kommission herzustellen. Der Hauptausschuss 
legt auch Vorschläge für die Wahl des*der Präsidenten*Präsidentin des Rechnungshofes 
oder der Mitglieder der Volksanwaltschaft vor. Aufgrund seiner vielfältigen und wichti-

2	 Zur Änderung der Geschäftsordnung siehe die Parlamentskorrespondenz Nr.  580 vom 
20.06.2013.

3	 Zur Entscheidung über den Klubstatus des TEAM STRONACH siehe die Parlamentskorre-
spondenz Nr. 838 vom 30.10.2012.
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gen Aufgaben wählt der Hauptausschuss zwei Ständige Unterausschüsse. Der Immuni-
tätsausschuss befasst sich mit behördlichen Ansuchen, die Immunität eines*einer Ab-
geordneten aufzuheben und damit eine behördliche Verfolgung zu ermöglichen.

Darüber hinaus haben die Ausschüsse die Möglichkeit, für komplexe Materien Un-
terausschüsse einzurichten. Zur Kontrolle der Bundesregierung können eigene Unter-
suchungsausschüsse eingerichtet werden (siehe Abschnitt 2.1.2). Ausschüsse dienen zur 
Vorberatung von Gesetzesvorlagen, haben aber auch das Recht, eigene Vorlagen, die 
ihrem Bereich zufallen, einzubringen. Grundsätzlich beschließen Ausschüsse mit Stim-
menmehrheit bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte ihrer Abgeordneten. Ihre 
Sitzungen sind in der Regel nicht öffentlich.

In der 27. Gesetzgebungsperiode (seit 2019) gibt es 31 Ausschüsse. Der bereits an-
gesprochene Ausschuss für Arbeit und Soziales wurde beispielsweise in der 6. Sitzung 
des Nationalrates am 11. Dezember 2019 einstimmig gewählt. Entsprechend der Ge-
schäftsordnung wurde sodann als Größe des Ausschusses 23  Mitglieder und ebenso 
viele Ersatzmitglieder vorgeschlagen. Diese verteilten sich auf die Parlamentsparteien 
wie folgt: neun ÖVP, fünf SPÖ, vier FPÖ, drei GRÜNE und zwei NEOS. Der Vor-
schlag wurde ebenfalls einstimmig angenommen. Wer von den jeweiligen Parteien die 
dem Klub zustehenden Mandate übernimmt, ist die Entscheidung der Klubs selbst, die 
diese dem Nationalrat bekanntgeben.

Präsidium
Der*die ehemalige Präsident*in des Nationalrates eröffnet jeweils die erste Sitzung 

des neuen Nationalrates und bleibt bis zur Wahl eines*einer Nachfolgers*Nachfolge-
rin im Amt. Diese*r kommt aus der Mitte der Abgeordneten und wird mit einfacher 
Mehrheit gewählt. Ebenso kommt es zu Wahlen für den*die zweite*n und dritte*n 
Präsidenten*Präsidentin. In der Regel stellt die mandatsstärkste Partei den*die Präsi-
denten*Präsidentin und auch die beiden weiteren Positionen werden entsprechend der 
Parteistärke besetzt. Die Präsidentschaft „wacht darüber, dass die Würde und die Rechte 
des Nationalrates gewahrt, die dem Nationalrat obliegenden Aufgaben erfüllt und die 
Verhandlungen mit Vermeidung jedes unnötigen Aufschubes durchgeführt werden“ 
(§ 13 Abs 1 GOG). Ihr obliegt eine Vielzahl an Aufgaben wie die Sitzungsleitung, die 
Erteilung des Wortes an die Abgeordneten, die Zuweisung von Verhandlungsgegen-
ständen an Ausschüsse, das Verlesen der Abstimmungsfragen und das Verkünden der 
Abstimmungsergebnisse. Nach Rücksprache mit der Präsidialkonferenz wird der Ar-
beitsplan für ein Jahr festgelegt. Von vier Wochen sind jeweils die ersten beiden Wochen 
für Ausschusssitzungen und die dritte für die Plenarwoche reserviert. Die vierte Woche 
ist sitzungsfrei, um den Abgeordneten Zeit für Arbeit in ihren jeweiligen Wahlkreisen 
zu geben (§ 13 GOG).
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2.1.2 Funktionen

Legislativen erfüllen eine Vielzahl an Funktionen, die in der Forschung zum Parlamen-
tarismus – neben der Wahl/Abwahl von Regierungen4 – häufig entlang der Kategorien 
Repräsentation und Kommunikation, Gesetzgebung und Kontrolle beschrieben wer-
den (Marschall 2018, 100–102).

Repräsentation und Kommunikation
Politische Repräsentation ist ein facettenreiches Konzept, das sowohl die substantiel-

le als auch die deskriptive Vertretung der Bürger*innen beinhaltet (Pitkin 1967). Subs-
tantielle Repräsentation meint die Vertretung der inhaltlichen Interessen und deskrip-
tive Repräsentation zielt auf die Zusammensetzung der Abgeordneten ab, die durch 
unterschiedliche (sozio-demographische) Merkmale auch die unterschiedlichen Grup-
pen der Gesellschaft widerspiegeln. In Österreich führt das Verhältniswahlrecht dazu, 
dass die Stimmen der Wähler*innen – ihre Interessen – nach dem Wahltag proportional 
in Mandate übersetzt werden. Das bedeutet, dass stimmenstärkere Parteien auch mehr 
Sitze im Nationalrat erhalten. Die tatsächliche Verbindung zwischen dem Wähler*in-
nenwillen und der Politikgestaltung wird in der Politikwissenschaft zum Beispiel im 
Rahmen der Forschung zur Umsetzung von Wahlversprechen untersucht (siehe dazu 
Box Forschungsergebnisse). Mit Blick auf die deskriptive Repräsentation zeigt sich, dass 
die Abgeordneten im Nationalrat in Summe männlicher, höher gebildet und älter als 
die Wähler*innen sind. Deskriptive Repräsentation bedeutet eine faire Verteilung von 
politischer Macht und damit mehr Gleichwertigkeit in einer Gesellschaft sowie häufig 
auch eine bessere inhaltliche Vertretung für gesellschaftliche Gruppen wie Frauen oder 
Minderheiten (Phillips 1995, Lowande et al. 2019). Studien haben gezeigt, dass bei-
spielsweise ein höherer Frauenanteil in Legislativen auch zu einer besseren Vertretung 
dieser Gruppe führt (Wängnerud 2009). 

Die Kommunikationsfunktion drückt sich durch die Verbindung der Bürger*innen 
mit der Regierung durch die im Nationalrat vertretenen Parteien aus. Die Parteien bün-
deln die Interessen der Bürger*innen und kommunizieren diese an die Regierung bezie-
hungsweise kommunizieren – unterstützend oder kritisierend – Regierungshandeln an 
die Bürger*innen. Darüber hinaus ist das Plenum des Nationalrates ein Forum für die 
öffentliche politische Debatte und durch online- und TV-Übertragungen eine wichtige 
politische Tribüne. 

4	 In Österreich braucht es kein Zustimmungsvotum des Nationalrates damit eine Regierung 
ins Amt kommen kann (Prinzip des negativen Parlamentarismus). Der Nationalrat kann aber 
der Regierung sein Misstrauen aussprechen und diese abwählen. Da das Misstrauensvotum 
ein Kontrollinstrument ist, wird es im Rahmen der Kontrollfunktion beschrieben.

© 2023 Böhlau Verlag | Brill Österreich GmbH 
https://doi.org/10.7767/9783205215950| CC BY-NC-ND 4.0 









167Das Parlament: Nationalrat und Bundesrat

berechtigten aus drei Bundesländern unterstützt wurden, müssen in den Nationalrat 
eingebracht werden (Art 41 B-VG).5 Gesetzesanträge der Bundesregierung durchlau-
fen, bevor sie im Ministerrat einstimmig beschlossen und als Ministerialentwurf in 
den Nationalrat eingebracht werden, ein sogenanntes Begutachtungsverfahren. Die 
Ministerialentwürfe werden auf der Parlamentshomepage veröffentlicht und können 
innerhalb einer vom zuständigen Ministerium gesetzten Frist von jeder Person über 14 
Jahre kommentiert werden. Der Verfassungsdienst des Bundeskanzleramts empfiehlt 
eine Fristsetzung von sechs Wochen.6 In der Praxis werden aber häufig deutlich kürzere 
Fristen gesetzt: In der 25. Gesetzgebungsperiode (2013–2017) wurde nur in 18 Prozent 
der Fälle eine Frist von sechs Wochen oder länger gewährt. Der mittlere Wert der Dauer 
des Begutachtungsprozesses (Medianwert) betrug nur vier Wochen (Ennser-Jedenastik 
2018). Auch die Stellungnahmen sind auf der Parlamentshomepage einsehbar und Teil 
der (medialen) politischen Debatte. Wie und ob ein Ministerium auf solche Stellung-
nahmen zu reagieren hat, ist nicht festgelegt (Konrath 2017, 231). In der 27. Gesetz-
gebungsperiode (seit 2019) kamen bislang die meisten Gesetzesinitiativen von Abge-
ordneten selbst (rund 66 %). Dahinter liegen Initiativen der Regierung (25 %) und der 
Ausschüsse (6 %). Die anderen Arten der Einbringung kamen bislang kaum vor.

Im Nationalrat können die Anträge im Rahmen einer Ersten Lesung vorgestellt wer-
den. Erste Lesungen sind in der Regel selten und finden nur statt, wenn es der Natio-
nalrat beschließt oder der*die Antragsteller*in es verlangt. Jedenfalls werden die Geset-
zesanträge an die Abgeordneten verteilt und vom*von der Präsidenten*Präsidentin des 
Nationalrates einem Ausschuss zur Beratung zugewiesen. Damit ist es nicht möglich, 
ein Gesetz sofort nach Einlangen in den Nationalrat zu beschließen.

5	 Darüber hinaus werden auch der Bundesrechnungsanschluss (Gegenüberstellung der Ein-
nahmen und Ausgaben des Bundes, die vom Rechnungshof erstellt wird) und Einsprüche 
des Bundesrates als Gesetzesinitiativen gezählt. In Tabelle  3 und 4 sind diese als Sonstige 
zusammengefasst.

6	 Siehe Schreiben des Verfassungsdienstes aus dem Jahr 2008, abrufbar unter https://www.
bundeskanzleramt.gv.at/agenda/verfassung/legistik/begutachtungs-konsultations-informati-
onsverfahren-bessere-rechtssetzung/rundschreiben-begutachtungen-konsultationsmechanis-
men.html (26.06.2022).
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Die weitere Arbeit findet in den jeweiligen Ausschüssen statt, in denen die auf diese 
Bereiche spezialisierten Abgeordneten sitzen. In die Diskussionen können Expert*in-
nen oder andere Auskunftspersonen miteinbezogen werden und auch Unterausschüsse 
für besonders komplexe Materien installiert werden. Am Beginn steht jeweils die Wahl 
eines*einer Berichterstatters*Berichterstatterin und dessen*deren Vorschlag, die Vorlage 
in ihrer Gesamtheit, in Teilen oder mittels General- und Spezialdebatte zu diskutieren. 
Im Laufe des Prozesses steht es jedem*r einzelnen Abgeordneten allein frei, Abände-
rungs- oder Zusatzanträge zu stellen. Während der Ausschussphase kommt es häufig 
noch zu Änderungen an der Gesetzesvorlage. Am Ende des Prozesses steht die Abstim-
mung im Ausschuss. Bei dieser ist in der Regel eine Stimmenmehrheit der anwesenden 
Mitglieder ausreichend. Erneut wird am Ende ein*e Berichterstatter*in gewählt, der*die 
die Ergebnisse für den Nationalrat in einem Bericht zusammenfasst. Dennoch ist auch 
die Zeit für Ausschusssitzungen und damit für intensive Verhandlungen vor Ort sehr 
beschränkt: Ein Großteil der Ausschüsse tagt nur wenige Male im Jahr (Konrath 2017, 
228).

Zurück im Plenum kann der*die Berichterstatter*in die Debatte, genannt Zweite 
Lesung, eröffnen. Er*sie kann aber auch auf eine mündliche Berichterstattung verzich-
ten. Dies kommt in der parlamentarischen Praxis häufig vor und die Abgeordneten 
steigen dann sofort in die Debatte ein. In dieser Phase des Gesetzgebungsprozesses 
können erneut Abänderungs- oder Zusatzanträge gestellt werden, diese müssen von 
mindestens fünf Abgeordneten unterstützt werden. Haben alle Abgeordneten, die sich 
als Redner*innen zu Wort gemeldet hatten, im Plenum gesprochen, so wird die Ver-
handlung entweder geschlossen, erneut dem Ausschuss zugewiesen oder vertagt. In der 
Dritten Lesung kommt es schließlich zur Abstimmung über den gesamten Entwurf. 
Abänderungs- und Zusatzanträge, die über die Korrektur von Schreibfehlern oder 
Widersprüchlichkeiten hinausgehen, sind nicht mehr möglich. Der Nationalrat ent-
scheidet, sofern nicht anders bestimmt, mit einer unbedingten Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen bei einer Anwesenheit von mindestens einem Drittel seiner Mitglieder. 
Die Abstimmung erfolgt in der Regel durch Aufstehen vom Platz, um Zustimmung 
zu signalisieren, beziehungsweise durch Sitzenbleiben, um Ablehnung zum Ausdruck 
zu bringen. Daraus folgt, dass eine Stimmenthaltung nicht möglich ist. In der Praxis 
kommt es jedoch vor, dass Abgeordnete vor einer Abstimmung den Raum verlassen.

Kontrolle
Abgeordneten stehen eine Reihe von Kontrollinstrumenten zur Verfügung, um die 

Regierung zu kontrollieren. Es sind dies (1) die schriftlich oder mündlich einzubrin-
genden parlamentarischen Anfragen an die Regierung, (2) die Entschließungsanträge, 
in denen Abgeordnete die Regierung – rechtlich nicht bindend – zum Handeln auffor-
dern können, (3) das Recht die Anwesenheit von Regierungsmitgliedern zu verlangen, 
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(4) die Möglichkeit einer parlamentarischen Minderheit einen Untersuchungsausschuss 
einzusetzen, (5) die Berichtspflichten von der Regierung gegenüber dem Nationalrat, 
(6) die Ständigen Unterausschüsse zur Kontrolle der Nachrichtendienste sowie (7) das 
Misstrauensvotum (Parlament 2022b).

Das Misstrauensvotum ist das schärfste Instrument der parlamentarischen Kontrolle. 
Denn die Regierung ist dem Nationalrat politisch verantwortlich und kann jederzeit 
durch ein Misstrauensvotum gestürzt werden. Es bedarf keinerlei Begründung oder 
rechtlicher Verfehlungen, mangelndes Vertrauen ist ausreichend. Misstrauensvoten 
können sich gegen einzelne Regierungsmitglieder oder die gesamte Regierung richten. 
Formal handelt es sich um Entschließungsanträge, die eine einfache Mehrheit bei An-
wesenheit von mindestens der Hälfte der Abgeordneten benötigen. 

Seit Beginn der 22. Gesetzgebungsperiode (seit 2002) gab es bereits 118 Misstrau-
ensanträge, wovon allerdings nur ein einziger erfolgreich war.7 Im Jahr 2019 zerbrach die 
Regierung zwischen ÖVP und FPÖ infolge der Ereignisse des sogenannten Ibiza-Skan-
dals. Die Abgeordneten der Opposition gemeinsam mit der ehemaligen Regierungspar-
tei FPÖ sprachen der neugebildeten ÖVP-Regierung, die durch weitere Expert*innen 
ergänzt worden war, erfolgreich ihr Misstrauen aus. Misstrauensanträge sind demnach 
nur dann aussichtsreich, wenn Regierungsmehrheiten zerbrochen sind beziehungsweise 
Minderheitsregierungen ihre Unterstützung verloren haben. Dennoch werden auch bei 
stabilen Verhältnissen Misstrauensanträge eingebracht, da Oppositionsparteien so ein 
starkes politisches Signal senden können, welches in der Regel hohe mediale Aufmerk-
samkeit bekommt. Dies ist auch der Grund, warum sich in Misstrauensanträgen meist 
umfassende, formal nicht notwendige Begründungen des Antrages finden. Kommt 
es zu einem erfolgreichen Misstrauensantrag – das heißt der Antrag wurde von einer 
Mehrheit im Nationalrat unterstützt –, dann muss der*die Bundespräsident*in die Be-
troffenen des Amtes entheben.

In der parlamentarischen Praxis zeigt sich die Konfliktlinie nicht zwischen dem Na-
tionalrat auf der einen und der Regierung auf der anderen Seite. Vielmehr verläuft diese 
zwischen den Parteien der Regierung und den Parteien der Opposition. Darüber hin-
aus nützen Regierungsparteien den Nationalrat beziehungsweise die parlamentarische 
Arbeit, bei der sehr wohl noch weitreichende Änderungen stattfinden können, um den 
jeweils anderen Regierungspartner zu kontrollieren (Strøm et al. 2010 bzw. siehe dazu 
Imre et al. in diesem Band).

7	 Die Misstrauensanträge werden auf der Parlamentshomepage pro Gesetzgebungsperio-
de einzeln aufgelistet. Siehe dazu https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/SW/index.
shtml?jsMode=&xdocumentUri=&filterJq=&view=&GP=XXVII&SWEV=SWN&SW=40
435&SUCH=&listeId=237&LISTE=Anzeigen&FBEZ=FP_120 (18.05.2022).
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2.2 Der Bundesrat

2.1.1 Organisation und Arbeitsweise

Wie auch für den Nationalrat regelt die Bundesverfassung die grundsätzliche Struk-
tur und die Aufgaben für den Bundesrat (Art 34–37 B-VG). Die Geschäftsordnung, 
die rechtlich wie ein Bundesgesetz wirkt, bestimmt die Details im politischen Alltag 
des Bundesrates. Der Bundesrat kann seine Geschäftsordnung selbst abändern, aber 
braucht – ebenfalls wie der Nationalrat – dazu eine 2/3-Mehrheit bei Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Abgeordneten. Die Geschäftsordnung ist das Vorbild der 
Geschäftsordnungen der Landtage (Konrath 2020, 206).

Die Mitglieder des Bundesrates werden von den Landtagen entsandt und sitzen für 
die Dauer der jeweiligen Legislaturperiode des entsendenden Landtages im Bundesrat. 
Der Bundesrat erneuert sich somit fortlaufend (potenziell nach jeder Landtagswahl) 
und kennt keine eigene GP. Formal heißt das, dass der Bundesrat in Permanenz tagt. 
Bei der Wahl der Mitglieder des Bundesrates durch die Landtage sieht die Bundes-
verfassung wie so oft das Prinzip der Verhältniswahl vor, wobei festgelegt ist, dass die 
zweitstärkste Partei im Landtag mindestens ein Mandat erhalten muss. Auf Basis der 
Volkszählung wird dafür die Anzahl an österreichischen Staatsbürger*innen herangezo-
gen. In der Bundesverfassung ist nun geregelt, dass das an Staatsbürger*innen größte 
Land zwölf und die anderen Länder im Verhältnis ihrer Anzahl an Bürger*innen zur 
Bürger*innenzahl des größten Landes Mandate erhalten. Gleichzeitig muss das kleinste 
Bundesland zumindest drei  Sitze erhalten. Die Anzahl an Bundesratsmitgliedern ist 
damit leichten Schwankungen ausgesetzt und beträgt in der 27.  GP 61  Mitglieder. 
Das klingt komplex, lässt sich aber anhand eines Beispiels gut verdeutlichen. Die letz-
te Volkszählung aus dem Jahr 2011 ergab, dass im Land Niederösterreich 1.500.495 
Staatsbürger*innen leben und dieses damit das – gemessen an der Zahl der Staatsbür-
ger*innen – größte Bundesland ist. Diese Zahl ist die Bürger*innenzahl. Niederöster-
reich erhält als größtes Land zwölf Bundesrät*innen. Das zweitgrößte Bundesland ist 
Wien mit 1.341.855 Staatsbürger*innen. Setzt man diese beiden Bürger*innenzahlen 
ins Verhältnis (1.341.855/1.500.495=0,89), dann erhält Wien 89 % der Sitze von Nie-
derösterreich und damit elf Sitze im Bundesrat (0,98x12=10,7; wobei Reste über der 
Hälfte als voll gerechnet werden). Der Berechnungsmodus bestimmt die Anzahl der Sit-
ze im Bundesrat: Zöge man die Bevölkerungszahl und nicht die Staatsbürger*innenzahl 
zur Berechnung der Sitze im Bundesrat heran, so wäre Wien das größte Bundesland 
und hätte einen Sitz mehr. Die politische Vertretung ist aber, wie etwa auch das Wahl-
recht auf nationaler Ebene, an die Staatsbürger*innenschaft gekoppelt.

Die Funktionsperiode für die Mitglieder im Bundesrat beginnt mit ihrer Wahl im 
Landtag und endet mit der jeweiligen Landtagsgesetzgebungsperiode (zu den Ländern 
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siehe Dolezal/Fallend in diesem Band). Bundesrät*innen werden in ihrer ersten Sitzung 
im Bundesrat auf die Republik angelobt, genießen Immunität von ihren Landtagen, sind 
zur Teilnahme an Sitzungen im Plenum beziehungsweise in ihren Ausschüssen verpflich-
tet und besitzen ein freies Mandat. Wie auch im Nationalrat zeigt sich in der Praxis 
ein hohes Maß an Fraktionsdisziplin und damit ein einheitliches Abstimmungsverhalten 
innerhalb einer Fraktion. Nach der inhaltlichen Vorbereitung der Anträge in den Aus-
schüssen erfolgt der Beschluss im Plenum in der Regel durch Handzeichen oder Auf-
stehen. Der*die Präsident*in oder mindestens fünf  Bundesratsmitglieder können eine 
namentliche oder eine geheime Abstimmung verlangen. Mit Stimmenmehrheit können 
Einsprüche gegen Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates getroffen werden.

Fraktionen
Eine Fraktion ist ein Zusammenschluss von mindestens fünf Bundesrät*innen, die 

durch dieselbe Partei in den Bundesrat geschickt wurden. Sollten sich andere Mitglieder 
des Bundesrates oder eine geringere Anzahl an Mitgliedern zu einer Fraktion zusam-
menschließen wollen, dann bedarf es dafür eines Beschlusses des Bundesrates (§ 14 
GO-BR).

Ausschüsse
Die Debatten und Abstimmungen im Plenum werden auch im Bundesrat durch 

Ausschüsse vorbereitet. In der Regel entspricht die Abstimmung im Bundesrat dann 
auch jener in den Ausschüssen, deren Einsetzung und Zusammensetzung im Bundes-
rat mit Blick auf das Stärkeverhältnis der Fraktionen erfolgt. Die Ausschüsse werden 
entlang inhaltlicher Themen, ähnlich zu jenen in den Bundesministerien, gebildet. 
Ausschüsse entscheiden in der Regel mit einer einfachen Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, wobei mindestens die Hälfte der Ausschussmitglieder anwesend sein muss. 
Ausschussverhandlungen sind nicht-öffentlich (§ 13 GO-BR). Der Tätigkeitsbericht 
des Bundesrates über das erste Halbjahr 2021 listet 25 Ausschüsse auf.

Präsidium
Das Präsidium des Bundesrates besteht aus dem*der Präsidenten*Präsidentin, zwei 

Vizepräsident*innen sowie aus mindestens je zwei Schriftführer*innen und Ordner*in-
nen. Die Präsidentschaft wechselt halbjährlich zwischen den Bundesländern in alphabe-
tischer Reihenfolge und fällt jeweils jener Person zu, die an erster Stelle aus einem Land 
entsandt wurde. Im ersten Halbjahr 2021 führte das Land Steiermark den Bundesrat 
an, im zweiten Halbjahr 2021 übergab man an das Land Tirol. Die beiden nächsten 
Bundesländer für den Vorsitz sind demnach Vorarlberg und Wien. Der*die Präsident*in 
sorgt für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben und für die Achtung der Würde 
und Rechte des Bundesrates (§§ 6-7 GO-BR).
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2.2.2 Funktionen

Repräsentation und Kommunikation
Der Bundesrat repräsentiert als Länderkammer die einzelnen Bundesländer, wobei 

kleine Länder mit der Mindestzahl von drei Mitgliedern vergleichsweise überrepräsen-
tiert sind. Der Bundesrat glich sich im Laufe seiner Geschichte ein Stück weit mehr an 
die Soziodemographie der Wähler*innen an.

Kontrolle
Auch der Bundesrat besitzt Instrumente der politischen Kontrolle der Bundesregie-

rung, wenngleich es im Vergleich zum Nationalrat weniger sind. Es sind dies (1) die 
schriftlich oder mündlich einzubringenden parlamentarischen Anfragen an die Regie-
rung, (2) die Entschließungsanträge, in denen Mitglieder des Bundesrates die Regie-
rung – rechtlich nicht bindend – zum Handeln auffordern können, (3) das Recht die 
Anwesenheit von Regierungsmitgliedern zu verlangen sowie (4) die Berichtspflichten 
von der Regierung gegenüber dem Bundesrat (Parlament 2022b). Die Bundesregierung 
ist jedoch allein dem Nationalrat und nicht dem Bundesrat verantwortlich. Daraus 
folgt, dass dem Bundesrat gegenüber der Bundesregierung kein Misstrauensvotum zu-
steht. Die Bundesregierung kann gegen eine Mehrheit im Bundesrat regieren. Zudem 
erfolgt die Kontrolle der Nachrichtendienste ausschließlich in den Ständigen Unteraus-
schüssen des Nationalrates und auch etwaige Untersuchungsausschüsse können nur im 
Nationalrat eingesetzt werden.

Gesetzgebung
Die Bundesländer wirken über den Bundesrat an der Bundesgesetzgebung mit (§ 

20 GO-BR). Im Regelfall steht dem Bundesrat jedoch lediglich ein suspensives – das 
heißt aufschiebendes – Veto zu (siehe Abb. 1).8 Er erhält jeden Gesetzesbeschluss des 
Nationalrates und kann binnen acht Wochen einen begründeten Einspruch erheben. 
Der Bundesrat fasst seine Beschlüsse, sofern nicht anders bestimmt, bei Anwesenheit 
von mindestens einem Drittel seiner Mitglieder und unbedingter Mehrheit der abgege-
benen Stimmen. Die Abstimmungslogik erfolgt dabei in der Regel nach der jeweiligen 

8	 Ein absolutes Vetorecht besteht vor allem dann, wenn Verfassungsbestimmungen enthalten 
sind, die die Zuständigkeiten der Länder betreffen. Erst in zwei Fällen – Novelle zum Öko-
stromgesetz und Verankerung einer Schuldenbremse in der Bundesverfassung (beides 2019) 
– verhinderte der Bundesrat einen Beschluss endgültig. Die SPÖ konnte mit ihren Abge-
ordneten die notwendige 2/3-Mehrheit und so die Gesetze der damaligen ÖVP-FPÖ-Regie-
rung verhindern. Weiters zustimmungspflichtig sind Staatsverträge, die die Angelegenheiten 
des selbstständigen Wirkungsbereichs der Länder regeln beziehungsweise Beschlüsse, die den 
Bundesrat selbst betreffen (Parlament 2022b).
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Parteizugehörigkeit und nicht nach der jeweiligen Länderzugehörigkeit (Ucakar et al. 
2017, 115). Der Gesetzesbeschluss sowie der Einspruch des Bundesrates gehen sodann 
an den Nationalrat zurück und dieser kann einen Beharrungsbeschluss fassen, wobei in 
einem solchen Fall zumindest die Hälfte der Mitglieder anwesend sein müssen. Findet 
keine Handlung des Bundesrates statt und verstreicht die achtwöchige Frist, so gilt 
das Gesetz ebenfalls als beschlossen und wird in weiterer Folge beurkundet und kund-
gemacht.

3. Rahmenbedingungen und geschichtlicher Hintergrund

Dieser Abschnitt thematisiert die Gesetzgebungstätigkeit im Nationalrat sowie die Zu-
sammensetzung des Parlamentes in Bezug auf die deskriptive Repräsentation.9

3.2 Gesetzgebung im Wandel der Zeit

Im Laufe der letzten 20 Jahre hat der Anteil an Gesetzesinitiativen, die von den Abge-
ordneten des Nationalrates ausgehen, stark an Bedeutung gewonnen (siehe Tab. 3). Wa-
ren es in der 22. Gesetzgebungsperiode (2002–2006) noch 37 Prozent der Gesetzesini-
tiativen, die auf Abgeordnete zurückzuführen waren, so sind es in der derzeit laufenden 
27. Gesetzgebungsperiode 66 Prozent. Gleichzeitig ist der Anteil an Regierungsvorlagen 
über die Zeit zurückgegangen: von 52 Prozent (22. GP) auf 25 Prozent (27. GP). Aus 
der Zunahme an Gesetzesinitiativen lässt sich jedoch kein Bedeutungsgewinn des Na-
tionalrats gegenüber der Regierung ablesen. Regierungsvertreter*innen haben freilich 
die Möglichkeit, Anträge über „ihre“ Abgeordneten im Nationalrat einbringen zu lassen 
und so etwa auch ein vorparlamentarisches Begutachtungsverfahren zu umgehen (siehe 
dazu auch Schefbeck 2006, 152). Alle anderen Arten der Gesetzesinitiativen blieben 
über die Zeit stabil und ihre Bedeutung vergleichsweise gering.

Die Dominanz der Regierung im Gesetzgebungsprozess zeigt sich auch anhand der 
erfolgreich beschlossenen Gesetzesinitiativen, die in Tabelle 4 gezeigt werden. Der An-
teil beschlossener Regierungsvorlagen liegt in den dargestellten Gesetzgebungsperioden 
konstant über 90 Prozent. Vergleicht man dazu den Anteil beschlossener Vorlagen, die 
von den Abgeordneten eingebracht wurden, so sieht man, dass hier regelmäßig nur 
weniger als die Hälfte der Anträge auch beschlossen wurden. Während in der Regel 
Anträge von Abgeordneten von Regierungsparteien erfolgreich sind, scheitern jene 

9	 Eine geschichtliche Abhandlung über den Parlamentarismus findet sich in anderen Quellen 
wie beispielsweise bei Konrath (2017), von Beyme (2014) oder Schefbeck (2006).
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von den Abgeordneten der Oppositionsparteien. Oppositionsanträge werden oft im 
Ausschuss vertagt oder selbst dann abgelehnt, wenn sie Regierungsanliegen in identer 
Form beinhalten, auch um eine Behandlung auf der Tribüne des Nationalratsplenums 
zu verhindern (Konrath 2017, 569). Das illustriert einmal mehr, dass die Konfliktlinie 
nicht zwischen Regierung auf der einen und Nationalrat auf der anderen Seite, sondern 
zwischen Politiker*innen der Regierungsparteien und Politiker*innen der Oppositions-
parteien besteht.

Tab. 3	 Gesetzesinitiativen im Nationalrat

Abgeord-
nete

Aus-
schuss

Regie-
rung

Bundes-
rat

Volks
begehren

Sonstige Gesamt

XXVII. GP 
(seit 2019)
N 476 44 183 4 9 8 724

% 66 6 25 1 1 1 100

XXVI. GP 
(2017–2019)
N 298 14 117 2 3 2 436

% 68 3 27 0 1 0 100

XXV. GP 
(2013–2017)
N 434 21 331 2 2 6 796

% 55 3 42 0 0 1 100

XXIV. GP 
(2008–2013)
N 395 45 496 3 2 6 947

% 42 5 52 0 0 1 100

XXIII. GP 
(2006–2008)
N 241 20 176 2 0 5 444

% 54 5 40 0 0 1 100

XXII. GP 
(2002–2006)
N 270 45 374 4 3 29 725

% 37 6 52 1 0 4 100

Sonstige: Bundesrechnungsabschluss sowie Einspruch des Bundesrates; Abweichung von  
100 %=Rundungsfehler; Stand: 23.02.2022.
Quelle: Parlamentsdirektion.
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Tab. 4	 Gesetzesinitiativen im Nationalrat

XXVII. GP 
(seit 2019)

XXVI. GP 
(2017–
2019)

XXV. GP 
(2013–
2017)

XXIV. GP 
(2008–
2013)

XXIII. GP 
(2006–
2008)

XXII. GP 
(2002–
2006)

Gesamt

Abgeordnete 476 298 434 395 241 270 2.114

Davon   
beschlossen

205 
(43%)

76 
(26%)

114 
(26%)

120 
(30%)

49 
(20%)

115 
(43%)

679 
(32%)

Davon  
einstimmig

69 
(34%)

25 
(33%)

39 
(34%)

61 
(51%)

17 
(35%)

64 
(56%)

275 
(41%)

Ausschuss 44 14 21 45 20 45 189

Davon  
beschlossen

42 
(95%)

14 
(100%)

21 
(100%)

43 
(96%)

20 
(100%)

40 
(89%)

180 
(95%)

Davon  
einstimmig

13 
(31%)

1 
(7%)

3 
(14%)

15 
(35%)

8 
(40%)

25 
(63%)

65 
(36%)

Regierung 183 117 331 496 176 374 1.677

Davon  
beschlossen

171 
(93%)

115 
(98%)

327 
(99%)

478 
(96%)

161 
(91%)

365 
(98%)

1.617 
(96%)

Davon  
einstimmig

68 
(40%)

30 
(26%)

88 
(27%)

167 
(35%)

61 
(38%)

176 
(48%)

590 
(36%)

Bundesrat  4 2 2 3 2 4 17

Davon  
beschlossen

0 
( 0%)

0 
(0%)

1 
(50%)

2 
(67%)

0 
(0%)

0 
(0%)

3 
(18%)

Davon  
einstimmig

0 
(-)

0 
(-)

0 
(0%)

0 
(0%)

0 
(-)

0 
(-)

0 
(0%)

Volks
begehren

9 3 2 2 0 3 17

Davon  
beschlossen

0 
(0%)

0 
(0%)

0 
(0%)

0 
(0%)

0 
(0%)

0 
(0%)

0 
(0%)

Davon  
einstimmig

0 
(-)

0 
(-)

0 
(-)

0 
(-)

0 
(-)

0 
(-)

0 
(-)

Sonstige 8 2 6 6 5 29 56

Davon  
beschlossen

3 
(38%)

2 
(100%)

5 
(83%)

5 
(83%)

2 
(40%)

4 
(14%)

21 
(38%)

Davon  
einstimmig

1 
(33%)

1 
(50%)

0 
(0%)

0 
(0%)

0 
(0%)

0 
(0%)

2 
(10%)

Sonstige: Bundesrechnungsabschluss sowie Einspruch des Bundesrates: Lesebeispiel: In der 27.  GP wurden 
bislang 476 Gesetzesinitiativen durch Abgeordnete eingebracht. Von diesen 476 Gesetzesinitiativen wurden 
205 – das sind 43 Prozent – beschlossen. Stand: 23.02.2022.
Quelle: Parlamentsdirektion.
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Die Anträge der Ausschüsse, die in ihrer Besetzung dem Mehrheitsverhältnis des Na-
tionalrates entsprechen, werden, wie Regierungsvorlagen, fast durchgängig beschlossen. 
Der geringe Anteil umgesetzter Gesetzesinitiativen aus dem Bundesrat unterstreicht 
erneut den geringen Einfluss des Bundesrates auf den Gesetzgebungsprozess. Auch 
Einsprüche des Bundesrates, welche hier mit den Bundesrechnungsabschlüssen unter 
Sonstige zusammengefasst sind, werden in der Regel nicht beschlossen.10 Zu keinen 
Beschlüssen haben die Gesetzesinitiativen aus den im Nationalrat behandelten Volks-
begehren geführt (auch wenn nicht alle Inhalte aus einem Volksbegehren einen Geset-
zesbeschluss brauchen, wie etwa die Einrichtung des Klimarates im Jahr 2022, der auch 
bereits im Klimavolksbegehren gefordert wurde, gezeigt hat).

Die Einstimmigkeit liegt bei Beschlüssen von Regierungsvorlagen im Schnitt bei 
rund 36 Prozent, bei jenen von Abgeordneten bei rund 40 Prozent. Das sind, verglichen 
mit jenen Werten aus den 1970er- bis Mitte der 1980er-Jahre, niedrige Werte (Schef-
beck 2006, 152).

3.2 Entwicklung der deskriptiven Repräsentation

Die Parlamentarier*innen repräsentieren die politischen Interessen der Gesellschaft. Im 
Sinne der deskriptiven Repräsentation sollen sie auch hinsichtlich soziodemographi-
scher Merkmale ein Abbild der Wahlberechtigten darstellen. Tabelle 5 beleuchtet die 
Entwicklung der Merkmale Geschlecht, Alter sowie akademischer Titel der Parlamenta-
rier*innen. Am deutlichsten ist zu erkennen, dass beide Parlamentskammern im Laufe 
ihrer Geschichte weiblicher geworden sind. Zu Beginn der Zweiten Republik (5. GP) 
saßen gerade einmal knapp sechs Prozent Frauen im Nationalrat, in der aktuell lau-
fenden 27. Gesetzgebungsperiode sind es bereits 39 Prozent. Dennoch entspricht der 
gestiegene Frauenanteil nicht der Verteilung unter den Wahlberechtigten, bei denen 
Frauen einen Anteil von rund 52 Prozent ausmachen (Perlot 2021). Hinsichtlich des 
Alters der Parlamentarier*innen liegt ihr Altersschnitt über jenem der Wahlberechtigten 
und dies hat sich im Laufe der Zeit auch nur geringfügig gebessert. Deutlich unter-
repräsentiert sind Menschen unter 30 Jahren sowie Menschen über 60 Jahren. Dieser 
Befund gilt für beide Kammern des Parlaments, wobei die Mitglieder des Bundesrates 
im Schnitt noch ein wenig älter sind als jene des Nationalrates (Perlot 2021). Besonders 
deutlich ist der Unterschied zwischen Repräsentierten und Repräsentant*innen hin-

10	 Von insgesamt 2.922 Nationalratsbeschlüssen mit Einspruchsrecht des Bundesrates erhob der 
Bundesrat in lediglich 33 Fällen einen Einspruch (22. GP bis Jänner 2022). In weiterer Folge 
verfasste der Nationalrat in 29  Fällen einen Beharrungsbeschluss, drei  Fälle würden nicht 
weiterverfolgt und ein Fall wurde abgeändert (Parlament 2022b).
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4. Einordnung des österreichischen Falls

Zur Einordnung sollen (1) die Stärke der Legislative, (2) das Verhältnis der Kammern 
zueinander sowie (3) die Abgeordneten selbst in (ausgewählten) OECD-Mitgliedslän-
dern verglichen werden. Für einen internationalen Vergleich ist es sinnvoll, auf Indizes 
zurückzugreifen, die anhand vorgegebener Kategorien, politische Institutionen ver-
gleichbar machen.

Tab. 6	 Stärke der Legislativen im Vergleich

PPI WLPS 2. Kammer HB-Index

Österreich 0,72 5,08 Ja 0,48

Deutschland 0,84 5,93 Ja 0,98

Frankreich 0,56 4,08 Ja 0,16

Großbritannien 0,78 5,50 Ja 0,5

Ungarn 0,75 5,31 Nein -

USA 0,62 4,68 Ja 1

OECD-Schnitt 0,70 5,05 52,6% 0,63

PPI (Parliamentary Powers Index), WLPS (Weighted Legislative Powers Score), HB-Index (Heller und 
Branduse-Index).
Quelle: PPI (Fish/Kroenig 2009), WLPS (Desposato 2012), 2. Kammer/HB-Index (Heller/Branduse 2014).

Möchte man die Stärke der Legislativen vergleichen, so lohnt sich auch heute noch ein 
Blick auf den Parliamentary Powers Index (PPI) von Fish und Kroenig (2009). Die 
Autoren entwickelten einen Fragekatalog, der 32 mögliche Machtbefugnisse („powers“) 
von Legislativen umfasst. Darunter beispielsweise die Fragen, ob die Legislative den*die 
Regierungschef*in ernennen kann oder die Abgeordneten vor behördlicher Verfolgung 
immun sind. Diesen verschickten sie rund um das Jahr 2005 an Expert*innen in insge-
samt 158 Ländern mit der Bitte um Auskunft, welche Machtbefugnisse in einem Land 
vorhanden sind. Für die Berechnung des PPI dividierten sie schließlich die jeweils in 
einem Land vorhandenen Machtbefugnisse durch die 32 möglichen Machtbefugnisse. 
Der PPI variiert von 0 (=schwächste Legislative) bis 1 (=stärkste Legislative). Trotz seiner 
häufigen Verwendung in internationalen Forschungsprojekten gibt es auch wesentliche 
Kritik am PPI. Insbesondere kritisierten Autor*innen, dass die Machtbefugnisse der Le-
gislativen alle als gleich wichtig betrachtet werden (Desposato 2012). Die Autor*innen 
Chernykh et al. (2017) entwickelten deshalb den Weighted Legislative Powers Score 
(WLPS). Aufbauend auf dem PPI führten sie im Jahr 2014 eine neue Umfrage unter Ex-
pert*innen durch und baten diese, die Relevanz der einzelnen Machtbefugnisse des PPIs 
einzustufen. Der neue Index gewichtet nun die vorhandenen Machtbefugnisse nach 
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Tabelle 7 zeigt schließlich, dass Österreich einen im OECD-Schnitt hohen Frauenanteil 
im Nationalrat aufweist. Auch in der Altersstruktur liegt Österreich tendenziell näher 
an der Bevölkerungsstruktur als andere Länder.

5. Herausforderungen für die Zukunft

Das Parlament mit seinen zwei Kammern Nationalrat und Bundesrat ist und bleibt das 
Herzstück der österreichischen repräsentativen Demokratie. Dennoch wird es sich auch 
in den nächsten Jahren weiterentwickeln (müssen). Der künftige Reformdruck steht 
dabei weiterhin im direkten Zusammenhang mit Veränderungen in der Gesellschaft, 
die sich in einem Parteiensystem mit einer größeren Anzahl an Parteien ausdrücken.

Bis in die 1980er-Jahre war das Parlament von einer Dominanz der beiden Parteien 
ÖVP und SPÖ geprägt. Erst in weiterer Folge – insbesondere mit dem Erstarken der 
FPÖ, dem Eintritt der GRÜNEN und zuletzt der NEOS – wurde das parlamentarische 
Geschehen bunter und damit auch die Herausforderungen, notwendige Anpassungen 
an eine gestiegene Anzahl an politischen Akteur*innen vorzunehmen, dringender. In 
der Zeit zwischen 1986 und 2016 kam es beispielsweise zu zwanzig Änderungen der 
Geschäftsordnung des Nationalrates (Konrath 2017, 566). Die steigende Bereitschaft 
zum Wechselwählen und zur Wahl neuer Parteien lassen den Schluss zu, dass auch 
künftig mit fünf und mehr Parteien im Nationalrat zu rechnen ist. Die Besetzung der 
Ausschüsse und die Organisation der Arbeit in selbigen stellt aber bereits heute nicht 
nur kleinere Klubs vor große Herausforderungen (Konrath 2017, 572). Mehr Partei-
en im Nationalrat bedeuten auf der anderen Seite aber auch eine Chance auf mehr 
politische Macht für jene Oppositionsparteien, die der Regierung eine bei Verfassungs-
materien notwendige 2/3-Mehrheit verschaffen können. Seit der 24. GP (2008–2013) 
haben die Regierungsparteien keine solche Mehrheit mehr und müssen bei Beschlüssen 
mit einem weiteren Partner verhandeln.

Zuletzt still geworden ist es um die immer wiederkehrende Reformdiskussion rund 
um den Bundesrat. Dieser wurde seit seinem Bestehen kontrovers – von einer Stärkung 
auf der einen Seite bis hin zu einer Abschaffung auf der anderen Seite – debattiert (z.B.  
Bussjäger/Weiss 2004; Pelinka 2007). Gestärkt wurde die Länderkammer durch Ent-
wicklungen auf europäischer Ebene. Der Vertrag von Lissabon ermöglichte den Länder-
kammern der Mitgliedsstaaten Mitwirkungsrechte bei der Politikgestaltung (Galiciani 
2011). Gleichzeitig brachte die zunehmende Parteienvielfalt auch eine neue Dynamik 
in die Politikgestaltung im Bundesrat, da sich Mehrheiten zwischen Bundesrat und Na-
tionalrat unterschieden. Diese Entwicklungen auf europäischer und nationaler Ebene 
werden die Frage nach der Zukunft des Bundesrates im österreichischen politischen 
System bald wieder auf die Tagesordnung bringen.
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Unter dem Begriff der deskriptiven Repräsentation wird insbesondere die Verteilung 
politischer Macht zwischen Männern und Frauen verstanden, aber auch die Alters-
struktur ist in diesem Zusammenhang ein wesentlicher Punkt. Der Anteil an weib-
lichen Parlamentarier*innen ist über die Zeit gestiegen, aber eine 50/50-Verteilung ist 
derzeit noch nicht vorhanden. Das gilt insbesondere, wenn nicht nur die Verteilung von 
Sitzen, sondern auch die Verteilung von politischen Positionen im Parlament betrachtet 
wird. Damit eng in Zusammenhang steht die Altersstruktur der Parlamentarier*innen, 
die deutlich von jener der Wähler*innen abweicht. 

Schlussendlich wird es für die Parlamentarier*innen im Sinne der Stabilität des poli-
tischen Systems darum gehen, das Vertrauen in die Institution Parlament zu stärken. 
Im Winter 2022 gaben nur 45 Prozent der Befragten im Rahmen der repräsentativen 
Eurobarometerstudie an, dem Parlament eher zu vertrauen, während 50 Prozent anga-
ben, dies eher nicht zu tun. Diese Zahlen sind nur im Vergleich zum EU-Schnitt (36 % 
eher vertrauen, 58 % eher nicht vertrauen) sowie im Vergleich zur nationalen Regie-
rung (38 % eher vertrauen und 57 % eher nicht vertrauen) positiv lesbar (Europäische 
Kommission 2022). Davon abgesehen beinhalten sie einen klaren Arbeitsauftrag für die 
Zukunft, das Vertrauen in das Parlament zu stärken.
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wenn beide Koalitionen eine Mehrheit im Parlament hätten. Die Partei mit den meisten 
Koalitionsoptionen ist dabei die Medianpartei, von der aus es links und rechts keine 
parlamentarische Mehrheit gibt. Diese wird für alle ideologisch kompakten Koalitionen 
benötigt und nimmt daher im Regierungsbildungsprozess eine wichtige Rolle ein.

Orientieren sich Parteien rein an politischen Inhalten, ist auch die Bildung von 
Minderheitsregierungen theoretisch erklärbar. Obwohl diese per definitionem keine 
Mehrheit der Sitze im Parlament kontrollieren, können Minderheitsregierungen stabil 
regieren, wenn sie für ihre Vorhaben parlamentarische Mehrheiten finden. Sie können 
sich also für jedes Gesetzesvorhaben Unterstützung im Parlament suchen oder sie ent-
scheiden sich dazu, mit einer oder mehreren Parteien langfristige Partnerschaften ein-
zugehen (Strøm 1990). Zuletzt haben Analysen gezeigt, dass Minderheitsregierungen 
genauso stabil (Krauss/Thürk 2021) und genauso effektiv (Thürk 2021) sein können 
wie Mehrheitsregierungen, vor allem dann, wenn sie auf langfristige Partnerschaften 
mit anderen Parteien im Parlament setzen. Solche Konstellationen werden häufig auch 
als versteckte Mehrheitsregierungen bezeichnet (Strøm 1990).

Der Regierungsbildungsprozess, also die Zeit bis zur Bildung einer neuen Regierung 
(nach Wahlen oder dem Scheitern einer Vorgängerregierung), kann einige Zeit in An-
spruch nehmen. Beobachter*innen der österreichischen Politik kennen die teils zähen 
Koalitionsverhandlungen, sodass zwischen einer Nationalratswahl (oder dem Scheitern 
der Vorgängerregierung) und der Ernennung einer neuen Regierung oft mehrere Wo-
chen oder sogar Monate vergehen können. Manchmal scheitern auch Versuche, eine 
Koalition zu schmieden, wie zum Beispiel nach der Nationalratswahl 1999 und der 
Bildung der schwarz-blauen Regierung Schüssel I.

Während des Regierungsbildungsprozesses verhandeln die potenziellen Koalitions-
partner darüber, wie man das gemeinsame Regieren gestalten möchte. Ein wichtiger 
Streitpunkt bei der Bildung von Koalitionsregierungen ist die Verteilung von Ämtern 
und konkreten Politikvorhaben. Dazu gehören neben Posten in staatsnahen Betrieben, 
öffentlich-rechtlichen Medien, der EU-Kommission und Zentralbanken (Ennser-Jede-
nastik 2013 & 2014) vor allem die Verteilung der Ministerien und deren Verantwor-
tungsbereiche (Portfolios). Betrachtet man die Ministerialverteilung, dann lässt sich 
eine Seltenheit in den Sozialwissenschaften beobachten: ein empirischer Zusammen-
hang der so stark ist, dass er häufig als „Gesetz“ betitelt wird, nämlich Gamson’s Ge-
setz (Gamson 1961). Es besagt, dass die Parteien in Koalitionsregierungen Ministerien 
proportional zu ihrer Stärke innerhalb der Koalition erhalten. Trägt eine Partei also bei-
spielsweise sechzig Prozent der Sitze zur Koalition bei, so wird sie auch ungefähr sechzig 
Prozent der Ministerien erhalten. Allerdings ist dieser Ansatz nicht dazu in der Lage, 
politische Präferenzen von Parteien miteinzubeziehen. Parteien wollen, im Regelfall, 
nicht einfach nur irgendwelche Ministerien, sondern sie haben spezifische Ministerien, 
die für sie besonders interessant sind. Grüne Parteien, zum Beispiel, haben ein großes 
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anderen hat sich auch gezeigt, dass sich sowohl die Existenz als auch die Länge von Ko-
alitionsverträgen positiv auf die Lebensdauer von Koalitionen auswirken (Krauss 2018; 
Saalfeld 2008).

Daneben können Koalitionspartner eine*n zuständige*n Minister*in auch auf ande-
re Arten kontrollieren. Beispielsweise können Staatssekretär*innen von einer anderen 
Koalitionspartei als der Partei des*der Ministers*Ministerin eingesetzt werden (Lips-
meyer/Pierce 2011). Die Idee dahinter ist, dass diese Staatssekretär*innen zusätzliche 
Befugnisse und Einblicke in die Arbeit des Ministeriums haben und dadurch potenziell 
die Minister*innen dazu bringen können, bei den Koalitionskompromissen zu blei-
ben (Müller/Meyer 2010). Einer ähnlichen Logik folgend können Regierungspartei-
en Ministerien mit ähnlichen Verantwortungsbereichen (z.B. Wirtschaft und Soziales) 
mit Minister*innen unterschiedlicher Parteizugehörigkeit besetzen, um die Arbeit des 
jeweiligen Koalitionspartners zu überwachen (Fernandes et al. 2016). In Österreich 
werden solche Ministerien als Spiegelministerien bezeichnet. Die Regierungsparteien 
können auch Koalitionsausschüsse, üblicherweise mit Vertreter*innen des Parlaments 
sowie der Regierung, als informelle Entscheidungsgremien der Koalition einsetzen. 
Diese können von den Parteien dazu genutzt werden, das Regieren generell zu organi-
sieren (Miller 2011). Dies geschieht durch das Sammeln von Informationen innerhalb 
der Ausschüsse (Moury 2013) und durch Koordination, um Konflikte zwischen den 
Regierungsparteien zu lösen oder sogar zu antizipieren (Andeweg/Timmermans 2008).

Im Folgenden werden wir Regierungsbildungsprozesse in Österreich untersuchen. 
Wir kontextualisieren dabei den Prozess der Regierungsbildung und die Verhandlungs-
ergebnisse sowohl historisch (ab der Nachkriegszeit) wie auch im internationalen Ver-
gleich.

2. Gegenwärtige Situation

Die zunehmende Fragmentierung des Parteiensystems und die Relevanz neuer poli-
tischer Konfliktlinien in den letzten Jahrzehnten (siehe dazu Jenny in diesem Band) 
haben auch Auswirkungen auf den Regierungsbildungsprozess gehabt. Die Dominanz 
der beiden großen Volksparteien SPÖ und ÖVP wurde durchbrochen, neue Koalitions-
optionen entstanden und Regierungsbildungsverhandlungen sind insgesamt komplexer 
geworden und von größerer Unsicherheit geprägt.

Als Wendepunkt kann beispielhaft die Regierungsbildung nach der Nationalratswahl 
1999 herangezogen werden (Müller 2021, 50 f.). Die SPÖ wurde stärkste Kraft, schloss 
aber vor der Wahl eine Koalition mit der FPÖ aus. Die ÖVP landete knapp hinter den 
Freiheitlichen auf Platz drei und hatte für diesen Fall den Gang in die Opposition ange-
kündigt. Mit diesen Festlegungen war die Regierungsbildung entsprechend schwierig. Die 
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Die relativ langen Verhandlungen sind auch dadurch bedingt, dass im Regierungs-
bildungsprozess viele Vereinbarungen in einem Koalitionsvertrag kodifiziert werden. 
Solche Vereinbarungen sind auch in anderen Ländern keine Seltenheit, allerdings sind 
Koalitionsverträge in Österreich sehr detailliert. Der Koalitionsvertrag zwischen ÖVP 
und GRÜNEN, der 2020 geschlossen wurde, umfasst insgesamt zirka 66.000 Wörter 
(das entspricht in etwa elf Kapiteln dieses Buches). Andere Koalitionsverträge der 
jüngeren Vergangenheit waren ähnlich umfassend, es gibt, wie auch in Abbildung 1 
ersichtlich, sowohl in Österreich als auch in vielen weiteren europäischen Staaten, 
einen Trend zu immer längeren Koalitionsabkommen. In diesen Verträgen werden 
nicht nur Grundprinzipien gemeinsamer Politik erläutert, sondern oft ganz konkrete 
Vorhaben der zukünftigen Zusammenarbeit genannt (etwa die Einführung eines ös-
terreichweiten Verbundtickets um drei Euro pro Tag, Koalitionsvertrag 2020, 122). 
Solche Vorgaben schränken nicht nur den Gestaltungsfreiraum der Minister*innen 
ein, sondern erhöhen auch die Verbindlichkeit für die übrigen Koalitionsparteien.

Neuere Forschung hat bereits analysiert, welche Anliegen es eher in den Koalitions-
vertrag schaffen. Parteien widmen sich im Koalitionsvertrag vor allem solchen Themen, 
bei denen ein hohes Konfliktpotenzial zwischen den Koalitionsparteien herrscht (Klü-
ver/Bäck 2019). Für Österreich wurde gezeigt, dass beispielsweise auch die Verteilung 
von Minister*innenposten einen Einfluss auf die Adaption im Koalitionsvertrag hat: 
Bekommt die Partei das dazugehörige Ministerium, dann ist es wahrscheinlicher, dass 
es ihr Wahlversprechen auch in den Koalitionsvertrag schafft (Schermann/Ennser-Je-
denastik 2014b).
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Tab. 2	 Regierungen in Österreich, 1945–2020

Name Bildung Auflösung Regierungs-
dauer

Regierungs-
parteien

Bildungsdauer

Figl I 20.12.1945 20.11.1947 700 ÖVP, SPÖ, 
KPÖ

25

Figl II 20.11.1947 09.10.1949 689 ÖVP, SPÖ 0

Figl III 08.11.1949 22.02.1953 1.202 ÖVP, SPÖ 30

Raab I 02.04.1953 13.05.1956 1.137 ÖVP, SPÖ 39

Raab II 29.06.1956 10.05.1959 1.045 ÖVP, SPÖ 47

Raab III 16.07.1959 11.04.1961 635 ÖVP, SPÖ 67

Gorbach I 11.04.1961 18.11.1962 586 ÖVP, SPÖ 0

Gorbach II 27.03.1963 02.04.1964 372 ÖVP, SPÖ 129

Klaus I 02.04.1964 25.10.1965 571 ÖVP, SPÖ 0

Klaus II 19.04.1966 01.03.1970 1.412 ÖVP 176

Kreisky I 21.04.1970 10.10.1971 537 SPÖ 51

Kreisky II 04.11.1971 05.10.1975 1.431 SPÖ 25

Kreisky III 28.10.1975 06.05.1979 1.286 SPÖ 23

Kreisky IV 05.06.1979 24.04.1983 1.419 SPÖ 30

Sinowatz 24.05.1983 16.06.1986 1.119 SPÖ, FPÖ 30

Vranitzky I 16.06.1986 23.11.1986 160 SPÖ, FPÖ 0

Vranitzky II 21.01.1987 07.10.1990 1.355 SPÖ, ÖVP 59

Vranitzky III 17.12.1990 09.10.1994 1.392 SPÖ, ÖVP 71

Vranitzky IV 29.11.1994 17.12.1995 383 SPÖ, ÖVP 51

Vranitzky V 12.03.1996 15.01.1997 309 SPÖ, ÖVP 86

Klima 15.01.1997 03.10.1999 991 SPÖ, ÖVP 0

Schüssel I 04.02.2000 24.11.2002 1.024 ÖVP, FPÖ 124

Schüssel II 28.02.2003 01.10.2006 1.311 ÖVP, FPÖ 96

Gusenbauer 11.01.2007 28.09.2008 626 SPÖ, ÖVP 102

Faymann I 02.12.2008 29.09.2013 1.762 SPÖ, ÖVP 65

Faymann II 16.12.2013 09.05.2016 875 SPÖ, ÖVP 78

Kern 17.05.2016 15.10.2017 516 SPÖ, ÖVP 8

Kurz I 18.12.2017 22.05.2019 525 ÖVP, FPÖ 64

Kurz II 22.05.2019 28.05.2019 7 ÖVP 0

Löger 28.05.2019 03.06.2019 8 ÖVP 0

Bierlein 03.06.2019 07.01.2020  216 - 0

Quelle: Hellström et al. (2021); ergänzt durch die Autor*innen.
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über Abmachungen im Koalitionsabkommen hinwegzusetzen, lehnte die Parteiführung 
eine Koalitionsteilnahme ab und ging in Opposition. So kam es zur ersten (und bis-
her einzigen) Einparteienregierung der ÖVP (Müller 1999). Aus der Wahl 1970 ging 
dann die SPÖ als stärkste Kraft hervor, wobei sie eine absolute Mehrheit im Parlament 
verpasste. Wieder verhandelten SPÖ und ÖVP, aber schließlich bildete die SPÖ unter 
Bundeskanzler Bruno Kreisky eine Einparteien-Minderheitsregierung, die von der FPÖ 
parlamentarisch gestützt wurde (Müller 2011). Bei den folgenden drei Nationalrats-
wahlen (1971, 1975 und 1979) erreichte die SPÖ jeweils eine absolute Mehrheit der 
Sitze und regierte alleine weiter.

3.3 Neue (und alte) Koalitionsoptionen

Die nächste Zäsur kam mit der Nationalratswahl 1983. Zwar blieb die SPÖ stärkste 
Partei, verlor aber die (knappe) absolute Mehrheit an Sitzen. Obwohl sie parallel mit 
der ÖVP und der FPÖ verhandelte, war eine Koalition mit der FPÖ die klar präferier-
te Option. Die SPÖ-FPÖ Koalitionen unter Bundeskanzler Fred Sinowatz (1983 bis 
1986) und, nach dessen Rücktritt, Franz Vranitzky (Juni bis November 1986) waren 
die bislang einzigen Koalitionen zwischen SPÖ und FPÖ auf Bundesebene. Nach der 
Wahl Jörg Haiders zum Parteivorsitzenden der FPÖ und dem damit erwartbaren Rich-
tungswechsel der Partei scheiterte die Koalition und es kam zu Neuwahlen.

In der Folge regierten SPÖ und ÖVP wieder gemeinsam in Großen Koalitionen. Die 
Zusammenarbeit der beiden Parteien in den 1980er- und 1990er-Jahren unterschied 
sich aber wesentlich von der in den Nachkriegsjahren. Erstens hatte in der ersten Phase 
der Großen Koalitionen die ÖVP dominiert, in allen Wahlen mehr Parlamentssitze 
als die SPÖ erreicht und daher immer den Bundeskanzler gestellt.14 In dieser zweiten 
Phase war es nun umgekehrt und die SPÖ konnte immer den Kanzler stellen. Zweitens 
gerieten beide Parteien elektoral unter Druck. Konnten sie 1986 noch über 84 Prozent 
der Wähler*innen hinter sich vereinen, waren es 1999 nur noch knapp 60 Prozent. Im 
Gegenzug erstarkte die FPÖ (von 5 % 1983 auf 26,9 % 1999) und mit den GRÜNEN 
zog 1986 eine neue Partei in den Nationalrat ein. Auch die Zusammenarbeit der bei-
den Parteien unterschied sich von derjenigen in der ersten Phase Großer Koalitionen. 
Die Koalitionsverträge wurden nicht nur länger, sie enthielten zunehmend detaillierte 
Politikvorhaben, auf die sich die Parteien in langen Koalitionsvereinbarungen geeinigt 
hatten (siehe Abb. 1).

14	 Bei der Nationalratswahl 1959 hatte die SPÖ zwar mehr Stimmen erhalten, die ÖVP erhielt 
dennoch einen Sitz mehr.
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Ab den 1990er-Jahren wird von einer postmodernen Phase des Wahlkampfs ge-
sprochen. Diese ist von einer multimedialen Angebotsvielfalt an Informationskanälen 
und Programmen gekennzeichnet (Plasser/Ulram 2004). Dazu zählt zum einen die 
Verbreitung des Kabel- und Satellitenfernsehens verbunden mit sinkenden Marktan-
teilen des ORF, aber auch die steigende Zahl an Internetnutzer*innen in Österreich. 
Während dieser Phase kam es zur steigenden Fragmentierung der politischen Kommu-
nikation, die eine zielgruppenorientierte Kommunikation von politischen Botschaften 
ermöglicht (Norris 2000). Parteien greifen für die Planung ihrer Kampagnen in noch 
stärkerem Maße auf Umfragen, Fokusgruppen und PR-Berater*innen zurück. Auf Sei-
te der Wähler*innen nimmt die Zahl der Parteimitglieder und Personen mit starker 
Parteiidentifikation weiter ab, während der Anteil an Wechselwähler*innen zunimmt. 
Entsprechend rücken kurzfristige Entscheidungsfaktoren wie die Einstellungen der 
Wähler*innen gegenüber Themen und Kandidat*innen stärker in den Vordergrund.

Zusätzlich zu den oben beschriebenen drei Phasen der Wahlkampfkommunikation 
wird in der neueren Literatur ein „fourth age of political communication“ identifiziert 
(Blumler 2013; Magin et al. 2017). Durch die extreme Zunahme an Programmkanälen 
sowie On-Demand Plattformen und Streamingdiensten ist es zunehmend schwerer für 
Parteien, die Wähler*innen zu erreichen. Deswegen werden auch in Österreich in zu-
nehmendem Maße Social-Media-Plattformen (wie Facebook oder Instagram) genutzt, 
die es den Parteien ermöglichen, die Wähler*innen direkt anzusprechen. Mithilfe so-
zialer Medien können Parteien außerdem ihre Inhalte und Botschaften gezielt an be-
stimmte Zielgruppen verbreiten, zum Beispiel basierend auf dem Geschlecht, Alter oder 
Wohnort der Wähler*innen.

4. Einordnung des österreichischen Falls

4.1 Fluidität von Wählermärkten im Vergleich

Im Vergleich mit anderen entwickelten Demokratien folgt Österreich allgemein den in-
ternationalen Langfristtrends hin zu einer zunehmenden Entkoppelung von Wähler*in-
nen und Parteien, einer zunehmenden Fragmentierung des Parteiensystems und einer 
zunehmend professionalisierten Wahlkampfführung. International ist beispielsweise zu 
beobachten, dass der Trend zu späten Wahlentscheidungen, die erst im Wahlkampf ge-
troffen werden, zugenommen hat (Dalton et. al. 2002), und ein beträchtlicher Anteil 
von Wähler*innen sich erst in den letzten Wochen und Tagen vor der Wahl entscheiden.
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Zusammenhang mit einer politischen Institution oder dem elektoralen Prozess stehen. 
Beispiele hierfür sind die Teilnahme an Demonstrationen, „Boycotting“ oder „Buycot-
ting“ von Produkten oder auch das Unterzeichnen von Petitionen. Wesentlich ist, dass 
all diese nicht-institutionellen Formen ein politisches Ziel haben müssen. Das reine 
Boykottieren einer bestimmten Marke, weil einem diese zum Beispiel nicht gefällt, ist 
allein freilich keine Form von politischer Partizipation.

Da gerade Formen der nicht-institutionellen Partizipation stetig zunehmen und es 
nicht immer klar zu unterscheiden ist, welche neue Form politisch oder nicht politisch 
ist, hat van Deth (2014, 354–360) eine Minimaldefinition sowie Regeln entworfen, 
die uns bei der Entscheidung, ob etwas als nicht-institutionelle politische Partizipation 
gewertet werden kann oder nicht, helfen sollen. Erstens sollte es sich dabei um ein Ver-
halten handeln. Zweitens sollte dieses Verhalten freiwillig sein. Drittens soll die Aktivi-
tät von einem*einer Wähler*in – also nicht von Politiker*innen, Lobbyist*innen oder 
Beamt*innen – ausgeführt werden. Letztlich muss sich die Aktivität an die Regierung, 
den Staat oder die Politik richten. Sie muss sich also in der gesellschaftlichen Sphäre 
des Politischen befinden. Diese vier Grundregeln sollen uns dabei helfen zu definieren, 
ob in der Schnelllebigkeit unserer Gesellschaft etwas als politische, nicht-institutionelle 
Partizipation definiert werden kann oder nicht. Dies ist insbesondere wichtig, da mit 
dem Aufkommen sozialer Medien auch eine Vielfalt neuer politischer Partizipations-
formen (oder eben nicht) entstanden ist.

Im folgenden Kapitel wird die gegenwärtige Situation der politischen Partizipation 
und deren beliebteste Formen (Parteimitgliedschaft, Nutzen von direktdemokratischen 
Instrumenten, Demonstrationen und Petitionen) in Österreich näher beleuchtet. Des 
Weiteren werden aktuelle Forschungsergebnisse zu dieser Thematik vorgestellt. An-
schließend, in Abschnitt 3. dieses Kapitels, werden die Rahmenbedingungen und der 
geschichtliche Hintergrund verschiedener Formen politischer Partizipation besprochen. 
Zuletzt soll Österreich noch in den internationalen Kontext eingebettet werden, indem 
es mit weiteren europäischen Ländern verglichen wird.

2. Gegenwärtige Situation

Lange Zeit galt die Teilnahme an politischen Wahlen als die Kernform der politischen 
Partizipation in Österreich. Doch seit geraumer Zeit befindet sich der Anteil der Wäh-
lenden in Österreich in einem Abwärtstrend (BMI 2019). Dies ist insbesondere prob-
lematisch, weil die politische Wahlteilnahme der Bürger*innen als ein Zeichen der De-
mokratiequalität gewertet wird (Franklin 2004; van Deth 2014). Nehmen also immer 
weniger Bürger*innen an Wahlen teil, so schwindet einerseits die Verbindung zwischen 
den Bürger*innen und dem politischen System und andererseits wird der Demokratie 
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fragung sowie an einem Volksbegehren. Alle drei Möglichkeiten sind Instrumente der 
direkten Demokratie auf Bundesebene. Folgend sollen hier alle Instrumente vorgestellt 
werden, bevor in Abschnitt 3. Dieses Kapitels der rechtliche und historische Hinter-
grund beleuchtet wird.

Bei einer Volksabstimmung trifft das Volk zu einer vom Parlament vorgeschlage-
nen Angelegenheit die letztinstanzliche Entscheidung, die rechtlich bindend ist. Obli-
gatorisch ist eine Volksabstimmung, wenn es zu einer Gesamtrevision der Verfassung 
kommt (Wirnsberger/Haller 2015). Gegenstand einer Volksabstimmung ist entweder 
ein Gesetzesbeschluss des Nationalrats, welcher Gesetzeskraft erlangen soll, oder – auf 
Vorschlag der Bundesversammlung – die Absetzung des Bundespräsidenten.1 Zudem 
kann eine Volksabstimmung auch von einem Drittel des Nationalrates oder des Bun-
desrates zu einem Verfassungsgesetz initiiert werden.

Das Ergebnis einer Volksbefragung ist hingegen unverbindlich und hat lediglich 
einen beratenden Charakter. Im Gegensatz zur Volksabstimmung wird sie vor der parla-
mentarischen Beschlussfassung durchgeführt. Eingeführt wurde die Volksbefragung erst 
1989. Die Volksbefragung sieht entweder Ja-Nein-Fragen zur Abstimmung vor oder 
zwei alternative Lösungsansätze. Inhaltlich muss es sich bei der Volksbefragung um eine 
„Angelegenheit von grundsätzlicher und gesamtösterreichischer Bedeutung handeln“.2

Beide, Volksabstimmung und Volksbefragung, werden durch die Entschließung 
des*der Bundespräsidenten*Bundespräsidentin angeordnet.

Im Vergleich zu den beiden oben genannten Möglichkeiten, hat das Volksbegehren 
einen initiativen Charakter, sprich die Bürger*innen können selbst Gesetzesvorschläge 
auf die politische Agenda des Nationalrats setzen. Bevor das Anliegen aber Verhand-
lungsgegenstand im Nationalrat wird, muss es noch das Einleitungs- sowie das Ein-
tragungsverfahren durchlaufen (siehe Abschnitt 3.). Besteht das Begehren diese beiden 
Verfahren und können die Initiatoren mindestens 100.000  Unterschriften vorlegen, 
muss das Anliegen im Nationalrat diskutiert werden. Nach spätestens vier Monaten 
muss der zuständige Ausschuss Bericht über seine Arbeit erstatten. Dann wird das An-
liegen dem Plenum zur Diskussion vorgelegt.

Inhalt eines Volksbegehrens kann nur ein Anliegen sein, für das der Bundesgesetz-
geber zuständig ist. Die Ergebnisse von Volksbegehren sind rechtlich nicht bindend und 
bleiben meist ohne weitreichende politische Konsequenzen (Wirnsberger/Haller 2015). 
Der Nationalrat muss keinen Gesetzesbeschluss fassen.

1	 Siehe „Volksabstimmung“ auf der Webseite oesterreich.gv.at: https://www.oesterreich.gv.at/
themen/leben_in_oesterreich/buergerbeteiligung_direkte_demokratie/Seite.320411.html 
(23.05.2022).

2	 Siehe „Volksbefragung“ auf der Webseite oesterreich.gv.at: https://www.oesterreich.gv.at/
themen/leben_in_oesterreich/buergerbeteiligung_direkte_demokratie/Seite.320410.html 
(23.05.2022).
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Teil 5: Prozesse
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